VERKAUFSPROSPEKT

K & C Aktienfonds

(Fonds commun de placement gemal Teil | des Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember
2010 uber Organismen fir gemeinsame Anlagen)

(mit Allgemeinem Verwaltungsreglement und Sonderreglement)

Die Zeichnung und Ricknahme von Anteilen an dem diesem Verkaufsprospekt behandelten
Investmentfonds erfolgt auf Basis des Verkaufsprospektes, der wesentlichen Anlegerinformationen
und des Allgemeinem Verwaltungsreglements in Verbindung mit dem Sonderreglement in der
jeweils geltenden Fassung. Das Allgemeine Verwaltungsreglement und das Sonderreglement sind
im Anschluss an diesen Verkaufsprospekt abgedruckt. Das Verkaufsprospekt bildet mit dem
Allgemeinen Verwaltungsreglement und dem Sonderreglement eine sinngeméafRe Einheit und
ergénzen sich deshalb. Der Verkaufsprospekt sowie das Allgemeine Verwaltungsreglement und das
Sonderreglement bilden gemeinsam als  zusammenhangende Bestandteile  die
Vertragsbedingungen des Fonds.

Dieser Verkaufsprospekt ist nur gultig in Verbindung mit dem letzten veréffentlichten Jahresbericht
des K&C Aktienfonds (der ,Fonds®). Liegt der Stichtag des letzten Jahresberichtes langer als acht
Monate zurlck, ist dem Erwerber zusatzlich der Halbjahresbericht zur Verfligung zu stellen. Beide
Berichte sind Bestandteil des Verkaufsprospektes. Durch die Zeichnung eines Anteils erkennt der
Anteilinhaber den Verkaufsprospekt an.

Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerinformationen (Key Investor Information Document)
sowie die Halbjahres- und Jahresberichte sind kostenlos bei folgenden Stellen erhéltlich:

Luxemburg
= LRIl Invest S.A., 9A, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach
= European Depositary Bank SA, 3, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach

Von dem Verkaufsprospekt abweichende Auskinfte oder Erklarungen dirfen nicht abgegeben
werden.

Die Verwaltungsgesellschaft LRI Invest S.A. haftet nicht, wenn und soweit Auskunfte oder
Erklarungen abgegeben werden, die vom aktuell giiltigen Verkaufsprospekt oder den wesentlichen
Anlegerinformationen abweichen.

Die LRI Invest S.A. und die Anteile des Fonds sind und werden nicht gemaR dem United States
Investment Company Act von 1940 in seiner glltigen Fassung registriert. Die Anteile des Fonds sind
und werden nicht gemaf dem United States Securities Act von 1933 in seiner giiltigen Fassung oder
nach den Wertpapiergesetzen eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten von Amerika (USA)
registriert. Anteile des Fonds dirfen weder in den USA - einschliel3lich der dazugehorigen Gebiete
- noch einer US-Person oder auf deren Rechnung angeboten oder verkauft werden. Antragsteller
missen gegebenenfalls darlegen, dass sie keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag von
US-Personen erwerben noch an US-Personen weiterverauf3ern. US-Personen sind Personen, die
Staatsangehdrige der USA sind oder dort ihren Wohnsitz haben und/oder dort steuerpflichtig sind.
US-Personen konnen auch Personen- oder Kapitalgesellschaften sein, die gemaR den Gesetzen
der USA bzw. eines US-Bundesstaats, Territoriums oder einer US-Besitzung gegriindet werden.




Sollte die LRI Invest S.A. bzw. die Register- und Transferstelle Kenntnis davon erlangen, dass
es sich bei einem Anteilinhaber um eine US-Person handelt oder die Anteile zugunsten einer
US-Person gehalten werden, so steht den vorgenannten Gesellschaften das Recht zu, die
unverzigliche Ricknahme dieser Anteile zum jeweils gultigen und letztverfigbaren
Anteilwert zu verlangen.

Da die Anteile des Fonds in den USA nicht gemalR dem United States Securities Act von 1933
registriert sind, kdnnen diese weder in den USA — einschlie3lich der dazugehdrigen Gebiete —
noch an Staatsangehtrige der USA angeboten oder verkauft werden, es sei denn, ein solches
Angebot oder ein solcher Verkauf wird durch eine Befreiung von der Registrierung geméan dem
United States Securities Act von 1933 ermdglicht.

Bei Geldtransfers werden persdnliche Daten verarbeitet. Dies geschieht teilweise auf Ebene der die
Zahlung abwickelnden Bank, aber auch auf Ebene spezialisierter Gesellschaften, wie SWIFT
(Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication). Die Bearbeitung und Ubermittiung
von Daten kann auch durch Datenverarbeitungszentralen in anderen européischen Landern und in
den USA erfolgen. Sie unterliegen dann dortigem, lokalem Recht. Daraus folgt, dass amerikanische
Behdrden zur Terrorismusbekampfung Zugang zu in solchen Zentren gespeicherten Daten fordern
kénnen. Jeder Kunde, der seine Bank beauftragt, Zahlungsanweisungen oder andere Operationen
auszufihren, stimmt implizit der Tatsache zu, dass alle zur vollstandigen Abwicklung einer
Transaktion notwendigen Datenelemente auf3erhalb Luxemburgs bekannt werden kénnen.

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Zeichnungen, die auf elektronischem Wege zustande
gekommen sind, kénnen sich Anleger auch an die Online-Streitbeilegungsplattform der EU wenden
(www.ec.europa.eu/consumers/odr). Als Kontaktadresse der Verwaltungsgesellschaft kann dabei
folgende E-Mail verwendet werden: info@lri-group.lu. Die Plattform ist selbst keine
Streitbeilegungsstelle, sondern vermittelt den Parteien lediglich den Kontakt zu einer zustandigen
nationalen Schlichtungsstelle.

Die in diesem Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen enthaltenen

Informationen ersetzen nicht die persdnliche Beratung des Anlegers.

Stand: 1. November 2021
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Verkaufsprospekt

| 1. Der Fonds

Das in diesem Verkaufsprospekt beschriebene Sondervermégen K & C Aktienfonds (der ,Fonds®)
ist ein Investmentfonds nach luxemburgischem Recht in der Form eines "fonds commun de
placement” gemaR Teil | des Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember 2010 Uber Organismen fir
gemeinsame Anlagen in seiner jeweils gultigen Fassung (das "Gesetz vom 17. Dezember 2010 und
erfullt entsprechend die Anforderungen der Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 13. Juli 2009. Der Fonds unterliegt dartber hinaus den Regelungen der Richtlinie
2014/91/EU des Europaischen Parlaments und des Rates.

| 2. Die Verwaltungsgesellschaft

Die Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist die LRI Invest S.A. (die "Verwaltungsgesellschaft"), eine
Aktiengesellschaft nach luxemburgischem Recht mit Sitz in Munsbach (Luxemburg). Die
Verwaltungsgesellschaft wurde am 13. Mai 1988 mit dem Namen LRI Fund Management Company
S.A. gegrindet und ihre Satzung wurde im Amtsblatt des GroRBherzogtums Luxemburg, dem
Mémorial Teil C, Recueil Spécial des Sociétés et Associations (,Mémorial) bzw. Recueil
Electronique des Sociétés et Associations (,RESA®) vom 27. Juni 1988 veroffentlicht. Anderungen
der Satzung, die bis zum 29. Dezember 2003 erfolgten, wurden im Mémorial veroffentlicht.
Anderungen, die seit dem 30. Dezember 2003 erfolgen, werden beim Handels- und
Gesellschaftsregister in Luxemburg hinterlegt und sind dort erhaltlich. Ein entsprechender
Hinterlegungsvermerk wird jeweils im RESA veroffentlicht.

Die letzte Anderung der Satzung der Verwaltungsgesellschaft erfolgte mit Wirkung zum 30.
Dezember 2019. Die koordinierte Satzung in der Fassung vom 30. Dezember 2019 wurde beim
Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg hinterlegt und am 31. Januar 2020 im Mémorial
veroffentlicht. Die Verwaltungsgesellschaft ist beim Handels- und Gesellschaftsregister in
Luxemburg unter der Registernummer R.C.S. Luxemburg B 28.101 eingetragen.

Das gezeichnete Kapital der Verwaltungsgesellschaft belief sich zum 31. Dezember 2019 auf EUR
10.000.000,-.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Zulassung als Verwaltungsgesellschaft im Sinne von Artikel 101
des Kapitels 15 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010. Die Verwaltungsgesellschaft entspricht den
Anforderungen der Richtlinie 2009/65/EG des Rates zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen flir gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (“OGAW).

Der Gesellschaftszweck der Verwaltungsgesellschaft besteht (sinngemafd) in der Auflegung und
Verwaltung von (i) Organismen fir gemeinsame Anlagen (,OGA®) gemaf der Richtlinie 2009/65/EG
in ihrer jeweils geltenden Fassung und (ii) alternativen Investmentfonds (,AIF“) gemaR der Richtlinie
2011/61/EU in ihrer jeweils geltenden Fassung sowie in weiteren, im weitesten Sinne des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 zulassigen Tatigkeiten. Hierzu zahlen neben den administrativen
Tatigkeiten insbesondere die Anlageverwaltung sowie der Vertrieb von OGA’'s/OGAW'’s.

Die Verwaltungsgesellschaft handelt im Einklang mit den Bestimmungen des Gesetzes vom 17.
Dezember 2010, des Gesetzes vom 13. Februar 2007 Uber spezialisierte Investmentfonds (das
.Gesetz vom 13. Februar 2007%) sowie den Bestimmungen des Gesetzes vom 12. Juli 2013 Uber
die Verwalter alternativer Investmentfonds (das ,Gesetz vom 12. Juli 2013%) den geltenden
Verordnungen sowie den Rundschreiben und Verlautbarungen der Commission de Surveillance du
Secteur Financier (,CSSF*) jeweils in deren aktuell geltenden Fassungen.
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Die Verwaltungsgesellschaft handelt in eigenem Namen und fir gemeinschaftliche Rechnung der
Anteileigner des Fonds. Sie handelt unabhéngig von der Verwahrstelle und ausschlief3lich im
Interesse der Anteilinhaber

Die Verwaltungsgesellschaft darf im Rahmen ihrer Verwaltungsbefugnis zu ergreifende
VerwaltungsmafRnahmen mit Wertpapiergeschéften oder Verwaltungsaufgaben fir ihre Ubrigen
Kunden zusammenfassen. In diesem Rahmen ist sie zur Zusammenfassung von Kundenauftragen
berechtigt, sofern dies im Einklang mit ihren vertraglichen oder gesetzlichen Pflichten steht. Bei der
Zuteilung auf die einzelnen Depots, soweit die Ausfiihrung zu mehr als einem Kurs erfolgt ist, wird
ein nach dem arithmetischen Mittel gebildeter Mischkurs zugrunde gelegt. In Einzelfallen kann eine
solche Zusammenlegung fir den Fonds daher durch entsprechende Rundungen marginal nachteilig
sein. Wenn der Auftrag nicht vollstandig ausgefiihrt werden kann, fuhrt die Verwaltungsgesellschaft
die Kundenauftrage (einschlielich des Auftrags des Fonds) anteilig gemaf den urspriinglichen
Anweisungen durch.

Die Verwaltungsgesellschaft kann einen Teil der Verwaltungsvergitung sowie ganz oder teilweise
etwaige Ausgabeaufschlage an ihre Vertriebspartner in Form von Provisionszahlungen fur deren
Vermittlungsleistungen weitergeben. Die Hohe der Provisionszahlungen wird je nach Vertriebsweg
in Abhangigkeit vom Bestand oder vom durchschnittlichen Bestand des vermittelten Fondsvolumens
bemessen. Dabei kann ein wesentlicher Teil der Verwaltungsvergitung in Form von
Provisionszahlungen an die Vertriebspartner der Verwaltungsgesellschaft weitergegeben werden.
Zudem konnen aus Zielfondsinvestments ganz oder teilweise Bestandsprovisionen an die
Verwahrstelle, den Investmentmanager, die Verwaltungsgesellschaft bzw. die Vertriebsstellen
flieBen. Zusatzlich kann aus Zielfondsinvestments ein Anteil der jahrlichen Verwaltungsvergiitung
dieser Fonds ganz oder teilweise als Riickvergitung an die Verwahrstelle, den Investmentmanager,
die Verwaltungsgesellschaft bzw. die Vertriebsstellen flieRen. Uber die Verwaltungsvergitung
hinaus kénnen die Vertriebspartner von der Verwaltungsgesellschaft eine zusatzliche Vergltung
erhalten, wenn sie aus dem Gesamtangebot der Verwaltungsgesellschaft Produkte in einem Umfang
vertreiben, der einen vorab definierten Schwellenwert Uberschreitet. Daneben kann die
Verwaltungsgesellschaft ihren Vertriebspartnern weitere Zuwendungen in  Form von
unterstlitzenden Sachleistungen (z. B. Mitarbeiterschulungen) und ggf. Erfolgsboni, die ebenfalls mit
den Vermittlungsleistungen der Vertriebspartner im Zusammenhang stehen, gewahren, welche nicht
dem Fondsvermdgen gesondert in Rechnung gestellt werden. Die Zuwendungen stehen den
Interessen der Anleger nicht entgegen, sondern sind darauf ausgelegt, die Qualitat der
Dienstleistungen seitens der Vertriebspartner aufrechtzuerhalten und weiter zu verbessern. Nahere
Informationen zu den Zuwendungen kdnnen die Anleger von den Vertriebspartnern erhalten.

Informationen im Anlegerinteresse:

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet die Fonds unter Berlicksichtigung der schutzwirdigen
Interessen der Anteilinhaber. In diesem Zusammenhang verfligt sie u.a. Uber eine Politik zum
Umgang mit etwaigen Interessenkonflikten, eine Beschwerdepolitik, eine Politik zur bestmoglichen
Ausfuhrung von Geschéaften (Best-Execution-Policy)sowie eine Politik zum Umgang mit
Stimmrechten.

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine Vergutungspolitik und-praxis festgelegt, welche den
gesetzlichen Vorschriften, insbesondere den in Artikel 111 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010
aufgeflihrten Grundséatzen entspricht und wendet diese an.

Die Vergutungspolitik und -praxis der Verwaltungsgesellschaft ist mit einem soliden und wirksamen
Risikomanagement vereinbar und diesem forderlich und ermutigt zur keiner Ubernahme von
Risiken, die mit den Risikoprofilen, Vertragsbedingungen oder Satzungen der von der
Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAW nicht vereinbar sind. Die Vergutungspolitik der
Verwaltungsgesellschaft steht im Einklang mit der Geschaftsstrategie, den Zielen, den Werten und
den Interessen der Verwaltungsgesellschaft und der von ihr verwalteten OGAW und der Anleger
dieser OGAW und umfasst MalRnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten.

Die Leistungsbewertung erfolgt in einem mehrjahrigen Rahmen, der der Haltedauer, die den
Anlegern des von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAW empfohlen wurde, angemessen
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ist, um zu gewdhrleisten, dass die Bewertung auf die langerfristige Leistung des OGAW und seiner
Anlagerisiken abstellt und die tats&chliche Auszahlung erfolgsabhangiger Vergttungskomponenten
Uber denselben Zeitraum verteilt ist. Die festen und variablen Bestandteile der Gesamtvergitung
stehen in einem angemessenen Verhaltnis zueinander, wobei der Anteil des festen Bestandteils an
der Gesamtvergutung hoch genug ist, um in Bezug auf die variablen Vergitungskomponenten
vollige Flexibilitat zu bieten, einschliel3lich der Moglichkeit, auf die Zahlung einer variablen
Komponente zu verzichten.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Grundséatze des Vergitungssystems festgelegt und tiberwacht
deren Umsetzung. Die Einzelheiten der aktuellen Vergutungspolitik, darunter eine Beschreibung,
wie die Vergltung und die sonstigen Zuwendungen berechnet werden, und die Identitat der fir die
Zuteilung der Vergutung und sonstigen Zuwendungen zustandigen Personen sind auf der Webseite
der Verwaltungsgesellschaft unter dem Link http://www.Iri-group.lu/Vergutungspolitik.pdf abrufbar.
Auf Anfrage wird eine kostenlose Papierversion zur Verfligung gestellt.

Die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet sich Interessenkonflikte bestmdglich zu vermeiden, oder
falls dies nicht mdglich ist, auf ein Minimum zu beschranken. Die Verwaltungsgesellschaft agiert
jederzeit unabh@ngig im Interessenkonfliktmanagement und hat die strukturellen und
prozessbezogenen Voraussetzungen geschaffen um Interessenkonflikte zu vermeiden. Ein aktives
Interessenkonfliktmanagement steuert Malnahmen zur Vermeidung und Ldsung von
Interessenkonflikten.

Die Anleger werden Uber bestehende Situationen unterrichtet, in denen die organisatorischen oder
administrativen  Vorschriften, die die Verwaltungsgesellschaft zur Steuerung von
Interessenkonflikten festgelegt hat, nicht ausreichend sind, um mit hinreichender Sicherheit zu
gewabhrleisten, dass das Risiko in Bezug auf die Schadigung der Interessen des Fonds oder seiner
Anleger vermieden werden kann. Bei ldentifikation von nicht l6sbaren Interessenkonflikten
veranlasst die Verwaltungsgesellschaft eine entsprechende Anlegerinformation (z.B.
Veroffentlichung in den Ublichen Benachrichtigungsmedien,  Aktualisierung  des
Verkaufsprospektes).

Die Geschaftspolitik der Verwaltungsgesellschaft und der verbundenen Personen besteht darin,
Handlungen und Geschafte zu identifizieren, zu steuern und gegebenenfalls zu verbieten, die einen
Interessenkonflikt zwischen den einzelnen Geschaftstatigkeiten der verbundenen Person und des
Fonds oder Anlegern oder zwischen einem und einem weiteren Teil der Anleger des Fonds
darstellen konnten.

Die verbundene Person sowie die Verwaltungsgesellschaft streben danach, samtliche Konflikte
nach den anspruchsvollsten Grundsatzen der Integritat und Fairness zu behandeln. Zu diesem
Zweck hat die Verwaltungsgesellschaft Verfahren eingerichtet, um sicherzustellen, dass samtliche
Geschiftsvorgange, die einen fir den Fonds oder seine Anleger potenziell nachteiligen Konflikt
beinhalten, mit angemessener Unabhangigkeit behandelt werden, und dass Konflikte fair geldst
werden.

Zu diesen Verfahren gehdren unter anderem:

— Verfahren, um den Informationsaustausch zwischen Einheiten der verbundenen Person zu
verhindern oder zu kontrollieren;

— Verfahren, um sicherzustellen, dass alle mit Vermodgenswerten des Fonds verbundenen
Stimmrechte ausschlief3lich im Interesse des Fonds und seiner Anleger ausgetibt werden;

— Verfahren, um sicherzustellen, dass jegliche Anlagetatigkeit im Namen des Fonds im Interesse
des Fonds und seiner Anleger erfolgt;

— Verfahren zur Behandlung von Interessenkonflikten.
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http://www.lri-group.lu/Vergütungspolitik.pdf

Trotz aller gebotenen Sorgfalt und besten Bemuihungen lasst sich nicht ausschliel3en, dass die
organisatorischen oder administrativen Vorkehrungen der Verwaltungsgesellschaft zur Behandlung
von Interessenkonflikten nicht ausreichen, um in einem vertretbaren Mafl3 zu gewahrleisten, dass
potenzielle Schadigungen der Interessen des Fonds oder seiner Anteilinhaber verhindert werden.
Ist dies der Fall, werden die betreffenden, nicht entscharften Interessenkonflikte den Anlegern auf
der Webseite der Verwaltungsgesellschaft, im Verkaufsprospekt sowie im Halbjahres- bzw.
Jahresbericht gemeldet.

Interessierte Anleger konnen weitere Informationen hierzu tber das Kontaktformular auf der
Webseite der Verwaltungsgesellschaft, per E-Mail oder per Fax oder per Telefon bei der
Verwaltungsgesellschaft anfragen. Die entsprechenden Kontaktdaten sind ferner in diesem
Verkaufsprospekt im Abschnitt ,Management und Verwaltung“ angegeben.

Auf diesem Weg kdnnen interessierte Anleger sich auch Uber etwaige aktuelle Klageverfahren und
die Geltendmachung von Anleger- und Glaubigerrechten informieren.

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet zum Stand dieses Verkaufsprospektes folgende Fonds in der
Form von ,fonds commun de placement® (FCP) oder ,société d’investissement a capital variable®
(SICAV), welche nach dem Gesetz vom 17. Dezember 2010 aufgelegt wurden:

FCP SICAV

1A Global Value Aditum Investment Funds

AKS Global Anarosa Funds (Lux)

ALTIS Fund Baumann and Partners — Premium Select
AMF BlueBalance UCITS

Bankhaus Bauer Premium Select Diamond | SICAV

Baumann & Cie Partner Fonds (Lux) Fidecum SICAV

BSF — Global Balance Maestro SICAV (Lux)

BV Global Balance Fonds One Fund SICAV

Challenger Global Fonds Swiss Rock (Lux) Dachfonds Sicav
CHART HIGH VALUE/YIELD FUND Swiss Rock (Lux) Sicav

Degussa Bank WorksidePartner Fonds WestGlobal

DKO-Fonds WestOptimal

Ellwanger.Geiger Vermogensstrategie

EuroEquityFlex

EquityFlex

Favorit-Invest

Finanzmatrix

Fundsolution

GAAM Morgenstern Balanced Fund
GAAM — Premium Selection Balanced Fund
Guliver Demografie Sicherheit
Guliver Demografie Wachstum
HWB Brands Global Invest
HWB Dachfonds

HWB Global

HWB InvestWorld

HWB Umbrella Fund
Investment Vario Pool

K & C Aktienfonds

KSAM Einkommen Aktiv

KSK LB Exklusiv

LBBW Alpha Dynamic

LBBW Bond Select

LBBW Equity Select

LBBW Global Risk Parity Fund
LBBW Opti Return

Seite 7



M.M.Warburg Structured Equity Invest
MPF Aktien Strategie Europa
MPF Aktien Strategie Global
MPF Aktien Strategie Total Return
MPF Aktien Strategie Zertifikate
MPF Renten Strategie Basis
MPF Renten Strategie Chance
MPF Renten Strategie Plus
MPF Sino

MPF Struktur Aktien

MPF Struktur Balance

MPF Struktur Renten Fonds

M & W Invest

M & W Privat
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WARBURG VALUE FUND

Sie legt die Anlagepolitik des Fonds unter Berlcksichtigung der gesetzlichen
Anlagebeschrankungen fest, kann jedoch im Zusammenhang mit der Verwaltung der Aktiva des
Fonds unter eigener Verantwortung und Kontrolle sowie auf Kosten des Fonds einen
Investmentmanager hinzuziehen, soweit dieser fir die Zwecke der Vermdgensverwaltung
zugelassen oder eingetragen ist und einer Aufsichtsbehdrde unterliegt.

Die Verwaltungsgesellschaft berticksichtigt derzeit nicht die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen
von Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren. Die maf3geblichen Daten, die zur
Feststellung und Gewichtung der wichtigsten nachteiligen Nachhaltigkeitsauswirkungen notwendig
sind, sind im Markt noch nicht in ausreichendem Umfang sowie in der erforderlichen Qualitat
vorhanden.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Datenlage regelm&Rig Uberprifen und auf dieser Grundlage
ggaf. erneut Uber die Moglichkeit der Bertuicksichtigung von wichtigsten nachteiligen Auswirkungen
der Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren im Rahmen interner Strategien
entscheiden.

| 3. Die Zentralverwaltungsstelle

Die Verwaltungsgesellschaft hat die APEX FUND SERVICES S.A. ("Apex Luxembourg") mit Sitz in
3, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach, Grol3herzogtum Luxemburg, eingetragen im Handels-
und Gesellschaftsregister in Luxemburg unter der Registernummer R.C.S. Luxemburg B 241514,
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zur Zentralverwaltungsstelle des Fonds mit Wirkung zum 1. Dezember 2020 gemaf den rechtlichen
Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 und dem zwischen der
Verwaltungsgesellschaft und der Zentralverwaltungsstelle abgeschlossenen
Zentralverwaltungsstellenvertrag im Rahmen einer Auslagerung dieser Tatigkeit bestellt.

Apex Luxembourg wird mit samtlichen, in Verbindung mit der Verwaltung des Fonds stehenden
verwaltungstechnischen Aufgaben betraut, einschlielich der Buchhaltung, Bestimmung des
Nettoinventarwertes und der Fihrung der Buchhaltungsunterlagen.

Die Zentralverwaltungsstelle kann von Zeit zu Zeit unter ihrer vollen Verantwortung, Kontrolle und in
Ubereinstimmung mit allen anwendbaren Vorschriften und auf ihre eigenen Kosten Vereinbarungen
mit verbundenen Unternehmen im Hinblick auf die Delegierung eines Teils der unter den
Zentralverwaltungsstellenvertrag  fallenden  Tatigkeiten  treffen.  Die  Pflichten  und
Verantwortlichkeiten der Verwaltungsgesellschaft sowie der Zentralverwaltungsstelle werden in
keiner Weise durch eine in Kraft befindliche Delegation geéandert.

Die Verwaltungsgesellschaft und die Zentralverwaltungsstelle konnen diesen Vertrag jederzeit mit

einer schriftlichen Kiindigung von drei (3) Monaten, die von einer Partei an die andere gerichtet ist,
kindigen oder unter anderen Umstanden, die im Zentralverwaltungsstellenvertrag festgelegt sind.

| 4. Der Anlageberater

Die Verwaltungsgesellschaft kann im Zusammenhang mit der Verwaltung der Aktiva des Fonds
unter eigener Verantwortung und Kontrolle sowie auf Kosten des Fonds einen Anlageberater
hinzuziehen.

Aufgabe des Anlageberaters ist insbesondere die Beobachtung der Finanzmarkte, die Analyse der
Zusammensetzung des Fondsvermdgens und die Abgabe von Anlageempfehlungen an die
Verwaltungsgesellschaft unter Beachtung der Grundsatze der Anlagepolitik des Fonds und der
gesetzlichen sowie vertraglichen Anlagebeschrankungen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Kornhaald & Cie Vermogensverwaltung AG zum Anlageberater
(~Anlageberater”) ernannt. Die Kornhaal3 & Cie Vermdgensverwaltung AG, eine Aktiengesellschaft
nach deutschem Recht mit Sitz in Palaststr. 10, D-54290 Trier, wurde am 15. Januar 2007
gegrundet. Gesellschaftszweck der Kornhaald & Cie Vermdgensverwaltung AG ist die Verwaltung
einzelner in Finanzinstrumenten angelegter Vermogen fir andere mit Entscheidungsspielraum, die
Anlageberatung, insbesondere Portfoliostrukturberatung, Beratung fir Asset Allocation und die
allgemeine Begleitung und Umsetzung der Entscheidung zur Vermodgensanlage, die Vermittlung
von Geschéften Uber die Anschaffung und die VerédufR3erung von Finanzinstrumenten oder deren
Nachweis sowie die Anschaffung und die VerauRerung von Finanzinstrumenten im fremden Namen
fur fremde Rechnung. Der Anlageberater ist nicht befugt, sich bei der Erbringung von
Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu
verschaffen und darf auch nicht auf eigne Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln. Der
Anlageberater kann seine Tatigkeit innerhalb der Europaischen Union entfalten. Er kann zur
Umsetzung des vorstehend beschriebenen Unternehmensgegenstands im In- und Ausland
Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften errichten und sich an Unternehmen beteiligen,
wenn der Gegenstand solcher Unternehmen gesetzlich oder von Satzungswegen im Wesentlichen
auf Geschéfte ausgerichtet ist, welche der Anlageberater selbst betreiben darf, und eine Haftung
des Anlageberaters aus der Beteiligung durch die Rechtsform des Unternehmens beschrankt ist.

Der Anlageberater ist ermé&chtigt, unter der allgemeinen Kontrolle und Verantwortung der
Verwaltungsgesellschaft fur den Fonds im Rahmen der téaglichen Anlagepolitik der
Verwaltungsgesellschaft Einschatzungen, Ratschlage und Empfehlungen zur Wahl der Anlagen und
zur Auswahl der zu erwerbenden oder zu verkaufenden Wertpapiere abzugeben. Die
Verwaltungsgesellschaft ist nicht verpflichtet, den Empfehlungen des Anlageberaters Folge zu
leisten. Die Verwaltungsgesellschaft wird die tagliche Verwaltung des Fondsverméogens
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sicherstellen;  sédmtliche  Anlageentscheidungen  werden dementsprechend von der
Verwaltungsgesellschaft getroffen.

Der Anlageberater wird weder Gelder noch sonstige Vermdgenswerte von Anlegern
entgegennehmen.

| 5. Die Verwahr- und Hauptzahlstelle

Verwahr- und Hauptzahistelle des Fonds ist die European Depositary Bank SA mit Sitz in 3, rue
Gabiriel Lippmann, L-5365 Munsbach. Sie ist eine Aktiengesellschaft nach luxemburgischem Recht
(Gesetz vom 5. April 1993 Uber den Finanzsektor) und ist auf unbestimmte Zeit errichtet. Die
Verwahrstelle betreibt Bankgeschafte aller Art. Die Funktion der Verwahr- und Zahlstelle richtet sich
nach dem Gesetz vom 17. Dezember 2010, dem Verwahr- und Hauptzahlstellenvertrag, dem
Allgemeinen Verwaltungsreglement, dem Sonderreglement sowie dem Verkaufsprospekt. Die
Transaktionen innerhalb des Fondsportfolios werden Uber die Verwahrstelle abgewickelt. Die
Verwahrstelle handelt im Interesse der Anteilinhaber.

Die Verwahrstelle hat gemal Artikel 3 des Allgemeinen Verwaltungsreglements die Mdglichkeit,
Teile ihrer Aufgaben an Dritte zu delegieren (,Unterverwahrer). Eine entsprechende Ubersicht der
etwaig ernannten Unterverwahrer wird auf der Internetseite der Verwaltungsgesellschaft unter
abrufbarem Link Liste der Unterverwahrer zur Verfiigung gestellt.

Auf Antrag wird die Verwaltungsgesellschaft den Anteilinhabern Informationen auf dem neusten
Stand hinsichtlich der Identitat der Verwahrstelle des Fonds, der Beschreibung der Pflichten der
Verwahrstelle sowie der Interessenkonflikte, die entstehen kénnen und der Beschreibung samtlicher
von der Verwahrstelle Ubertragender Verwahrungsfunktionen, die Liste der Unterverwahrer bzw.
Lagerstellen und die Angabe samtlicher Interessenkonflikte, die sich aus der Aufgabenibertragung
ergeben kdnnen, Ubermitteln.

Durch die Benennung der Verwahrstelle und/oder der Unterverwahrer konnen potentielle
Interessenkonflikte, welche im Abschnitt ,Potentielle Interessenkonflikte der Verwahrstelle* naher
beschrieben werden, bestehen.

Auslandische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder verauf3ert werden oder die der Fonds
von der Verwahrstelle im Inland oder im Ausland verwahren lasst, unterliegen regelmaRig einer
auslandischen Rechtsordnung. Rechte und Pflichten der Verwahrstelle oder des Fonds bestimmen
sich daher nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung des Namens des Anlegers
vorsehen kann. Der Anleger sollte sich bei der Zeichnung von Anteilen des Fonds bewusst sein,
dass die Verwahrstelle gegebenenfalls entsprechende Auskiinfte an auslandische Stellen zu erteilen
hat, da sie hierzu gesetzlich, und/oder aufsichtsrechtlich verpflichtet ist.

Die Bestellung der Verwahrstelle kann durch die Verwahrstelle oder die Verwaltungsgesellschaft
schriftlich unter der Einhaltung einer 3-monatigen Frist gekiindigt werden. Eine solche Kindigung
wird jedoch erst wirksam, wenn eine andere, von der zustandigen Luxemburger Aufsichtsbehdrde
zuvor genehmigte Bank die Pflichten und Funktionen der Verwahrstelle gemaf den Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsreglements tbernimmt.

Die bei der Verwahrstelle und gegebenenfalls bei anderen Kreditinstituten gehaltenen
Bankguthaben sind nicht durch eine Einrichtung zur Sicherung der Einlagen geschiitzt.

| 6. Die Register- und Transferstelle

Als Register- und Transferstelle des Fonds ist die European Depositary Bank SA mit Sitz in 3, rue
Gabriel Lippmann, L-5365 Munsbach.
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Die Funktion der Register- und Transferstelle richtet sich nach dem Gesetz vom 17. Dezember 2010,
dem Register- und Transferstellenvertrag, dem Allgemeinen Verwaltungsreglement, dem
Sonderreglement sowie diesem Verkaufsprospekt.

Die Register- und Transferstelle wurde mit der Ausfuihrung von Antragen zur Zeichnung, Riicknahme
und zur Ubertragung von Anteilen sowie der Fiuihrung des Anteilsregisters beauftragt.

Die Kosten werden dem jeweiligen Netto-Fondsvermdgen belastet.

Der Register- und Transferstellenvertrag sieht beidseitige 3-monatige sowie auf3erordentliche
Kindigungsfristen vor.

| 7. Berechnung des Anteilwertes

Die Berechnung des Anteilwertes des Fonds wird unter der Aufsicht der Verwahrstelle von der
Verwaltungsgesellschaft oder einem von ihr beauftragten Dritten an jedem Tag, der Bankarbeitstag
in Luxemburg ist, mit Ausnahme des 24. und 31. Dezembers eines jeden Jahres (“Bewertungstag®)
im Sinne der Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsreglements, vorgenommen.

Die Berechnung des Anteilwertes des Fonds erfolgt durch Teilung des Wertes des Netto-
Fondsvermégens (=Fondsvermdgen abziglich der bestehenden Verbindlichkeiten) durch die Zahl
der am Bewertungstag im Umlauf befindlichen Anteile dieses Fonds. Anteilbruchteile werden bei der
Berechnung des Anteilwertes mit drei Dezimalstellen nach dem Komma bericksichtigt. Dazu
werden die im Fonds enthaltenen Vermégensgegenstande gemaR den in Artikel 7 des Allgemeinen
Verwaltungsreglements aufgefiihrten Bewertungsregeln bewertet.

Eine Beispielrechnung fir die Berechnung des Anteilwertes stellt sich wie folgt dar:

Netto-Fondsvermégen: 10.000.000,- Euro
Anzahl der am Bewertungstag im Umlauf befindlichen Anteile 200.000
Anteilwert (= Ricknahmepreis) 50,- Euro

Die Wertentwicklung wird nach der so genannten ,BVI-Methode® ermittelt. Die Berechnung basiert
auf den Ricknahmepreisen am Anfangs- und Endtermin.

Im Einzelnen regelt Artikel 7 des Allgemeinen Verwaltungsreglements die Bewertung sowie Artikel
8 des Allgemeinen Verwaltungsreglements die zeitweilige Einstellung der Anteilwertberechnung
sowie Artikel 9 des Allgemeinen Verwaltungsreglements der Riicknahme von Anteilen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, fur einen Fonds die Berechnung des Anteilwertes
zeitweilig einzustellen, wenn und solange Umstande vorliegen, die diese Einstellung erforderlich
machen und wenn die Einstellung unter Beriicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber
gerechtfertigt ist. Weitere Details sind im Allgemeinen Verwaltungsreglement geregelt.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aussetzung beziehungsweise Wiederaufnahme der
Anteilwertberechnung unverziglich geman den gesetzlichen und prospektualen Bestimmungen in
den Landern veroffentlichen, in denen Anteile des jeweiligen Fonds zum offentlichen Vertrieb
zugelassen sind, sowie allen Anteilinhabern mitteilen, die Anteile zur Riicknahme angeboten haben.

Zeichnungs-, RlUcknahme- oder Umtauschantrdge konnen im Falle einer Aussetzung der

Berechnung des Anteilwertes vom Anteilinhaber bis zum Zeitpunkt der Veroéffentlichung der
Wiederaufnahme der Anteilwertberechnung widerrufen werden.
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| 8. Der Erwerb und die Riickgabe von Anteilen

Anteile des Fonds kdnnen bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle, der Register- und
Transferstelle sowie bei den in diesem Verkaufsprospekt, unter Management und Verwaltung,
verzeichneten Zahl- und Vertriebsstellen zum Ausgabepreis erworben und zum Riucknahmepreis
zuriickgegeben werden.

Anteilklassen im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 des Allgemeinen Verwaltungsreglements werden
nicht gebildet.

Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert zuziglich eines etwaigen Ausgabeaufschlages, dessen
maximale Hohe sich aus dem Abschnitt ,Der Fonds K&C Aktienfonds im Uberblick“ ergibt. Der
Ausgabeaufschlag wird an die Vertriebspartner in Form von Provisionszahlungen fir deren
Vermittlungsleistung weitergegeben.

Eine Beispielrechnung fir die Berechnung des Ausgabepreises stellt sich wie folgt dar:

Netto-Fondsvermdgen: 10.000.000,- Euro
Anzahl der am Bewertungstag sich im Umlauf befindlichen Anteile 200.000
Anteilwert (= Ricknahmepreis) 50,- Euro
Zuzuglich des max. Ausgabeaufschlages von 3,5 %

Ausgabepreis je Fondsanteil in Euro 51,75 Euro

Zur Vermeidung der Geldwasche muss sich jeder Anteilzeichner beim Erwerb von Anteilen
gegenlber der Verwaltungsgesellschaft oder der Register- und Transferstelle oder der vermittelnden
Stelle ausweisen. Die vermittelnden Stellen haben ihren Sitz in einem FATF Land und unterliegen
einer Finanzaufsicht.

Die Verwaltungsgesellschaft des Fonds lasst keine Praktiken des Market Timing (= haufige
Anteilscheinumsatze innerhalb einer kurzen Zeit unter Ausnutzung von Zeitunterschieden und/oder
Differenzen in der Nettoinventarwertberechnung) und Late Trading (= die Annahme von
Anteilscheingeschaften nach der Annahmeschlusszeit 16.00 Uhr und die Abrechnung dieses
Anteilscheingeschafts auf der Grundlage des Nettoinventarwertes desselben, anstatt des nachsten
Bewertungstages) zu und behalt sich das Recht vor, Zeichnungsantrage abzulehnen, die von einem
Anleger stammen, von dem der Fonds annimmt, dass dieser derartige Praktiken anwendet. Die
Verwaltungsgesellschaft des Fonds behalt sich vor, bei Bedarf MalBnhahmen zum Schutz der
anderen Anleger des Fonds zu ergreifen. Die Verwaltungsgesellschaft stellt in jedem Falle sicher,
dass zum Zeitpunkt der Abgabe des Zeichnungsantrages dem Anleger der Nettoinventarwert nicht
bekannt ist.

Die Verwaltungsgesellschaft kann Zeichnungsantrdge zuriickweisen und zu jeder Zeit Anteile
zwangsweise zurlckkaufen, sofern nach deren Einschitzung Zeichnungsantrage oder
Anteilausgaben ungesetzlich sind, waren oder sein kdnnten. Dasselbe gilt, falls Zeichnungsantrage
von Personen stammen, welche vom Erwerb und Besitz von Anteilen des Fonds ausgeschlossen
sind oder sich die Zeichnungsantrage solcher Personen, nach Einschatzung der
Verwaltungsgesellschaft, schadigend auf das Ansehen des Fonds auswirken kénnten.

Der Anteilinhaber ist berechtigt, jederzeit die Riicknahme seiner Anteile zu dem im Sonderreglement
des Fonds festgelegten Ricknahmepreis und zu den dort bestimmten Bedingungen zu verlangen.

Eine Beispielrechnung fur die Berechnung des Ricknahmepreises stellt sich wie folgt dar:

Netto-Fondsvermdgen: 10.000.000,- Euro
Anzahl der am Bewertungstag sich im Umlauf befindlichen Anteile 200.000
Ricknahmepreis 50,- Euro
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Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, fir einen Fonds die Berechnung des Anteilwertes
zeitweilig einzustellen, wenn und solange Umstande vorliegen, die diese Einstellung erforderlich
machen und wenn die Einstellung unter Bericksichtigung der Interessen der Anteilinhaber
gerechtfertigt ist. Weitere Details sind im Allgemeinen Verwaltungsreglement geregelt.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aussetzung beziehungsweise Wiederaufnahme der
Anteilwertberechnung unverzuglich gemaf den gesetzlichen und prospektualen Bestimmungen in
den Landern vertffentlichen, in denen Anteile des jeweiligen Fonds zum offentlichen Vertrieb
zugelassen sind, sowie allen Anteilinhabern mitteilen, die Anteile zur Riicknahme angeboten haben.

Zeichnungs- oder Rucknahmeantrdge konnen im Falle einer Aussetzung der Berechnung des
Anteilwertes vom Anteilinhaber bis zum Zeitpunkt der Veroffentlichung der Wiederaufnahme der
Anteilwertberechnung widerrufen werden.

Die Verwaltungsgesellschaft ist nach Abstimmung mit der Verwahrstelle berechtigt, umfangreiche
Rucknahmen (mehr als 10 % Nettofondsvermdgens am entsprechenden Bewertungstag), die nicht
aus den flussigen Mitteln und zulassigen Kreditaufnahmen des Fonds befriedigt werden kdnnen,
erst zu tatigen, nachdem entsprechende Vermdgenswerte des Fonds ohne Verzdgerung verkauft
wurden.

| 9. Ausschiittungspolitik

Die Anteile des Fonds sind nicht ausschittungsberechtigt. Die erwirtschafteten Ertrage werden
thesauriert.

10. Ihre Ansprechpartner

Zahlungen im Zusammenhang mit der Ausgabe, Riicknahme oder dem Umtausch von Anteilen am
Fonds sowie Zahlungen von Ausschittungen erfolgen Uber die Verwaltungsgesellschaft sowie tber
die im Verkaufsprospekt aufgefiihrten Zahlstellen. Informationen fir die Anteilinhaber sind dort
kostenlos erhéltlich. Die Ausgabe- und Rucknahmepreise kdnnen bérsentaglich am Sitz der
Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle, der Register- und Transferstelle sowie bei allen Zahl-
oder Informationsstellen erfraget werden.

Diesen Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerinformationen sowie die Jahres- und
Halbjahresberichte und sonstigen Verkaufsunterlagen des Fonds sind kostenlos am Sitz der
Verwaltungsgesellschaft sowie bei allen Zahl- und Informationsstellen erhaltlich. Ferner sind die
vorgenannten Dokumente auf der Webseite der Verwaltungsgesellschaft unter www.Iri-group.lu
abrufbar oder werden auf Anfrage als Papierversion seitens der Verwaltungsgesellschaft oder
Vertriebsstellen zur Verfligung gestellt. Die jeweils gliltigen Ausgabe- und Riicknahmepreise werden
an jedem Bankarbeitstag in Luxemburg (mit Ausnahme des 24. und 31. Dezembers eines jeden
Jahres) von der Verwaltungsgesellschaft ermittelt und werden taglich in hinreichend verbreiteten
Tages- und Wirtschaftszeitungen und/oder auf der Webseite der Verwaltungsgesellschaft
veroffentlicht.

Alle Mitteilungen an die Anteilinhaber werden fiir das Grol3herzogtum Luxemburg auf der Webseite
der Verwaltungsgesellschaft, in gesetzlich vorgesehenen Féllen auch in einer Tageszeitung
vergffentlicht, vorbehaltlich der Veréffentlichung von Mitteilungen wie hierin und im Allgemeinen
Verwaltungsreglement beschrieben.

Anlegerbeschwerden kdnnen an die Verwaltungsgesellschaft, die Verwahrstelle, die Register- und

Transferstelle sowie an alle Zahl- oder Informationsstellen gerichtet werden. Sie werden dort
ordnungsgemal und innerhalb von 14 Tagen bearbeitet. Nahere Informationen zu diesen Verfahren
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kénnen auf der Webseite der Verwaltungsgesellschaft abgerufen oder direkt von der
Verwaltungsgesellschaft angefordert werden.

Néhere Informationen zu diesen Verfahren kénnen im Internet auf der unter www.lri-group.lu

abrufbaren Internetseite der Verwaltungsgesellschaft eingesehen oder direkt von der
Verwaltungsgesellschaft angefordert werden.

11. Steuern

Die Einkiinfte des Fonds werden im GrofRherzogtum Luxemburg grundsatzlich nicht mit Einkommen-
oder Kdorperschaftsteuern belastet. Sie kénnen jedoch etwaigen Quellensteuern oder anderen
Steuern in Landern unterliegen, in denen das Fondsvermogen investiert ist. Weder die
Verwaltungsgesellschaft noch die Verwahrstelle werden Bescheinigungen tber solche Steuern fur
einzelne oder alle Anteilinhaber einholen.

Das Fondsvermdgen unterliegt im Grof3herzogtum Luxemburg einer “taxe d’abonnement” von
derzeit jahrlich 0,05 % pro Jahr, zahlbar pro Quartal auf das jeweils am Quartalsende ausgewiesene
Netto-Fondsvermdgen. Diese Steuer entfallt fir den Teil des Fondsvermégens, der in Anteilen
solcher anderer Organismen flr gemeinsame Anlagen angelegt ist, die bereits der taxe
d'abonnement nach den einschlagigen Bestimmungen des luxemburgischem Rechts unterworfen
sind. Sofern einzelne Anteilklassen institutionellen Anlegern vorbehalten sind, unterliegt die
entsprechende Anteilklasse einer ,taxe d’abonnement® von derzeit 0,01 % pro Jahr auf das
Nettovermdégen der entsprechenden Anteilklasse.

Anteilinhaber, die nicht in Luxemburg ansassig sind, beziehungsweise dort keine Betriebsstatte
unterhalten, missen auf ihre Anteile oder Ertrage aus Anteilen in Luxemburg weder Einkommen-,
Erbschaft- noch Vermogensteuer entrichten. Fir sie gelten die jeweiligen nationalen
Steuervorschriften.

Interessenten sollten sich Gber Gesetze und Verordnungen, die auf die Zeichnung, den Besitz, die
Rucknahme und den Umtausch von Anteilen Anwendung finden, informieren und sich
gegebenenfalls beraten lassen.

Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA)

Durch die als wesentlicher Bestandteil des Hiring Incentives to Restore Employment Act ("HIRE")
durch die US-Regierung verabschiedeten FATCA-Bestimmungen wird ein neues Berichtsregime in
Bezug auf bestimmte Einkinfte aus US-Quellen eingefuhrt, welches in Ausnahmefallen zum
Einbehalt von Strafsteuern filhren kann. Erfasst werden insbesondere Zinsen, Dividenden und
Erlése aus der VeraufRerung von US-Vermodgen, durch das US-Zins- und Dividendeneinkiinfte
generiert werden koénnen (sogenannte "Withholdable Payments"). Nach den neuen Regelungen
missen die US-Steuerbehoérden (IRS) grundsétzlich tber die direkten oder indirekten Inhaber von
Nicht-US-Konten und Nicht-US-Einheiten, informiert werden, um maégliche Beteiligungen bestimmter
US-Anleger zu identifizieren. Eine Quellensteuer in Hoéhe von 30% muss einbehalten werden, wenn
bestimmte Informationen nicht zur Verfliigung gestellt werden.

Vor diesem Hintergrund ist jeder Anteilinhaber verpflichtet, der Verwaltungsgesellschaft samtliche
Informationen, Erklarungen und Formulare, die die Verwaltungsgesellschaft in angemessener Weise
anfordert, in der angeforderten Form (auch in Form elektronisch ausgestellter Bescheinigungen)
zum jeweiligen Zeitpunkt zu Ubermitteln, um die Verwaltungsgesellschaft dabei zu unterstutzen,
ihren diesbezuglichen Pflichten nachkommen zu kdnnen. Sollte die Verwaltungsgesellschaft
aufgrund mangelnder FATCA-Konformitat eines Anteilinhabers zur Zahlung/zum Einbehalt von
Quellensteuern verpflichtet werden oder sonstigen Schaden erleiden, behdlt sich die
Verwaltungsgesellschaft vor, unbeschadet anderer Rechte, Schadenersatzanspriiche gegen den
betreffenden Anteilinhaber geltend zu machen.
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Sofern ein Anteilinhaber der Verwaltungsgesellschaft solche Informationen, Erklarungen oder
Formulare nicht Ubermittelt, ist die Verwaltungsgesellschaft uneingeschrankt befugt einzelne oder
samtliche der nachstehenden MalRnahmen zu ergreifen:

- Einbehalt von Steuern auf die an diesen Anteilinhaber ausschittbaren Betrdge, deren
Einbehalt durch die Verwaltungsgesellschaft in Bezug auf diesen Anteilinhaber nach
geltenden Vorschriften, Richtlinien oder Vereinbarungen erforderlich ist. Diese einbehaltenen
Betrage werden so behandelt, als wéren sie an den jeweiligen Anteilinhaber ausgeschiittet
und von dem Anteilinhaber an die zustandige Steuerbehtrde gezahlt worden. Wenn die
Verwaltungsgesellschaft verpflichtet ist, in Bezug auf Betrage, die gegenwartig nicht an
diesen Anteilinhaber ausgeschittet werden, Steuern einzubehalten, ist der Anteilinhaber
verpflichtet, an die Verwaltungsgesellschaft einen Betrag zu zahlen, der dem Betrag
entspricht, den die Verwaltungsgesellschaft einzubehalten hat. Die Zahlung dieses Betrags
gilt nicht als Kapitaleinzahlung auf die Zeichnungsverpflichtung des Anteilinhabers und es
werden keine Anteile beztiglich dieser Einzahlung ausgegeben. Die Verwaltungsgesellschaft
kann diesen Betrag auch bei spateren Ausschittungen einbehalten. Satz 1 gilt in diesem Fall
entsprechend; sowie

- Einbehalt von externen Kosten, welche der Verwaltungsgesellschaft im Rahmen des
Berichts- und Quellensteuerabzugsregimes entstehen (etwa Steuerberaterkosten), von den
an diesen Anteilinhaber ausschittbaren Betragen. Diese einbehaltenen Betrage werden so
behandelt, als waren sie an den jeweiligen Anteilinhaber ausgeschiittet worden. Soweit die
an den Anteilinhaber zum jeweiligen Zeitpunkt auszuschittenden Betrage nicht ausreichen,
ist der Anteilinhaber verpflichtet, einen entsprechenden Betrag an die
Verwaltungsgesellschaft zu zahlen. Die Zahlung dieses Betrags gilt nicht als
Kapitaleinzahlung fur Zwecke der Zeichnungsverpflichtung des Anteilinhabers und es
werden keine Anteile beziglich dieser Einzahlung ausgegeben. Kénnen fir mehrere
Anteilinhaber anfallende externe Kosten dem jeweiligen Anteilinhaber nicht direkt zugeordnet
werden, werden diese anteilig (pro rata) zu ihrem Anteil am Nettovermdgen des Fonds
aufgeteilt.

Auf Anforderung der Verwaltungsgesellschaft wird ein Anteilinhaber samtliche Dokumente,
Stellungnahmen, Urkunden oder Bescheinigungen unterzeichnen, welche die
Verwaltungsgesellschaft in angemessener Weise anfordert oder die anderweitig erforderlich sind,
um die oben bezeichneten MafRnahmen durchfihren zu kénnen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist befugt, Informationen tiber sémtliche Anteilinhaber gegenlber jeder
Steuerbehodrde oder sonstigen Regierungsstelle offen zu legen, um zu gewabhrleisten, dass die
Verwaltungsgesellschaft geltendes Recht sowie geltende Vorschriften und Vereinbarungen mit
Verwaltungsbehdrden erflillt, und jeder Anteilinhaber verzichtet, soweit unbedingt zur Information an
die Steuerbehdrden oder Regierungsstellen fir diese Zwecke erforderlich, auf samtliche Rechte, die
ihm aus geltenden Berufsgeheimnis- und Datenschutzbestimmungen sowie vergleichbaren
Bestimmungen gegebenenfalls zustehen und eine solche Offenlegung verhindern wiirden.

Die Regierungen des Grol3herzogtums Luxemburg und der Vereinigten Staaten haben ein
zwischenstaatliches Abkommen zu FATCA ("IGA") abgeschlossen, welches mit dem Luxemburger
Gesetz vom 24. Juli 2015 in nationales Recht transformiert wurde. Unter der Voraussetzung, dass
das IGA, welches durch das vorgenannte Gesetz umgesetzt wurde, fir den Fonds anwendbar ist,
unterliegt der Fonds weder der Quellensteuer noch ist er zur Einbehaltung von Zahlungen nach
FATCA verpflichtet. Zudem ist es nicht erforderlich, dass die Verwaltungsgesellschaft eine
Vereinbarung mit der IRS abschliel3t, stattdessen wéare die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet,
Informationen bezuglich der Anteilinhaber an die Luxemburger Steuerbehtérden zu melden, welche
diese wiederum an die Steuerbehdrde der Vereinigten Staaten melden.

Die Anteilklassen des Fonds kdnnen entweder
- durch eine FATCA-konforme selbststéandige Zwischenstelle (Nominee) von Anteilinhabern

gezeichnet werden oder
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- direkt, sowie indirekt durch eine Vertriebsstelle (welche nicht als Nominee agiert), von
Anteilinhabern gezeichnet werden mit Ausnahme von:

l. Specified US-Persons wie in Artikel 1.1.(ff) des IGA Luxemburg — USA beschrieben.

Il. Passive non-financial foreign entities (der passive NFFE), deren wesentliche
Eigentumsanteile von einer US-Person gehalten werden. Unter dieser
Anteilinhabergruppe versteht man generell solche NFFE, (i) welche sich nicht als aktive
NFFE qualifizieren, oder (ii) bei denen es sich nicht um eine einbehaltende auslandische
Personengesellschaft oder einen einbehaltenden auslandischen Trust nach den
einschlagigen Ausfuhrungsbestimmungen des Finanzministeriums der Vereinigten
Staaten (Treasury Regulations) handelt.

M. Non-participating Financial Institutions: Die Vereinigten Staaten von Amerika ermitteln
diesen Status aufgrund der Nicht-Konformitéat eines Finanzinstitutes mit dem FATCA
Regelwerk.

Die Anteilinhaber sind verpflichtet, unverzlglich die Verwaltungsgesellschaft bzw. die kontoflihrende
Stelle Uber eine Anderung ihres FATCA-Status zu informieren und ggf. ihren gesamten
Anteilbestand zu verkaufen bzw. an den Fonds zurlickzugeben.

Sollte die Verwaltungsgesellschaft bzw. die Register- und Transferstelle Kenntnis davon erlangen,
dass es sich bei einem Anteilinhaber um eine US-Person handelt oder die Anteile zugunsten einer
US-Person gehalten werden, so steht den vorgenannten Gesellschaften das Recht zu, die
unverzigliche Riicknahme dieser Anteile zum jeweils gultigen und letztverfigbaren Anteilwert zu
verlangen.

Sollte die Verwaltungsgesellschaft bzw. die Register- und Transferstelle einen Anteilinhaber als US-
Person identifizieren oder der Auffassung sein, dass sich der Anteilinhaber nicht ausreichend
identifiziert hat und gewisse Indizien aufweist, die dazu fihren kénnten, dass es sich um eine US-
Person handelt, so wird die Verwaltungsgesellschaft — basierend auf den Luxemburger Gesetzen
und Verwaltungsanweisungen - eine entsprechende Meldung an die zusténdige Luxemburger
Steuerbehorde erstatten, welche diese Informationen dann an die US-amerikanische
Steuerverwaltung weiterleiten wird. Der betroffene Anteilinhaber wird Uber die Notwendigkeit und
Durchfuihrung einer solchen MafRnahme von der Verwaltungsgesellschaft informiert.

Die Verwaltungsgesellschaft ist befugt, im Namen des Fonds Vereinbarungen mit zustandigen
Steuerbehdrden zu schlie3en (einschlief3lich Vereinbarungen auf der Grundlage des HIRE und
entsprechender Nachfolgegesetze oder zwischenstaatlicher Vereinbarung zwischen den
Vereinigten Staaten und anderen Landern in Bezug auf die FATCA-Regelungen), sofern sie der
Auffassung ist, dass solche Vereinbarungen im besten Interesse des Fonds oder der Anteilinhaber
sind.

Den potentiellen Anteilinhaber wird empfohlen, sich beziglich der Anforderungen und Auswirkungen
von FATCA und ihrer eigenen Situation entsprechend beraten zu lassen.

Common Reporting Standard (CRS)

Am 29. Oktober 2014 haben 51 Vertreter der ,Early-Adopter” (Erstanwender) Gruppe - zu der die
meisten européischen L&nder und auch Luxemburg gehéren - eine multilaterale Vereinbarung tber
den automatischen Informationsaustausch in Steuersachen unterzeichnet. Ziel des OECD-
Regelwerkes, dem sogenannten ,Common Reporting Standard ("CRS”), ist es, einheitliche Regeln
fur den Austausch von Steuerinformationen zu entwickeln. Im Rahmen von CRS und der EU
Richtlinie 2014/107/EU zum automatischen Informationsaustausch Uber Finanzkonten werden
danach erstmals im Jahr 2017 die Daten des Jahres 2016 zwischen den teilnehmenden
Vertragsstaaten ausgetauscht. Innerhalb der EU ersetzt der CRS die EU-Zinsrichtlinie.

Seite 16



Um die meldepflichtigen Anteilinhaber zu ermitteln und diese im Rahmen des automatischen
Austausches von Steuerinformationen jahrlich an die zustéandigen Finanzbehdrden zu melden,
werden Finanzinstitute im Rahmen von CRS verpflichtet, besondere Sorgfaltspflichten einzuhalten.
Luxemburg hat sich verpflichtet, von den in seinem Gebiet ansassigen Finanzinstituten — zu der
auch die Verwaltungsgesellschaft des Fonds gehort — Informationen Uber in anderen
Vertragsstaaten steuerpflichtige Personen zu erheben und diese den anderen Vertragsstaaten zur
Verfligung zu stellen.

Es handelt sich hierbei insbesondere um die Mitteilung von:

- Name, Anschrift, Steueridentifikationsnummer, Ansassigkeitstaaten sowie Geburtsdatum und
-ort jeder meldepflichtigen Person,

- Konto- bzw. Anteilregisternummer,

- Wert der Anteile,

- Gutgeschriebene Kapitalertrage, einschlief3lich VerduR3erungserlosen.

Sofern der Anteilinhaber ein Registerkonto in Luxemburg unterhélt ist dieser verpflichtet, der
Verwaltungsgesellschaft jegliche Anderung der Begebenheiten, welche seine steuerliche
Ansassigkeit  beeinflussen, und/oder &ndern, unverziglich  mitzuteilen, damit die
Verwaltungsgesellschaft ihren gesetzlichen Meldeverpflichtungen vollumfanglich nachkommen
kann.

Den potentiellen Anteilinhabern wird empfohlen, sich bezlglich der Anforderungen und
Auswirkungen von CRS und ihrer eigenen Situation entsprechend beraten zu lassen.

12. Benchmark

Der Fonds kann Nutzer von Benchmarks im Sinne der VERORDNUNG (EU) 2016/1011 DES
EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 8. Juni 2016 uber Indizes, die bei
Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Messung der Wertentwicklung
eines Investmentfonds verwendet werden, und zur Anderung der Richtlinien 2008/48/EG und
2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (Benchmark-Verordnung) sein.

Im Uberblick des Fonds wird angegeben, ob der Fonds eine Benchmark verwendet, die in den
Anwendungsbereich der Benchmark-Verordnung féallt. Sofern eine Benchmark verwendet wird, wird
der Benchmark-Administrator genannt und es wird angegeben, ob der Administrator oder die
Benchmark in dem von der ESMA eingerichteten und geflihrten Register der Administratoren oder
Benchmarks aufgefiihrt ist.

Die Benchmark-Verordnung verpflichtet die Verwaltungsgesellschaft, schriftliche Plane zu erstellen
und aufrechtzuerhalten, in denen die MaRnahmen dargelegt werden, die sie ergreifen wirde, wenn
sich eine Benchmark wesentlich &ndert oder nicht mehr zur Verfigung gestellt wird. Die
Verwaltungsgesellschaft muss dieser Verpflichtung nachkommen. Weitere Informationen zu dem
Plan sind auf Anfrage bei der Verwaltungsgesellschaft kostenlos erhéltlich.
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Der Fonds K & C Aktienfonds

| 13. Anlageziele und Anlagepolitik des Fonds K & C Aktienfonds

Das Anlageziel des Fonds K & C Aktienfonds besteht in der Erwirtschaftung einer langfristigen,
Uberdurchschnittlichen Rendite durch aktives Portfolio Management, unter Beachtung der
Risikostreuung in Euro.

Der Fonds wird aktiv verwaltet. Das Fondsmanagement entscheidet frei Uber die
Portfoliozusammensetzung, wobei es die fir den Fonds festgelegten Anlageziele und die jeweilige
Anlagepolitik einzuhalten hat. Der Fonds wird nicht anhand eines Indexes (Benchmark) als
Bezugsgrundlage verwaltet.

Um dieses Anlageziel zu erreichen, wird das Fondsvermdgen nach dem Grundsatz der
Risikostreuung angelegt, wobei mindestens 75 % des Fondsvermdgens in Aktien und
aktienahnlichen Wertpapieren, Zertifikaten auf Aktien und Aktienindexzertifikaten, ETF auf
Aktienindizes und bis zu 25 % des Fondsvermdgens in fest- und variabel verzinslichen Anleihen,
Wandelanleihen und Optionsanleihen, deren Optionsscheine auf Wertpapiere lauten, sowie in
Genussscheinen,  Bankschuldverschreibungen,  sonstigen  Zertifikaten und  sonstigen
festverzinslichen Wertpapieren (z.B. Zero-Bonds) internationaler Emittenten investiert werden darf.
Das Fondsvermégen kann auch in hochverzinsliche Staats-, Wandel- und Unternehmensanleihen
investiert werden. Hierunter fallen auch Anlagen in verzinslichen Wertpapieren, die in der Regel von
Staaten der Emerging Markets (,Schwellenlander®) begeben worden sind.

Mindestens 51% des Fondsvermdgens werden in Kapitalbeteiligungen investiert.
Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne sind:

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Bérse zugelassen oder an
einem anderen organisierten Markt, welcher zudem die Kriterien eines geregelten Marktes gemaf
Artikel 4, Ziffer 14 der Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21.
April 2004 Gber die Markte fur Finanzinstrumente entspricht, zugelassen oder in diesen einbezogen
sind;

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum ansassig sind und
dort der Ertragsbesteuerung fur Kapitalgesellschaften unterliegen und nicht von ihr befreit sind;

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die in einem Drittstaat ansassig sind und dort einer
Ertragsbesteuerung fiir Kapitalgesellschaften in Héhe von mindestens 15% unterliegen und nicht
von ihr befreit sind;

- Anteile an anderen Investmentvermdgen entweder in Hohe der bewertungstéaglich veréffentlichten
Quote ihres Wertes, zu der sie tatsachlich in die vorgenannten Anteile an Kapitalgesellschaften
anlegen oder in Ho6he der in den Anlagebedingungen des anderen Investmentvermdgens
festgelegten Mindestquote.

Je nach Marktlage und im Interesse der Anteileigner darf das Fondsvermogen auch abweichend von

Artikel 4 des Allgemeinen Verwaltungsreglements bis zu 25 % in Geldmarktinstrumente oder fliissige
Mittel einschlie3lich Sichteinlagen investiert werden.
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Die Vermogenswerte konnen auf Wahrungen eines Mitgliedstaates der Organisation fir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), oder auf eine sonstige, frei konvertible
Wahrung lauten.

Ferner kann der Fonds im Rahmen des Allgemeinen Verwaltungsreglements und gemalf Artikel 41
Absatz 2a) des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 bis zu 10 % des Netto-Fondsvermodgens in
andere Anlagen als den in Nr. 1 des Artikel 4 des Allgemeinen Verwaltungsreglements genannten
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten investieren.

Fur das Fondsvermdgen durfen auch Anteile oder Aktien anderer OGAW und anderer OGA gemal3
Artikel 4 Absatz 1 e) des Allgemeinen Verwaltungsreglements erworben werden.

Daneben kann das Fondsvermégen in andere gesetzliche zulassige Vermdgenswerte investieren.

Zu Absicherungszwecken als auch zu Investitionszwecken darf der Fonds Derivate gemaf Artikel 4
Nr. 5. des Allgemeinen Verwaltungsreglements einsetzen. Beziehen sich diese Techniken und
Instrumente auf die Verwendung von Derivaten im Sinne von Artikel 4 Nr. 1. g) des Allgemeinen
Verwaltungsreglements, so mussen die betreffenden Anlagebeschrankungen von Artikel 4 des
Allgemeinen Verwaltungsreglements berlcksichtigt werden. Des Weiteren sind die Bestimmungen
von Artikel 4 Nr. 6. betreffend Risikomanagement-Verfahren bei Derivaten zu beachten.

Fur den Fonds werden keine Wertpapierfinanzierungsgeschafte gemafl der Verordnung (EU)
2015/2365 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 Uber die
Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschaften und der Weiterverwendung sowie zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 abgeschlossen. Sofern der Fonds zukiinftig
beabsichtigt diese Techniken und Instrumente einzusetzen, wird der Verkaufsprospekt
entsprechend den Vorschriften der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europédischen Parlaments
angepasst.

Der Fonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.
Es ist nicht vorgesehen, Anteile des Fonds an einer Borse amtlich notieren zu lassen.

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen beriicksichtigen nicht die EU-Kriterien
fur 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken

Die Verwaltungsgesellschaft trifft alle Entscheidungen fir den Fonds unter Beriicksichtigung der
Risiken, die sich aus Nachhaltigkeits- und insbesondere ESG-Aspekten ergeben. ESG bezieht sich
auf umwelt- (Environmental) und soziale Aspekte (Social) sowie die Unternehmensfiihrung
(Corporate Governance).

Im Rahmen der Berilicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken wird flir den Fonds ein Minimalstandard
an Risikoindikatoren berticksichtigt. Bei der Definition von entsprechenden Risiko-Limits je Fonds
orientiert sich die Verwaltungsgesellschaft grundsatzlich an dem allgemeinen Risiko-Profil des
Fonds, d.h. fir eine Strategie, die per se groRere Risiken (bspw. aufgrund der verfolgten
Anlagestrategie oder der verwendeten Instrumente zur Umsetzung der Strategie) eingeht, werden
auch hohere Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit toleriert. Die entsprechenden Risiko-
Limite werden mit dem Portfoliomanager vereinbart und gemal den Vorgaben und Prozessen des
Risikomessungsverfahrens bearbeitet.
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| 14. Der Fonds K & C Aktienfonds im Uberblick

Fondsgrindung
Zeichnungsfrist
Erstausgabetag

Zahlung des Erstausgabepreises
Stiickelung

Verwendung der Ertrage:
Fondswahrung
Erstausgabepreis

(zzgl. Ausgabeaufschlag)
Ausgabeaufschlag

(in % des Anteilwertes)

Rucknahmeabschlag

Ende des Geschéftsjahres:
- erstmals:

- ein erster ungeprufter Jahresbericht erschien zum:
- ein erster ungeprufter Halbjahresbericht erschien zum:

- ein erster geprufter Jahresbericht erschien zum:

Verwaltungsvergitung:
(in % des Netto-Fondsvermoégens)

Anlageberatungsvergutung:
(in % des Netto-Fondsvermoégens)

Verwahrstellenvergitung:
(in % des Netto-Fondsvermoégens)

TER

WKN

ISIN Code
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erstmals:

25.03.2008

26.03 bis 31.03.2008
1.04.2008

3.04.2008
Globalzertifikate
Thesaurierung

EUR

100,00 EUR

bis zu 3,5 %

Wird nicht erhoben

30. Juni

30. Juni 2009

30. Juni 2008

31. Dezember 2008
30. Juni 2009

bis zu 0,225 % p.a,
mindestens 7.500,- EUR pro
Quartal.

bis zu 1,375 % p.a.

bis zu 0,075 % p.a,
mindestens 3.000,- EUR pro
Quartal

zzgl. etwaig anfallender
Umsatzsteuer

Die Total Expense Ratio wird
nach Abschluss des
Geschéftsjahres des Fonds, auf
Basis der historischen Werte
des jeweils vergangenen
Geschéftsjahres, exklusiv der
Transaktionskosten, fir den
Fonds ermittelt und im
Jahresbericht genannt.

AONGBD

LUO0351697841



Benchmark

zur Ermittlung des Marktpreisrisikos (Value at Risk-Modell

gemaR CESR/10-788)

Verdffentlichungsdatum des Hinterlegungsvermerks

Im RESA:
Allgemeines Verwaltungsreglement

Sonderreglement
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Zum Datum dieses
Verkaufsprospekts  verwendet
der Fonds

den EURO STOXX 50 Price
EUR Index.

Die vorgenannte Benchmark
wird von STOXX Ltd.
(,Administrator®) administriert.
Der Administrator ist bei der
europaischen
Wertpapieraufsichtsbehdrde
ESMA in ein Offentliches
Register der Administratoren
und Referenzwerte eingetragen.

3. November 2021

3. November 2021



| 15. Risikohinweise den Fonds K & C Aktienfonds betreffend

Der Fonds K & C Aktienfonds darf nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Aktien und
aktienahnliche Wertpapiere sowie fest- oder variabelverzinsliche Anleihen, Schuldverschreibungen,
Zertifikate, Wandelanleihen und Optionsanleihen, deren Optionsscheine auf Wertpapiere lauten
sowie in andere Investmentfonds, investieren.

Bei der Auswahl der Anlagewerte steht die erwartete Wertentwicklung der Vermégensgegenstande
im Vordergrund. Dabei ist zu beachten, dass Wertpapiere neben den Chancen aus Kursgewinnen
und Ertragen auch Risiken enthalten, da die Kurse unter die ursprunglichen Zeichnungskurse fallen
konnen.

Aktien und Wertpapiere mit aktiendhnlichem Charakter unterliegen erfahrungsgemal starken
Kursschwankungen. Deshalb bieten sie Chancen fur beachtliche Kursgewinne, denen jedoch
entsprechende Risiken gegeniberstehen. Einflussfaktoren auf Aktienkurse sind vor allem die
Gewinnentwicklungen einzelner Unternehmen und Branchen sowie gesamtwirtschaftliche
Entwicklungen und politische Perspektiven, die die Erwartungen an den Wertpapiermarkten und
damit die Kursbildung bestimmen. Investitionen in Nebenwerte kénnen gegebenenfalls starken
Kursschwankungen ausgesetzt sein. Auch kann eine gréRere Marktenge (geringe Umsatztatigkeit)
zu erhdhten Liquiditatsrisiken fihren mit der Folge, dass platzierte Verkaufsorders nicht zeithah
ausgefuhrt werden kénnen.

Einflussfaktoren auf Kursveranderungen festverzinslicher Wertpapiere sind vor allem die
Zinsentwicklung an den Kapitalméarkten, die wiederum von gesamtwirtschaftlichen Faktoren
beeinflusst werden. Bei steigenden Kapitalmarktzinsen kénnen festverzinsliche Wertpapiere
Kursriickgénge erleiden, wahrend sie bei sinkenden Kapitalmarktzinsen Kurssteigerungen
verzeichnen kdnnen. Die Kursverdnderungen sind auch abhéangig von der Laufzeit bzw. Restlaufzeit
der festverzinslichen Wertpapiere. In der Regel weisen festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren
Laufzeiten geringere Kursrisiken auf als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzeiten. Dafir
werden allerdings in der Regel geringere Renditen und aufgrund der h&ufigeren Falligkeiten der
Wertpapierenbestande hohere Wiederanlagekosten in Kauf genommen.

Wandel- und Optionsanleihen sind festverzinsliche Teilschuldverschreibungen mit dem verbrieften
Recht des Inhabers, innerhalb einer bestimmten Frist in einem festgelegten Umtauschverhaltnis,
ggf. unter Zuzahlung, die Obligation in Aktien umzutauschen. Damit bergen Wandel- und
Optionsanleihen sowohl die typischen Risiken festverzinslicher Wertpapiere, als auch die typischen
Risiken von Aktien.

Bei Nullkupon-Anleihen (verzinslichen Wertpapieren ohne regelmafige Zinszahlungen) ist das
Kursrisiko hoher, als bei festverzinslichen Wertpapieren mit Zinskupons, da sich die Zinsen fiur die
gesamte Laufzeit der Nullkupon-Anleihe abgezinst im Kurs niederschlagen. Wegen ihrer
vergleichsweise langeren Laufzeit und der fehlenden laufenden Zinszahlungen erfordert die
Bonitatsbeobachtung und Beurteilung der Aussteller von verzinslichen Wertpapieren ohne
regelmafRige Zinszahlungen und Zero-Bonds grindliche Beachtung. In Zeiten steigender
Kapitalmarktzinsen kann die Handelbarkeit solcher Schuldverschreibungen eingeschrankt sein.
Hervorzuheben ist bei festverzinslichen Wertpapieren auch das Bonitétsrisiko, d.h. das Verlustrisiko
durch Zahlungsunfahigkeit von Ausstellern (Ausstellerrisiko).

Mit der Anlage in Wertpapieren aus Schwellenlandern sind verschiedene Risiken verbunden.
Diese hangen vor allem mit dem rasanten wirtschaftlichen Entwicklungsprozess zusammen, den
diese Lander teilweise durchlaufen. Darliber hinaus handelt es sich eher um Méarkte mit geringer
Marktkapitalisierung, die dazu tendieren, volatil und illiquide zu sein. Andere Faktoren (wie politische
Verédnderungen, Wechselkursanderungen, Boérsenkontrolle, Steuern, Einschrdnkungen bezlglich
auslandischer Kapitalanlagen und Kapitalriickfliisse etc.) kénnen ebenfalls die Marktfahigkeit der
Werte und die daraus resultierenden Ertrage beeintrachtigen.

Die Zahlungsfahigkeit verschiedener Emittenten in den Markten, in denen der Fonds anlegen kann,
ist unter Umstdnden sowohl im Hinblick auf die Hauptforderung als auch im Hinblick auf die
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Zinszahlungen unsicher, und es kann keine Zusicherung gemacht werden, dass einzelne Emittenten
nicht zahlungsunfahig werden.

Weiterhin kénnen diese Gesellschaften wesentlich geringerer staatlicher Aufsicht und einer weniger
differenzierten Gesetzgebung unterliegen. lhre Buchhaltung und Rechnungsprifung entsprechen
nicht immer dem hiesigen Standard.

Wechselkursrisiko

Das Vermdgen des Fonds ist in Euro nominiert. Bei der Investition in Vermdgenswerte, die in einer
anderen Wahrung nominiert sind, bestehen Wahrungskurschancen und -risiken. Das so genannte
Wechselkursrisiko kann sich zu Gunsten oder zu Lasten des Anlegers auswirken.

Anteile an Fonds sind Wertpapiere, deren Preise durch die bérsentaglichen Kursschwankungen
der in den Fonds befindlichen Vermdgenswerte bestimmt werden und deshalb steigen oder auch
fallen kdnnen. Es kann daher grundsatzlich keine Zusicherung gegeben werden, dass die
Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Der Wert der Anteile an Investmentfonds (Zielfonds) kann durch
Devisenbewirtschaftungsmafinahmen, steuerliche Regelungen, einschliellich der Erhebung von
Quellensteuern, sowie durch sonstige wirtschaftliche oder politische Rahmenbedingung oder
Veranderungen in den Landern, in welchen der Zielfonds investiert, beeinflusst werden.

Die Anlage des Fondsvermdgens in Anteilen an Zielfonds unterliegt dem Risiko, dass die
Rucknahme der Anteile Beschrankungen unterliegt, was zur Folge hat, dass solche Anlagen
gegebenenfalls weniger liquide sind als andere Vermégensanlagen.

Soweit es sich bei den Zielfonds um Teilfonds eines Umbrella-Fonds handelt, ist der Erwerb der
Zielfondsanteile mit einem zusatzlichen Risiko verbunden, wenn der Umbrella-Fonds Dritten
gegenuber insgesamt fir die Verbindlichkeiten jedes Teilfonds haftet und sich dieses zuséatzliche
Risiko erhéht, wenn das Fondsvermdgen lediglich in Anteile verschiedener Teilfonds eines einzigen
Umbrella-Fonds anlegt.

Der Anteilerwerber erzielt bei der Riuckgabe seiner Anteile erst dann einen Gewinn, wenn deren
Wertzuwachs den beim Erwerb gezahlten Zeichnungskurs nebst Ausgabeaufschlag unter
Bertcksichtigung der Ricknahmeprovision Ubersteigt. Der Ausgabeaufschlag sowie die
Rucknahmeprovision kénnen bei nur kurzer Anlagedauer die Wertentwicklung (Performance) fiir
den Anleger reduzieren oder sogar zu Verlusten fihren.

Da der Fonds weltweit investieren darf, kann er auch Zielfonds in seinem Portfolio halten, die
erhdhten Markt- und damit auch erhéhten Verlustrisiken ausgesetzt sind (wie zum Beispiel
emerging-market Fonds).

Zertifikate und Strukturierte Produkte sind zusammengesetzte Produkte. In Zertifikaten und
strukturierten Produkten kénnen auch Derivate und/oder Sonstige Techniken und Instrumente
eingebettet sein. Somit sind, neben den Risikomerkmalen von Wertpapieren auch die
Risikomerkmale von Derivaten und Sonstigen Techniken und Instrumente zu beachten. Zertifikate
gehdren zur Anlagegruppe der so genannten abgeleiteten Finanzprodukte (Derivate), welche das
Recht auf Rickzahlung eines bestimmten Geldbetrages durch den Zertifikatemittenten beinhalten.
Die Ruckzahlung und Liquiditat eines Zertifikates kann daher von der Bonitat des Zertifikatemittenten
abhangen. Einem Zertifikat liegt immer ein Basiswert oder einer Gruppe von Basiswerten (Basket)
zugrunde. Aus der Entwicklung des Basiswertes leitet sich die Entwicklung des Zertifikatpreises ab.
Zertifikate sind grundsétzlich zeitlich gebunden und haben eine fixe Endlaufzeit; es gibt aber auch
Zertifikate ohne ,Laufzeitbegrenzung“ (,Open End").

Derivate und sonstige Techniken und Instrumente (wie zum Beispiel Optionen, Futures,
Finanztermingeschafte) sind mit erheblichen Chancen, aber auch mit deutlichen Risiken verbunden.
Aufgrund der Hebelwirkung dieser Produkte kdnnen mit einem relativ geringen Kapitaleinsatz hohe
Verpflichtungen beziehungsweise Verluste fir den Fonds entstehen. Die Hohe des Verlustrisikos ist
oftmals im vorhinein unbekannt und kann auch Uber etwaige geleistete Sicherheiten hinausgehen.
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Das Verlustrisiko kann sich erhdhen, wenn die Verpflichtungen aus diesen Geschaften auf andere
Wahrungen als die Fondswahrung lauten.

Adressenausfallrisiko

Der Aussteller eines von einem Fonds direkt oder indirekt gehaltenen Wertpapiers bzw. der
Schuldner einer zu einem Fonds gehdrenden Forderung kann zahlungsunfahig werden. Die
entsprechenden Vermoégenswerte des Fonds kdnnen hierdurch wirtschaftlich wertlos werden.

Kontrahentenrisiko

Soweit Geschafte nicht Uber eine Borse oder einen geregelten Markt getatigt werden (,OTC-
Geschafte®), besteht — Uber das allgemeine Adressenausfallrisiko hinaus — das Risiko, dass die
Gegenpartei des Geschafts ausfallt bzw. ihren Verpflichtungen nicht in vollem Umfang nachkommt.
Dies gilt insbesondere fir Geschafte, die Techniken und Instrumente zum Gegenstand haben. Um
das Kontrahentenrisiko bei OTC-Derivaten zu reduzieren kann die Verwaltungsgesellschaft
Sicherheiten akzeptieren. Dies erfolgt in Ubereinstimmung und unter Berticksichtigung der
Anforderungen der ESMA Guideline 2014/937.

Nachhaltigkeitsrisiken von Investments

Nachhaltigkeitsrisiko ist ein Ereignis oder eine Bedingung in den Bereichen Umwelt, Soziales oder
Unternehmensfiihrung, dessen bzw. deren Eintreten tatsachlich oder potenziell wesentliche
negative Auswirkungen auf den Wert des Investments haben kénnen. Dabei kann das
Nachhaltigkeitsrisiko entweder ein eigenes Risiko darstellen oder auf andere Risiken einwirken und
wesentlich zum Risiko beitragen, wie z.B. Kursanderungsrisiken, Liquiditatsrisiken, Kredit- und
Kontrahentenrisiken oder operationelle Risiken.

Die wesentlichen Risiken des Fonds, sowie weitere finanzielle Risiken, werden im Rahmen der
traditionellen Investmentanalyse, die Teil des Investmentprozesses ist, vor der Anlageentscheidung
gepruft sowie in der fortlaufenden Uberwachung des Portfolios beriicksichtigt. In der
Investmentanalyse sind wesentliche nachhaltigkeitsbezogene Risiken integriert, mittels derer das
Portfoliomanagement im Rahmen der Risiko-Ertrags-Bemessung grundséatzlich auch die
Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite einer Investition berlcksichtigt. Ziel der
Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in die Anlageentscheidung ist es, das Eintreten dieser
Risiken mdglichst frihzeitig zu erkennen und entsprechende MalRnahmen zu ergreifen, um die
Auswirkungen auf die Anlagen bzw. das Gesamtportfolio des Fonds mdoglichst gering zu halten.

Marktrisiko im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit

Die Risiken aus Umwelt-, Sozial- oder Governance-Aspekten konnen sich auf den Marktwert der
Investitionen auswirken. Vermodgenswerte, die von Unternehmen ausgegeben werden, die ESG-
Standards nicht einhalten oder sich nicht auf ESG-konforme Standards umstellen, kdnnen
Auswirkungen auf das Nachhaltigkeitsrisiko haben. Solche Auswirkungen auf den Marktwert kdnnen
sich aus Reputationsaspekten, Sanktionen oder physischen sowie Ubergangsrisiken ergeben,
welche z.B. durch den Klimawandel verursacht werden.

Operatives Risiko im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit

Der Fonds kann aufgrund von Umweltkatastrophen, dem Umgang mit sozialen Thematiken in der
Unternehmensfiihrung sowie aufgrund von Problemen im Rahmen der allgemeinen
Unternehmensfiihrung Verluste erleiden. Diese Ereignisse kénnen durch mangelnde Beobachtung
von Nachhaltigkeitsaspekten verursacht oder verschérft werden.

Sicherheitenstrategie

Im Falle von gestellten Sicherheiten werden Abschldge (sog. Haircuts) berechnet, um den
Marktpreisrisiken, Wechselkursrisiken sowie Liquiditatsrisiken der zugrunde liegenden Sicherheiten
Rechnung zu tragen. Die Verwaltungsgesellschaft verfolgt eine Haircut-Strategie, in der abhangig
von der Art der jeweiligen Sicherheit und den damit verbundenen Risiken unterschiedliche Haircuts
zu bericksichtigen sind.
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In Abhangigkeit von der Art der erhaltenen Sicherheiten, wie etwa die Bonitat der Gegenpartei, der
Falligkeit, der Wahrung und der Preisvolatilitat der Vermdgenswerte werden, die in nachstehender
Tabelle aufgefiihrten Bandbreiten von Bewertungsabschlagen angewandt.

Art der Sicherheit Bewertungsabschlage
Barmittel in der Wahrung des Fonds 0%

Barmittel in einer anderen Wahrung als jener des Fonds | bis zu 10%

jedoch ausschlief3lich EUR, CHF, USD
Anleihen und/oder andere Schuldtitel oder | bis zu 10%
Forderungsrechte, mit festem oder variablem Zinssatz
In Ausnahmeféllen kbnnen auch andere Vermdgenswerte, | bis zu 30%
die die Anforderungen an Sicherheiten erfillen, akzeptiert
werden

Es besteht die Mdglichkeit, dass fur den Fonds Geschafte mit OTC-Derivaten akzeptiert werden
ohne von der Gegenpartei Sicherheiten zu verlangen.

Potenzielle Interessenkonflikte der Verwaltungsgesellschaft

Zur Vermeidung bzw. Handhabung von potenziellen Interessenkonflikten, die auch bei einem
Einsatz von Derivaten und sonstigen Techniken wund Instrumenten der effizienten
Portfolioverwaltung fur den Fonds nicht génzlich ausgeschlossen werden kénnen, hat die
Verwaltungsgesellschaft eine Interessenkonfliktpolitik erstellt, deren aktuelle Details sowie mdgliche
Konstellationen eines potenziellen Interessenkonflikts jederzeit auf der Webseite der
Verwaltungsgesellschaft eingesehen bzw. heruntergeladen werden konnen. Sofern durch das
Auftreten eines Interessenkonflikts die Interessen der Anteilinhaber beeintrachtigt werden, wird die
Verwaltungsgesellschaft die Art bzw. die Quellen des bestehenden Interessenkonflikts auf ihrer
Webseite, im Verkaufsprospekt sowie im Halbjahres- bzw. Jahresbericht offenlegen. Bei der
Auslagerung von Aufgaben an Dritte vergewissert sich die Verwaltungsgesellschaft, dass die Dritten
die notwendigen Maflinahmen zur Einhaltung aller Anforderungen an Organisation und Vermeidung
von Interessenkonflikten wie sie in den anwendbaren Luxemburger Gesetzen und Verordnungen
festgelegt sind, getroffen haben und wird die Einhaltung dieser Anforderungen bei den Dritten
Uberwachen.

Trotz aller gebotenen Sorgfalt und besten Bemiihungen lasst sich nicht ausschliel3en, dass die
organisatorischen oder administrativen Vorkehrungen der Verwaltungsgesellschaft zur Behandlung
von Interessenkonflikten nicht ausreichen, um in einem vertretbaren Maf3 zu gewahrleisten, dass
potenzielle Schadigungen der Interessen des Fonds oder seiner Anteilinhaber verhindert werden.
Ist dies der Fall, werden die betreffenden, nicht entscharften Interessenkonflikte den Anlegern

Potenzielle Interessenkonflikte der Verwahrstelle

Potenzielle Interessenkonflikte konnen sich ergeben, wenn die Verwahrstelle einzelne
Verwahraufgaben bzw. die Unterverwahrung an ein weiteres Auslagerungsunternehmen Ubertragt.
Sollte es sich bei diesem Dritten um ein mit der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle
verbundenes Unternehmen (z.B. Konzernmutter) handeln, so kdnnten sich hieraus im
Zusammenspiel zwischen diesem Auslagerungsunternehmen und der Verwaltungsgesellschaft
bzw. der Verwahrstelle potenzielle Interessenkonfliktie ergeben (z.B. konnte die
Verwaltungsgesellschaft bzw. die Verwahrstelle ein mit ihr verbundenes Unternehmen bei der
Vergabe von Verwahraufgaben oder bei der Wahl des Unterverwahrers gegenuber gleichwertigen
anderen Anbietern bevorzugt werden). Sollte ein solcher oder anderer Interessenkonflikt im
Zusammenhang mit der Unterverwahrung zukunftig identifiziert werden, wird die Verwahrstelle die
naheren Umstinde und ergriffenen Mallnahmen zur Verhinderung bzw. Minimierung des
Interessenkonflikts unter dem auf der Webseite der Verwaltungsgesellschaft abrufbaren Link Liste
der Unterverwahrer Dokument offenlegen.

Ebenso konnen Interessenkonflikte entstehen, wenn die Verwahrstelle administrative Aufgaben
nach Anhang I, Aufzahlungspunkt 2. des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 wahrnimmt, z.B.
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Aufgaben der Register- und Transferstelle. Um diese potenziellen Interessenkonflikte zu steuern, ist
der jeweilige Aufgabenbereich divisional von der Verwahrstellenfunktion getrennt.

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle verfligen Uber angemessene und wirksame
MaRnahmen (z.B. Verfahrensanweisungen und organisatorische Maflinahmen), um zu
gewahrleisten, dass potenzielle Interessenkonflikte weitgehend minimiert werden. Koénnen
Interessenkonflikte nicht verhindert werden, werden die Verwaltungsgesellschaft und die
Verwahrstelle diese Konflikte identifizieren, steuern, beobachten und offenlegen, um eine
Schadigung der Anlegerinteressen auszuschliel3en. Die Einhaltung dieser MalRhahmen wird von
einer unabhangigen Compliance Funktion Gberwacht.

Der Verwaltungsgesellschaft wurden von der Verwahrstelle keine Interessenkonflikte im
Zusammenhang mit der Unterverwahrung bekanntgegeben.

Risiko der Ricknahmeaussetzung

Die Anleger kdnnen grundsatzlich die bewertungstagliche Ricknahme ihrer Anteile verlangen. Die
Verwaltungsgesellschaft kann die Ricknahme der Anteile jedoch bei Vorliegen au3ergewdhn-licher
Umstande zeitweilig aussetzen und die Anteile erst spater zu dem dann giltigen Preis
zuriicknehmen (siehe hierzu im Einzelnen im Allgemeinen Verwaltungsreglement ,Einstellung der
Berechnung des Anteilwertes” und ,Ricknahme von Anteilen®). Dieser Preis kann niedriger liegen,
als derjenige vor Aussetzung der Ricknahme.

Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstanden des Fonds, insbesondere im Ausland und in
aufstrebenden Markten, kann ein Verlustrisiko verbunden sein. Es besteht die grundsétzliche
Moglichkeit, dass die in Verwahrung befindlichen Anlagen im Falle von Insolvenz,
Sorgfaltspflichtverletzungen oder missbrauchlichem Verhalten des Verwahrers oder eines
Unterverwahrers teilweise oder vollstandig dem Zugriff des Fonds zu dessen Schaden entzogen
werden kbénnten.

Hinweis zur Geltendmachung von Anlegerrechten

Die Verwaltungsgesellschaft weist die Investoren auf die Tatsache hin, dass jeglicher Investor seine
Investorenrechte in ihrer Gesamtheit unmittelbar gegen den OGA (den Fonds) nur dann geltend
machen kann, wenn der Investor selber und mit seinem eigenen Namen in dem Anteilinhaberregister
des OGA (des Fonds) eingeschrieben ist. In den Fallen, in denen ein Investor Uber eine
Zwischenstelle in einen OGA investiert hat, welche die Investition in ihrem Namen aber im Auftrag
des Investors unternimmt, kdnnen nicht unbedingt alle Investorenrechte unmittelbar durch den
Investor gegen den OGA (den Fonds) geltend gemacht werden. Investoren wird geraten, sich Gber
ihre Rechte zu informieren.

Bei den vorgenannten Risiken handelt es sich um die wesentlichen Risiken einer Anlage inden K
& C Aktienfonds. Je nach Schwerpunkt der Anlagen konnen die einzelnen Risiken starker oder
schwacher vorhanden sein.

Potenzielle Anleger sollten sich der Risiken bewusst sein, die eine Anlage in den K & C Aktienfonds
mit sich bringen kann und sich von ihrem persoénlichen Anlageberater beraten lassen. Insgesamt
wird den Anlegern empfohlen, sich regelmafiig bei ihren Anlageberatern tber die Entwicklung des
Fonds zu informieren. Es kann daher grundsatzlich keine Zusicherung gegeben werden, dass
die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

16. Profil des Anlegerkreises des Fonds K & C Aktienfonds

Der Fonds K & C Aktienfonds richtet sich an private und institutionelle Anleger, deren
Ertragserwartungen tber dem Kapitalmarktzinsniveau liegen, und die Kapitalzuwachs tberwiegend
aus Aktien und aktiendhnlichen Wertpapieren erreichen wollen. Die Anleger missen zeitweilig
Verluste hinnehmen kénnen, sodass sich der Fonds eher als mittel- bis langfristige Anlage eignet.
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| 17. Risikomanagement den Fonds K & C Aktienfonds betreffend

Fur den Fonds wird zur Ermittlung des Marktpreisrisikos ein Value at Risk - Modell gemal CESR/10-
788 (Guidelines on Risk Measurement and the Calculation of Global Exposure and Counterparty
Risk for UCITS) verwendet. Die Limitierung des Marktpreisrisikos erfolgt fur den Fonds relativ. Als
Referenzportfolio wird der EURO STOXX 50 Price EUR verwendet.

Gemald CESR/10-788 (Guidelines on Risk Measurement and the Calculation of Global Exposure
and Counterparty Risk for UCITS) wird fir den Fonds eine zu erwartende Hebelwirkung von bis zu
200 % angenommen, wobei darauf hingewiesen wird, dass auch die Mdglichkeit einer héherer
Hebelwirkung besteht. Es ist zu berticksichtigen, dass sich sowohl die Gewichtung der einzelnen
Derivatepositionen als auch die Auspragungen der Risikofaktoren fir jedes derivative Instrument
durch neue Marktgegebenheiten im Zeitverlauf &ndern kénnen. Der Anleger muss insofern damit
rechnen, dass sich auch die erwartete Hebelwirkung &ndern kann. Darlber hinaus sei darauf
hingewiesen, dass derivative Finanzinstrumente auch teilweise oder vollstandig zur Absicherung
von Risiken, denen der Fonds sonst ausgesetzt ware, eingesetzt werden konnen. Im Rahmen der
Ermittlung der Hebelwirkung wird der Ansatz gemalR Punkt 3 der Box 24 der CESR- Empfehlung 10-
788 herangezogen, in welchem die Summe der Nominalwerte der derivativen Positionen bzw. deren
Basiswertéquivalente als Berechnungsgrundlage verwendet werden.

Mit Hilfe des Risikomanagement-Verfahrens erfasst und misst die Verwaltungsgesellschaft das
Marktrisiko, Liquiditatsrisiko, Kredit- und Kontrahentenrisiko, Nachhaltigkeitsrisiko und alle sonstigen
Risiken, einschlielich operationellen Risiken, die flr den Fonds wesentlich sind.

Zur Bewertung von Nachhaltigkeitsrisiken werden Risiko-Indikatoren herangezogen. Die
Risikoindikatoren kénnen quantitativen oder qualitativen Faktoren entsprechen und orientieren sich
an Umwelt-, Sozial- und Governance Aspekten und dienen der Risikomessung in Bezug auf die
betrachteten Aspekte.
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Management und Verwaltung

Verwaltungsgesellschaft

LRI Invest S.A.
9A, rue Gabriel Lippmann
L-5365 Munsbach

Telefon: 00352 - 261 500 4999
Telefax: 00352 - 261 500 2299
info@lIri-group.lu
www.Iri-group.lu

Managing Board der
Verwaltungsgesellschaft

Frank Alexander de Boer
Mitglied des Managing Board
LRI Invest S.A., Munsbach/Luxemburg

Utz Schiiller
Mitglied des Managing Board
LRI Invest S.A., Munsbach/Luxemburg

Aufsichtsrat der Verwaltungsgesellschaft

Dr. Dirk Franz

Mitglied der Geschaftsfuhrung
LBBW Asset Management
Investmentgesellschaft mbH

Srikumar Thondikulam Easwaran
Global Head of Fund Solutions
Apex Fund Services S.A.

David Rhydderch
Global Head Financial Solutions
Apex Fund Services S.A.

Zentralverwaltungsstelle

Apex Fund Services S.A.
3, rue Gabriel Lippman
L-5365 Munsbach

Telefon: 00352 — 274410 - 1

investor.services@apexfs.com
www.theapexgroup.com
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Verwahrstelle / Register- und Transferstelle

European Depositary Bank SA

3, rue Gabriel Lippmann

L-5365 Munsbach

Telefon: 00352 — 424545 - 1
Telefax: 00352 — 424569
info@eudepobank.eu
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Anlageberater
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D-54290 Trier
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L-2182 Luxemburg
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Die vorstehenden Angaben werden
in den Jahres- und Halbjahresberichten
jeweils aktualisiert.
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Allgemeines Verwaltungsreglement

Das Allgemeine Verwaltungsreglement (,Allgemeine Verwaltungsreglement®) legt allgemeine
Grundsatze fir die von der LRI Invest S.A. (,Verwaltungsgesellschaft‘) gemal Teil | des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 udber Organismen fur gemeinsame Anlagen (,Gesetz vom
17. Dezember 2010%) in der Form von Fonds Commun de Placement aufgelegten und verwalteten
Fonds fest, soweit das Sonderreglement des jeweiligen Fonds dieses Allgemeine
Verwaltungsreglement zum integralen Bestandteil erklart. Die spezifischen Charakteristika der
Fonds werden im Sonderreglement des jeweiligen Fonds beschrieben, in dem erganzende und
abweichende Regelungen zu einzelnen Bestimmungen dieses Allgemeinen Verwaltungsreglements
getroffen werden konnen. Erganzend hierzu erstellt die Verwaltungsgesellschaft eine Ubersicht ,Der
Fonds im Uberblick”, die aktuelle und spezielle Angaben enthalt. Diese Ubersicht ist integraler
Bestandteil des Verkaufsprospektes. AuBerdem wird ein Dokument mit wesentlichen
Anlegerinformationen erstellt.

Die urspriingliche Fassung des Allgemeinen Verwaltungsreglements sowie Anderungen wurden

bzw. werden beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg hinterlegt. Ein Verweis auf die
Hinterlegung erfolgt im Recueil Electronique des Sociétés et Associations (,RESA").

| Artikel 1 Die Fonds

1. Jeder Fonds ist ein rechtlich unselbststdndiges Sondervermdgen (,Fonds Commun de
Placement), bestehend aus Wertpapieren und sonstigen  Vermdgenswerten
(,Fondsvermogen"), das im Interesse und flr gemeinschaftliche Rechnung der Inhaber von
Anteilen (,Anteilinhaber”) unter Beachtung des Grundsatzes der Risikostreuung verwaltet wird.
Das jeweilige Netto-Fondsvermégen (Fondsvermdgen abziglich der dem jeweiligen Fonds
zuzurechnenden Verbindlichkeiten) muss innerhalb von sechs Monaten nach Genehmigung
des entsprechenden Fonds mindestens den Gegenwert von 1.250.000,- Euro erreichen. Jeder
Fonds wird von der Verwaltungsgesellschaft verwaltet. Die im jeweiligen Fondsvermdgen
befindlichen Vermégenswerte werden von der Verwahrstelle verwahrt.

2. Die vertraglichen Rechte und Pflichten der Anteilinhaber, der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle sind in diesem Allgemeinen Verwaltungsreglement in Verbindung mit dem
Sonderreglement des jeweiligen Fonds geregelt, die beide von der Verwaltungsgesellschaft mit
Zustimmung der Verwahrstelle erstellt werden.

Durch die Zeichnung eines Anteils erkennt jeder Anteilinhaber dieses Allgemeine
Verwaltungsreglement in Verbindung mit dem Sonderreglement des jeweiligen Fonds sowie alle
Anderungen derselben an.

3. Die Verwaltungsgesellschaft kann den Besitz von Anteilen durch jede Person, die in den
Vereinigten Staaten von Amerika (USA) steuerpflichtig ist, einschranken oder verbieten. Da die
Anteile des jeweiligen Fonds in den USA nicht gemafl dem United States Securities Act von
1933 registriert sind, kénnen diese weder in den USA - einschlielich der dazugehérigen
Gebiete - noch an Staatsangehdrige der USA angeboten oder verkauft werden, es sei denn, ein
solches Angebot oder ein solcher Verkauf wird durch eine Befreiung von der Registrierung
gemal dem United States Securities Act von 1933 ermdglicht.

| Artikel 2 Die Verwaltungsgesellschaft

1. Die Verwaltungsgesellschaft des jeweiligen Fonds ist die LRI Invest S.A.

2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet die jeweiligen Fonds im eigenen Namen, jedoch
ausschlie3lich im Interesse und fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anteilinhaber. Die
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Verwaltungsbefugnis erstreckt sich auf die Austbung aller Rechte, welche unmittelbar oder
mittelbar mit den Vermégenswerten des jeweiligen Fonds zusammenhangen.

Die Verwaltungsgesellschaft legt die Anlagepolitik des jeweiligen Fonds unter Berlicksichtigung
der gesetzlichen und vertraglichen Anlagebeschrankungen fest.

Die Verwaltungsgesellschaft kann unter eigener Verantwortung und Kontrolle sowie auf Kosten
des jeweiligen Fonds die Ausfuhrung der taglichen Anlagepolitik (Investmentmanagement) an
andere juristische Personen auslagern, soweit diese Personen fir die Zwecke der
Vermoégensverwaltung zugelassen oder eingetragen sind und einer Aufsichtsbehorde
unterliegen.

Investmentmanager kénnen auf eigene Kosten, eigene Gefahr und eigene Haftung hin Anlage-
und sonstige Beratung einholen, sofern sie dies fir angemessen halten.

Die Verwaltungsgesellschaft kann unter eigener Verantwortung und auf eigene Kosten
Anlageberater hinzuziehen, insbesondere sich durch einen Anlageausschuss, dessen
Zusammensetzung von der Verwaltungsgesellschaft bestimmt wird, beraten lassen. Werden
Anlageberater und/oder Anlageausschuss aus dem Fondsvermdgen bezahlt, wird dieses
Entgeltim Sonderreglement des jeweiligen Fonds genannt. Zur Erfiillung ihrer Aufgaben kénnen
sich die Anlageberater mit vorheriger Zustimmung der Verwaltungsgesellschaft auf eigene
Kosten und unter eigener Verantwortung dritter naturlicher oder juristischer Personen bedienen
sowie Subanlageberater hinzuziehen.

Die  Verwaltungsgesellschaft —nimmt  grundsatzlich  s&mtliche  Aufgaben  einer
Zentralverwaltungsstelle wahr, behélt sich jedoch das Recht vor, einzelne Aufgaben in diesem
Zusammenhang an Dritte auszulagern.

Sofern Aufgaben an Dritte ausgelagert sind, findet dies Erwadhnung im Sonderreglement und
Verkaufsprospekt des jeweiligen Fonds. Ferner wird die Verwaltungsgesellschaft sich im
Rahmen ihrer Auslagerungskontrollen vergewissern, dass die Dritten die notwendigen
MafRnahmen zur Einhaltung aller Anforderungen an Organisation und Vermeidung von
Interessenskonflikten wie sie in den anwendbaren Luxemburger Gesetzen und Verordnungen
festgelegt sind, getroffen haben.

| Artikel 3 Die Verwahrstelle

1.

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine einzige Verwahrstelle fur den jeweiligen Fonds bestellt.
Die Verwahrstelle fur den jeweiligen Fonds wird im jeweiligen Sonderreglement bestimmit.

Die Verwahrstelle ist mit der Verwahrung der Vermdgenswerte des jeweiligen Fonds
beauftragt. Die Bestellung der Verwahrstelle ist im Verwahrstellenvertrag schriftlich vereinbart.
Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach den anwendbaren Gesetzen,
Verordnungen und Rundschreiben, diesem Allgemeinen Verwaltungsreglement, dem
jeweiligen Sonderreglement und dem jeweiligen Verwahrstellenvertrag in seiner jeweils
gultigen Fassung.

Die Verwahrstelle

a) stellt sicher, dass Verkauf, Ausgabe, Riicknahme, Auszahlung und Annullierung von
Anteilen des jeweiligen Fonds gemal} den geltenden gesetzlichen Vorschriften sowie gemaf
dem im Allgemeinem Verwaltungsreglement und Sonderreglement festgelegten Verfahren
erfolgen;

b) stellt sicher, dass die Berechnung des Anteilwertes des jeweiligen Fonds gemal den

geltenden gesetzlichen Vorschriften sowie gemal dem im Allgemeinen Verwaltungsreglement
und Sonderreglement festgelegten Verfahren erfolgt;
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b)

c)

C) leistet den Anweisungen der Verwaltungsgesellschaft Folge, es sei denn diese
Anweisungen verstoRen gegen die geltenden gesetzlichen Vorschriften oder das Allgemeinen
Verwaltungsreglement und Sonderreglement;

d) stellt sicher, dass ihr bei Geschaften, die sich auf das Vermodgen des jeweiligen Fonds
beziehen, der Gegenwert innerhalb der Ublichen Fristen an den Fonds Uberwiesen wird;

e) stellt sicher, dass die Ertrage des jeweiligen Fonds gemaR den geltenden gesetzlichen
Vorschriften sowie dem Allgemeinen Verwaltungsreglement und Sonderreglement verwendet
werden.

Die Verwahrstelle stellt sicher, dass die Cashflows des jeweiligen Fonds ordnungsgemar
Uberwacht werden und gewahrleistet insbesondere, dass samtliche bei der Zeichnung von
Anteilen des Fonds von Anlegern oder fir Rechnung von Anlegern geleistete Zahlungen
eingegangen sind und dass samtliche Gelder des Fonds auf Geldkonten verbucht wurden, die:

auf den Namen des jeweiligen Fonds, auf den Namen der fir den jeweiligen Fonds handelnden
Verwaltungsgesellschaft oder auf den Namen der fur den jeweiligen Fonds handelnden
Verwahrstelle eroffnet werden;

bei einer in Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a, b und ¢ der Richtlinie 2006/73/EG vom 10. August
2006 zur Durchfuihrung der Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen
fur die Ausubung ihrer Tatigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe fir die
Zwecke der genannten Richtlinie (,Richtlinie 2006/73/EG") genannten Stelle erdffnet werden
und

gemal den in Artikel 16 der Richtlinie 2006/73/EG festgelegten Grundsétzen gefihrt werden.

Sofern Geldkonten auf den Namen der Verwahrstelle, die flir Rechnung des jeweiligen Fonds
handelt, eréffnet werden, sind keine Geldmittel der vorgenannten Stellen und keine Geldmittel
der Verwabhrstelle selbst auf solchen Konten zu verbuchen.

Das jeweilige Fondsvermdgen wird der Verwahrstelle wie folgt zur Verwahrung anvertraut:
a) Fur Finanzinstrumente, die in Verwahrung genommen werden kénnen, gilt:

I. Die Verwahrstelle verwahrt samtliche Finanzinstrumente, die im Depot auf einem bei
der Verwahrstelle gefiihrten Konto fur Finanzinstrumente verbucht werden kénnen, und
samtliche Finanzinstrumente, die der Verwahrstelle physisch Gibergeben werden kénnen;

II. zu diesem Zweck stellt die Verwahrstelle sicher, dass alle Finanzinstrumente, die im
Depot auf einem bei der Verwahrstelle geftihrten Konto fir Finanzinstrumente verbucht
werden konnen, nach den in Artikel 16 der Richtlinie 2006/73/EG festgelegten
Grundsatzen in den Buchern der Verwahrstelle auf gesonderten Konten, die auf den
Namen des jeweiligen Fonds oder der fur ihn tatigen Verwaltungsgesellschaft ertffnet
wurden, registriert werden, so dass die Finanzinstrumente jederzeit nach geltendem
Recht eindeutig als zum Eigentum des jeweiligen Fonds gehoérend identifiziert werden
kdénnen;

b)  Fur andere Vermdgenswerte gilt:

I. die Verwahrstelle priift, ob der jeweilige Fonds oder die Verwaltungsgesellschaft des
jeweiligen Fonds Eigentumer der betreffenden Vermogenswerte ist, indem sie auf der
Grundlage der vom Fonds oder der Verwaltungsgesellschaft vorgelegten Informationen
oder Unterlagen, und, soweit verfugbar, anhand externer Nachweise feststellt, ob der
Fonds oder die Verwaltungsgesellschaft des Fonds Eigentiimer ist;
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10.

Il.  die Verwahrstelle fihrt Aufzeichnungen Uber die Vermdgenswerte, bei denen sie sich
vergewissert hat, dass der jeweilige Fonds oder die Verwaltungsgesellschaft des
jeweiligen Fonds Eigentiimer ist, und halt ihre Aufzeichnungen auf dem neuesten Stand.

Die Verwahrstelle Ubermittelt der Verwaltungsgesellschaft regelméRig eine umfassende
Aufstellung samtlicher Vermodgenswerte des jeweiligen Fonds.

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermogenswerte werden von der Verwahrstelle oder
einem Dritten, dem die Verwahrfunktion Ubertragen wurde, nicht fir eigene Rechnung
wiederverwendet. Als Wiederverwendung gilt jede Transaktion verwahrter Vermodgenswerte,
darunter Ubertragung, Verpfandung, Verkauf und Leihe.

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermégenswerte durfen nur wiederverwendet werden,
sofern

a) die Wiederverwendung der Vermogenswerte flr Rechnung des jeweiligen Fonds erfolgt;

b) die Verwahrstelle den Weisungen der im Namen des jeweiligen Fonds handelnden
Verwaltungsgesellschaft Folge leistet;

c) die Wiederverwendung dem jeweiligen Fonds zugutekommt sowie im Interesse der
Anteilinhaber liegt und

d) die Transaktion durch liquide Sicherheiten hoher Qualitat gedeckt ist, die der Fonds gemaf
einer Vereinbarung tber eine Vollrechtsiibertragung erhalten hat.

Der Verkehrswert der Sicherheiten muss jederzeit mindestens so hoch sein wie der
Verkehrswert der wiederverwendeten Vermdgenswerte zuziglich eines Zuschlags.

Im Falle der Insolvenz der Verwahrstelle und/oder eines in der Europaischen Union ansassigen
Dritten, dem die Verwahrung von Vermdgenswerten des Fonds Ubertragen wurde, dirfen die
verwahrten Vermogenswerte des jeweiligen Fonds nicht an Glaubiger der Verwahrstelle
und/oder dieses Dritten ausgeschiittet oder zu deren Gunsten verwendet werden.

Die Verwahrstelle kann die Verwahraufgaben nach vorgenanntem Punkt 5 dieses Artikels auf
ein anderes Unternehmen (Unterverwahrer) unter Berlcksichtigung der gesetzlichen
Bedingungen auslagern. Die Unterverwahrer kdnnen die ihr tbertragenen Verwahraufgaben
unter Berlcksichtigung der gesetzlichen Bedingungen ihrerseits auslagern. Die unter den
Punkten 3 und 4 dieses Artikels beschriebenen Funktionen darf die Verwahrstelle nicht auf Dritte
Ubertragen.

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben handelt die Verwahrstelle ehrlich, redlich, professionell,
unabhangig und ausschlieRlich im Interesse des jeweiligen Fonds und seiner Anleger.

Die Verwahrstelle darf keine Aufgaben in Bezug auf den jeweiligen Fonds oder die fiir Rechnung
des jeweiligen Fonds tatige Verwaltungsgesellschaft wahrnehmen, die Interessenkonflikte
zwischen dem jeweiligen Fonds, den Anlegern des jeweiligen Fonds, der
Verwaltungsgesellschaft und ihr selbst schaffen kénnten. Dies gilt nicht, wenn eine funktionale
und hierarchische Trennung der Ausfuhrung ihrer Aufgaben als Verwahrstelle von ihren
potenziell dazu in Konflikt stehenden Aufgaben vorgenommen wurde und die potenziellen
Interessenkonflikte ordnungsgemaf ermittelt, gesteuert, beobachtet und den Anlegern des
Fonds gegenuber offengelegt werden.

Die Verwahrstelle haftet gegentber dem jeweiligen Fonds und dessen Anteilinhabern fir den

Verlust durch die Verwahrstelle oder einen Dritten, dem die Verwahrung von verwahrten
Finanzinstrumenten Ubertragen wurde.

Seite 32



Bei Verlust eines verwahrten Finanzinstruments gibt die Verwahrstelle dem jeweiligen Fonds
oder der Verwaltungsgesellschaft des jeweiligen Fonds unverziglich ein Finanzinstrument
gleicher Art zuriick oder erstattet einen entsprechenden Betrag. Die Verwahrstelle haftet geman
dem Gesetz vom 17. Dezember 2010 sowie nach den geltenden Verordnungen nicht, wenn sie
nachweisen kann, dass der Verlust auf aul3ere Ereignisse, die nach verninftigem Ermessen
nicht kontrolliert werden kénnen und deren Konsequenzen trotz aller angemessenen
Anstrengungen nicht hatten vermieden werden kénnen, zurlickzufihren ist. Die Verwahrstelle
haftet gegeniiber dem Fonds und dessen Anteilinhabern auch fir samtliche sonstige Verluste,
die diese infolge einer fahrlassigen oder vorsatzlichen Nichterfullung der gesetzlichen
Verpflichtungen der Verwahrstelle erleiden. Die Haftung der Verwahrstelle bleibt, unter
Beriicksichtigung der gesetzlichen Ausnahmeregelungen von einer etwaigen Ubertragung von
Verwahraufgaben an Dritte, einschlie3lich der ihrerseits Ubertragenen Verwahraufgaben an
weitere Dritte, unberthrt. Anteilinhaber des jeweiligen Fonds kdnnen die Haftung der
Verwahrstelle unmittelbar oder mittelbar Gber die Verwaltungsgesellschaft geltend machen,
vorausgesetzt, dass dies weder zur Verdopplung von Regressanspriichen noch zur
Ungleichbehandlung der Anteilinhaber flhrt.

11. Die Verwahrstelle ist an Weisungen der Verwaltungsgesellschaft gebunden, es sei denn, solche
Weisungen widersprechen teilweise oder vollstandig den anwendbaren Gesetzen, diesem
Allgemeinen Verwaltungsreglement, dem Sonderreglement und dem Verkaufsprospekt des
jeweiligen Fonds.

12. Die Verwahrstelle ist berechtigt, die Verwahrstellenbestellung jederzeit im Einklang mit dem
jeweiligen Verwahrstellenvertrag zu kindigen. In diesem Falle ist die Verwaltungsgesellschaft
verpflichtet, den betreffenden Fonds gema&R Artikel 13 dieses Allgemeinen
Verwaltungsreglements aufzuldsen, es sei denn, sie bestellt spatestens innerhalb von zwei
Monaten nach dem Kindigungszeitpunkt mit Genehmigung der zustandigen Aufsichtsbehdrde
eine andere Bank zur Verwahrstelle; bis dahin wird die bisherige Verwahrstelle zum Schutz der
Interessen der Anteilinhaber ihren Pflichten als Verwahrstelle vollumfanglich nachkommen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ebenfalls berechtigt, die Verwahrstellenbestellung jederzeit im
Einklang mit dem jeweiligen Verwahrstellenvertrag zu kindigen. Eine derartige Kiindigung hat
ebenfalls die Auflosung des betreffenden Fonds gemafR Artikel 13 des Allgemeinen
Verwaltungsreglements zur Folge, es sei denn, die Verwaltungsgesellschaft bestellt spatestens
innerhalb von zwei Monaten nach dem Kiindigungszeitpunkt mit Genehmigung der zustandigen
Aufsichtsbehdrde eine andere Bank zur Verwahrstelle, welche die gesetzlichen Funktionen der
vorherigen Verwahrstelle Gbernimmt.

| Artikel 4 Allgemeine Richtlinien fur die Anlagepolitik

Die Anlageziele und die spezifische Anlagepolitik eines Fonds werden auf der Grundlage der
nachfolgenden allgemeinen Richtlinien und der ergdnzenden respektive abweichenden Richtlinien
im Sonderreglement des jeweiligen Fonds festgelegt.

Es gelten folgende Definitionen:

"Drittstaat™: Als Drittstaat im Sinne dieses Allgemeinen Verwaltungsreglements gilt jeder
Staat, der nicht Mitglied der Europaischen Union ist.

"ESMA™: Europaische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde.

"ESMA/2014/937":

Leitlinie zu borsengehandelten Indexfonds (Exchange - Traded Funds, ETF) und
anderen OGAW - Themen vom 1. August 2014 implementiert in luxemburgisches
Recht durch Rundschreiben CSSF 13/592 vom 1. Oktober 2014

"Geldmarktinstrumente":
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Instrumente, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, liquide
sind und deren Wert jederzeit genau bestimmt werden kann und die im Ubrigen
den Voraussetzungen von Artikel 3 der Richtlinie 2007/16/ EG entsprechen.

"Geregelter Markt":
Ein Geregelter Markt gemaf3 Artikel 4, Ziffer 14 der Richtlinie 2004/39/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 Uber die Markte fur
Finanzinstrumente.

"Mitgliedstaat": Ein Mitgliedstaat der Europaischen Union.
Den Mitgliedstaaten der Europaischen Union gleichgestellt sind Vertragsstaaten
des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum innerhalb der Grenzen
dieses Abkommens sowie damit zusammenhangender Rechtsakte.

"OGA™ Organismus fir gemeinsame Anlagen.

"OGAW": Organismus fur gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, welcher der Richtlinie
2009/65/EG unterliegt.

"Richtlinie 2004/39/EG™:
Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21.
April 2004 Uber Markte fur Finanzinstrumente (in ihrer letztgultigen Fassung).
Verweise in dieser Richtlinie sind ggf. im Zusammenhang mit der Richtlinie
2009/65/EG zu lesen.

"Richtlinie 2007/16/EG":

Richtlinie 2007/16/EG der Kommission vom 19. Marz 2007 zur Durchfihrung der
Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fir gemeinsame
Anlagen in Wertpapieren im Hinblick auf die Erlauterung gewisser Definitionen,
die durch die Vorschriften der Grof3herzoglichen Verordnung vom 8. Februar
2008 Uber bestimmte Definitionen des gednderten Gesetzes vom 20. Dezember
2002 uber Organismen fur gemeinsame Anlagen in Luxemburger Recht
umgesetzt wurde. Verweise in dieser Richtlinie sind ggf. im Zusammenhang mit
der Richtlinie 2009/65/EG zu lesen.

"Richtlinie 2009/65/EG":
Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli
2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend
bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren.

"Rundschreiben CSSF 08/356":
Vorschriften fir Organismen fir gemeinsame Anlagen, wenn diese bestimmte
Techniken und Instrumente verwenden, deren Gegenstand Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente sind, vom 4. Juni 2008.

"Wertpapiere":

Als Wertpapiere gelten:
- Aktien und andere, Aktien gleichwertige, Wertpapiere (,Aktien")
- Schuldverschreibungen und sonstige verbriefte Schuldtitel (,Schuldtitel”)
- alle anderen marktfahigen Wertpapiere im Sinne der Richtlinie 2007/16/EG,
die zum Erwerb von Wertpapieren durch Zeichnung oder Austausch berechtigen.
Ausgenommen sind die in Nummer 5 dieses Artikels genannten Techniken und
Instrumente.

1. Anlagen eines Fonds kénnen aus einem oder mehreren der folgenden Vermdgenswerten
bestehen:
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Aufgrund der spezifischen Anlagepolitik eines Fonds ist es moglich, dass verschiedene der
nachfolgend erwdhnten Anlagemdglichkeiten auf bestimmte Fonds keine Anwendung finden.
Dies wird ggf. im Sonderreglement des jeweiligen Fonds festgelegt.

a) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die auf einem Geregelten Markt notiert oder
gehandelt werden;

b) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die auf einem anderen Geregelten Markt eines
Mitgliedstaats, der anerkannt, fur das Publikum offen und dessen Funktionsweise
ordnungsgeman ist, gehandelt werden;

c) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einer Wertpapierbdrse eines Drittstaates
zur amtlichen Notierung zugelassen sind oder dort auf einem anderen Geregelten Markt
gehandelt werden, der anerkannt, fur das Publikum offen und dessen Funktionsweise
ordnungsgemals ist;

d) Wertpapiere und  Geldmarktinstrumente aus Neuemissionen, sofern die
Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthalten, dass die Zulassung zur amtlichen Notierung
an einer Wertpapierbtérse oder zum Handel auf einem Geregelten Markt im Sinne der
vorstehend unter Nummer 1 Buchstabe a) bis c) dieses Artikels genannten Bestimmungen
beantragt wird und die Zulassung spatestens vor Ablauf eines Jahres nach der Emission erlangt
wird;

e) Anteile nach der Richtlinie 2009/65/EG zugelassenen OGAW und/oder anderen OGA im
Sinne von Artikel 1 Absatz (2) Buchstaben a) und b) der Richtlinie 2009/65/EG mit Sitz in einem
Mitgliedstaat oder einem Drittstaat, sofern

- diese anderen OGA nach Rechtsvorschriften zugelassen wurden, die sie einer behdrdlichen
Aufsicht unterstellen, welche nach Auffassung der fur den Finanzsektor zustandigen
Luxemburgischen Aufsichtsbehdérde CSSF derjenigen nach dem Gemeinschaftsrecht
gleichwertig ist und ausreichende Gewabhr fir die Zusammenarbeit zwischen den Behdrden
besteht;

- das Schutzniveau der Anteilinhaber der anderen OGA dem Schutzniveau der
Anteilinhaber eines OGAW gleichwertig ist und insbesondere die Vorschriften fir die
getrennte Verwahrung des Fondsvermdgens, die Kreditaufnahme, die Kreditgewahrung und
Leerverkaufe von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten den Anforderungen der
Richtlinie 2009/65/EG gleichwertig sind;

- die Geschéftstatigkeit der anderen OGA Gegenstand von Halbjahres- und
Jahresberichten ist, die es erlauben, sich ein Urteil Uber das Vermégen und die
Verbindlichkeiten, die Ertrdge und die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bilden;

- der OGAW oder dieser andere OGA, dessen Anteile erworben werden sollen, nach
seinem Verwaltungsreglement oder seinen Grindungsunterlagen insgesamt hdchstens 10%
seines Nettovermogens in Anteilen anderer OGAW oder anderer OGA anlegen darf;

f) Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hdchstens 12 Monaten bei
Kreditinstituten, sofern das betreffende Kreditinstitut seinen Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder,
falls der Sitz des Kreditinstituts sich in einem Drittstaat befindet, es Aufsichtsbestimmungen
unterliegt, die nach Auffassung der CSSF denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig
sind;

g) abgeleitete Finanzinstrumente ("Derivate"), einschliel3lich  gleichwertiger bar
abgerechneter Instrumente, die an einem der unter Nummer 1 Buchstabe a), b) und c) dieses
Artikels bezeichneten Geregelten Markte gehandelt werden, und/oder abgeleitete
Finanzinstrumente, die nicht an einer Borse gehandelt werden ("OTC-Derivaten"), sofern
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- es sich bei den Basiswerten um Instrumente im Sinne von Nummer 1 Buchstabe a)
bis h) dieses Artikels, um Finanzindizes, Zinsséatze, Wechselkurse oder Wahrungen handelt;

- die Gegenparteien bei Geschéaften mit OTC-Derivaten einer behérdlichen Aufsicht
unterliegende Institute der Kategorien sind, die von der CSSF zugelassen wurden und

- die OTC-Derivate einer zuverlassigen und Uberprifbaren Bewertung auf Tagesbasis
unterliegen und jederzeit auf Initiative des jeweiligen Fonds zum angemessenen Zeitwert
verauf3ert, liquidiert oder durch ein Gegengeschaft glattgestellt werden kénnen.

h)  Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem Geregelten Markt gehandelt werden und nicht
unter die vorstehend genannte Definition fallen, sofern die Emission oder der Emittent dieser
Instrumente selbst Vorschriften Uber den Einlagen- und den Anlegerschutz unterliegt, und
vorausgesetzt, sie werden

- von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Korperschaft oder der
Zentralbank eines Mitgliedstaats, der Europaischen Zentralbank, der Europaischen Union
oder der Europaischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, im Falle eines
Bundesstaates, einem Gliedstaat der FOderation oder von einer internationalen Einrichtung
offentlich-rechtlichen Charakters, der mindestens einem Mitgliedstaat angehort, begeben
oder garantiert oder

- von einem Unternehmen begeben, dessen Wertpapiere auf den unter den in Nummer
1 Buchstabe a), b) und c) dieses Artikels bezeichneten Geregelten Markten gehandelt
werden, oder

- von einem Institut, das gemafl den im Gemeinschaftsrecht festgelegten Kriterien
einer behoérdlichen Aufsicht unterstellt ist, oder einem Institut, das Aufsichtsbestimmungen,
die nach Auffassung der CSSF mindestens so streng sind, wie die des Gemeinschaftsrechts,
unterliegt und diese einhélt, begeben oder garantiert, oder

- von anderen Emittenten begeben, die einer Kategorie angehéren, die von der CSSF
zugelassen wurde, sofern fur Anlagen in diesen Instrumenten Vorschriften fir den
Anlegerschutz gelten, die denen des ersten, des zweiten oder des dritten
Aufzahlungspunktes gleichwertig sind und sofern es sich bei dem Emittenten entweder um
ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von mindestens zehn Millionen Euro (10.000.000
Euro), das seinen Jahresabschluss nach den Vorschriften der vierten Richtlinie 78/660/EWG
erstellt und verdffentlicht, oder um einen Rechtstrager, der innerhalb einer eine oder mehrere
borsennotierte Gesellschaften umfassenden Unternehmensgruppe fir die  Finanzierung
dieser Gruppe zustandig ist, oder um einen Rechtstrager handelt, der die wertpapiermaliige
Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung einer von einer Bank eingeraumten
Kreditlinie finanzieren soll.

Jeder Fonds kann dariber hinaus:

b) bis zu 10% seines Nettovermdgens in anderen als den unter Nummer 1 dieses Artikels
genannten Vermdgensgegenstanden anlegen;

¢) in Hohe von bis zu 49% seines Nettovermdgens flissige Mittel halten; in Ausnahmefallen
kénnen diese vorubergehend auch einen Anteil von mehr als 49% einnehmen, sofern dies im
Interesse der Anteilinhaber fiir geboten erscheint.

d) Kredite fur kurze Zeit bis zu einem Gegenwert von 10% seines Nettovermdgens aufnehmen.
Die Kreditaufnahme kann zur Abwicklung von Anteilscheinricknahmeverpflichtungen erfolgen.
Die Kreditaufnahme kann ferner auch voribergehend fir investive Zwecke erfolgen,
vorausgesetzt die Kreditaufnahme ist nicht dauerhafter Bestandteil der Anlagepolitik, das heif3t,
sie erfolgt nicht auf revolvierender Basis und die Kreditverpflichtung wird unter Berticksichtigung
der Bedingungen bei der Kreditaufnahme innerhalb einer angemessenen Zeitspanne
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zurickgefuhrt. Die Kreditaufnahme kann auch in Erwartung von Anteilscheinzeichnungen
erfolgen, vorausgesetzt, der Zeichner ist mittels einer bindenden schriftlichen
Zeichnungsvereinbarung verpflichtet den Gegenwert der Zeichnung innerhalb von maximal drei
Tagen einzuzahlen. Bei der Berechnung der maximalen 10%igen Grenze dirfen die
Forderungen und Verbindlichkeiten in jeglicher Wahrung auf den laufenden Konten des
betreffenden Fonds, die von derselben juristischen Gegenpartei stammen, in der Fondswéahrung
saldiert werden, vorausgesetzt, die folgenden Bedingungen sind erfullt:

i. Diese laufenden Konten des Fonds sind frei von jeglichen rechtlichen Belastungen.
Hierbei werden laufende Konten zu Sicherungszwecken (z.B. Marginkonten) mit einer
Gegenpartei nicht einbezogen;

ii. die vertraglichen Vereinbarungen in Bezug auf die laufenden Konten, die zwischen
dem Fonds und der juristischen Gegenpartei abgeschlossen wurden, erlauben eine solche
Saldierung; und

iii. das Gesetz auf das sich diese vertraglichen Vereinbarungen beziehen, muss
ebenfalls eine Saldierung zulassen. Die Saldierung von Forderungen und Verbindlichkeiten
auf laufenden Konten des Fonds mit unterschiedlichen juristischen Gegenparteien ist nicht
zulassig. Die Verwaltungsgesellschaft des betreffenden Fonds tragt die Verantwortung daftr,
dass die Kreditaufnahme lediglich voriibergehend ist und dass der Ausgleich innerhalb eines
vertretbaren Zeitraums erfolgt, wobei die Bedingungen, unter denen die Kreditaufnahme
erfolgte, zu bertcksichtigen sind. Deckungsgeschafte im Zusammenhang mit dem Verkauf
von Optionen oder dem Erwerb oder Verkauf von Terminkontrakten und Futures gelten nicht
als Kreditaufnahme im Sinne dieser Anlagebeschrankung.

d) Devisen im Rahmen eines "Back-to-back"-Geschéftes erwerben.

3. Darlber hinaus wird ein Fonds bei der Anlage seines Vermdgens folgende
Anlagebeschrankungen beachten:

a) Ein Fonds darf hochstens 10% seines Nettovermdgens in Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumenten ein und desselben Emittenten anlegen. Ein Fonds darf héchstens 20%
seines Nettovermdgens in Einlagen bei ein und derselben Einrichtung anlegen. Das Ausfallrisiko
der Gegenpartei bei Geschaften eines Fonds mit OTC-Derivaten darf 10% seines
Nettovermégens nicht tGberschreiten, wenn die Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von
Nummer 1 Buchstabe f) dieses Artikels ist. Fir andere Félle betragt die Grenze maximal 5%
des Nettovermogens des jeweiligen Fonds.

b) Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente von Emittenten, bei denen
ein Fonds jeweils mehr als 5% seines Nettovermogens anlegt, darf 40% des Wertes seines
Nettovermdégens nicht Gberschreiten. Diese Begrenzung findet keine Anwendung auf Einlagen
und auf Geschafte mit OTC-Derivaten, die mit Finanzinstituten getatigt werden, welche einer
behdrdlichen Aufsicht unterliegen.

Ungeachtet der einzelnen in Nummer 3 Buchstabe a) dieses Artikels genannten Obergrenzen
darf ein Fonds bei ein und derselben Einrichtung héchstens 20% seines Nettovermdgens in
einer Kombination aus

- von dieser Einrichtung begebenen Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten und/oder

- Einlagen bei dieser Einrichtung und/oder mit dieser Einrichtung getatigten Geschéften Uber
OTC-Derivate investieren.

c) Die in Nummer 3 Buchstabe a) Satz 1 dieses Artikels genannte Anlagegrenze von 10%
des Netto-Fondsvermégens betragt héchstens 35% des Netto-Fondsvermégens, wenn die
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften, von einem Drittstaat oder von internationalen Einrichtungen offentlich-
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rechtlichen Charakters, denen mindestens ein Mitgliedstaat der Européischen Union angehort,
begeben oder garantiert werden.

d) Die in Nummer 3 Buchstabe a) Satz 1 dieses Artikels genannte Anlagegrenze betragt
hochstens 25% des Netto-Fondsvermdgens fur bestimmte Schuldverschreibungen, wenn diese
von einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union begeben
werden, das aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser
Schuldverschreibungen einer besonderen behdrdlichen Aufsicht unterliegt. Insbesondere
mussen die Ertrage aus der Emission dieser Schuldverschreibungen gemaf den gesetzlichen
Vorschriften in Vermdgenswerten angelegt werden, die wahrend der gesamten Laufzeit der
Schuldverschreibungen die sich daraus ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken und
vorrangig fur die beim Ausfall des Emittenten fallig werdende Ruickzahlung des Kapitals und die
Zahlung der laufenden Zinsen zur Verfligung stehen.

Legt ein Fonds mehr als 5% seines Nettovermdgens in Schuldverschreibungen im Sinne des
vorstehenden Unterabsatzes an, die von ein und demselben Emittenten begeben werden, so
darf der Gesamtwert dieser Anlagen 80% des Wertes des Nettovermégens des Fonds nicht
Uberschreiten.

e) Die in Nummer 3 Buchstabe c¢) und d) dieses Artikels genannten Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Nummer 3 Buchstabe b) dieses
Artikels vorgesehenen Anlagegrenze von 40% des betreffenden Netto-Fondsvermdgens nicht
bertcksichtigt.

Die in Nummer 3 Buchstabe a) bis d) dieses Artikels genannten Anlagegrenzen von 10%, 35%
bzw. 25% des jeweiligen Netto-Fondsvermdégens dirfen nicht kumuliert werden; daher dirfen
gemal Nummer 3 Buchstabe a) bis d) dieses Artikels getétigte Anlagen in Wertpapieren oder
Geldmarktinstrumente ein und desselben Emittenten oder in Einlagen bei diesem Emittenten
oder in Derivaten desselben nicht 35% des Nettovermdgens des jeweiligen Fonds lbersteigen.

Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung des konsolidierten Abschlusses im Sinne der
Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 oder nach den anerkannten internationalen
Rechnungslegungsvorschriften derselben Unternehmensgruppe angehoren, sind bei der
Berechnung der in Nummer 3 Buchstabe a) bis €) dieses Artikels vorgesehenen Anlagegrenzen
als ein einziger Emittent anzusehen.

Ein Fonds darf kumulativ bis zu 20% seines Nettovermdgens in Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten ein und derselben Unternehmensgruppe anlegen.

f) Unbeschadet der in Nummer 3 Buchstabe k) bis m) dieses Artikels festgelegten
Anlagegrenzen betragen die in Nummer 3 Buchstabe a) bis e) dieses Artikels genannten
Anlagegrenzen fur Anlagen in Aktien und/oder Schuldtiteln ein und desselben Emittenten
hochstens 20% des Netto-Fondsvermdgens, wenn es Ziel der Anlagestrategie des Fonds ist,
einen bestimmten, von der Luxemburgischen Aufsichtsbehtrde anerkannten Aktien- oder
Schuldtitelindex nachzubilden. Voraussetzung hierfir ist jedoch, dass

- die Zusammensetzung des Index hinreichend diversifiziert ist;

- der Index eine adaquate Bezugsgrundlage fir den Markt darstellt, auf den er sich
bezieht; und

- der Index in angemessener Weise verdffentlicht wird.

g) Die in Nummer 3 Buchstabe f) dieses Artikels festgelegte Grenze betragt 35% des
jeweiligen Netto-Fondsvermdgens, sofern dies aufgrund auRergewdhnlicher Marktbedingungen
gerechtfertigt ist, und zwar insbesondere auf Geregelten Markten, auf denen bestimmte
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente stark dominieren. Eine Anlage bis zu dieser
Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emittenten moglich.
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h) Unbeschadet der Bestimmungen gem&l Nummer 3 Buchstabe a) bis e) dieses Artikels
darf ein Fonds, nach dem Grundsatz der Risikostreuung, bis zu 100% seines Netto-
Fondsvermdgens in Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten verschiedener
Emissionen anlegen, die von einem Mitgliedstaat oder seinen Gebietskdrperschaften
oder von einem Mitgliedstaat der OECD oder von der Gruppe der 20 wichtigsten
Industrie- und Schwellenlander (G20) oder Singapur und Hongkong oder von
internationalen Organismen o6ffentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere
Mitgliedstaaten der Europaischen Union angehdren, begeben oder garantiert werden,
vorausgesetzt, dass (i) solche Wertpapiere im Rahmen von mindestens sechs
verschiedenen Emissionen begeben worden sind und (ii) in Wertpapieren aus ein und
derselben Emission nicht mehr als 30% des jeweiligen Nettovermdgens des Fonds
angelegt werden.

i) Ein Fonds darf Anteile anderer OGAW und/oder anderer OGA im Sinne von Nummer 1
Buchstabe e) dieses Artikels erwerben, wenn er nicht mehr als 20% seines Nettovermégens in
ein und demselben OGAW oder einem anderen OGA anlegt.

Bei der Anwendung dieser Anlagegrenze ist jeder Teilfonds eines Umbrella-Fonds wie ein
eigenstandiger Emittent zu betrachten, vorausgesetzt, das Prinzip der Einzelhaftung pro
Teilfonds im Hinblick auf Dritte findet Anwendung.

) Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW dirfen insgesamt 30 % des
Nettovermdégens eines Fonds nicht tbersteigen.

Wenn ein Fonds Anteile eines OGAW und/oder sonstigen OGA erworben hat, werden die
Anlagewerte des betreffenden OGAW oder anderen OGA in Bezug auf die in Nummer 3
Buchstabe a) bis e) dieses Artikels genannten Anlagegrenzen nicht berlcksichtigt.

Erwirbt ein Fonds Anteile anderer OGAW und/oder sonstiger OGA, die unmittelbar oder
mittelbar von derselben Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft verwaltet
werden, mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder
Beherrschung oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, so
darf die Verwaltungsgesellschaft oder die andere Gesellschaft fir die Zeichnung oder den
Ruckkauf von Anteilen der anderen OGAW und/oder anderen OGA durch den Fonds keine
Gebuhren berechnen (inkl. Ausgabeaufschlagen und Rucknahmeabschlagen).

Soweit ein Fonds jedoch in Anteile an Zielfonds anlegt, die von anderen Gesellschaften
aufgelegt und/oder verwaltet werden, ist zu bericksichtigen, dass gegebenenfalls
Ausgabeaufschlage und Ricknahmeabschlage fir diese Zielfonds berechnet werden kdénnen.
Die vom Fonds gezahlten Ausgabeaufschlage und Ricknahmeabschlage werden im jeweiligen
Jahresbericht angegeben.

Soweit ein Fonds in Zielfonds anlegt, wird das Fondsvermégen neben den Gebihren fir die
Fondsverwaltung und das Fondsmanagement des investierenden Fonds auch mit Gebuhren fir
Fondsverwaltung und Fondsmanagement der Zielfonds belastet. Insofern sind
Doppelbelastungen hinsichtlich der Gebiuhren fir die Fondsverwaltung und das
Fondsmanagement nicht ausgeschlossen.

k) Die Verwaltungsgesellschaft darf weder fir sich noch fir die von ihr verwalteten Fonds,
die unter den Anwendungsbereich von Teil | des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 fallen,
stimmberechtigte Aktien in einem Umfang erwerben, der es insgesamt erlaubt, auf die
Geschéftsfuhrung eines Emittenten einen nennenswerten Einfluss auszutben.

)] Ferner darf ein Fonds nicht mehr als:

- 10% der stimmrechtslosen Aktien ein und desselben Emittenten;
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- 10% der Schuldverschreibungen ein und desselben Emittenten;

- 25% der Anteile ein und desselben OGAW oder anderen OGA im Sinne von Artikel 2
Absatz (2) des Gesetzes vom 17. Dezember 2010;

- 10% der Geldmarktinstrumente ein und desselben Emittenten
erwerben.

Die im zweiten, dritten und vierten Aufzahlungspunkt vorgesehenen Anlagegrenzen brauchen
beim Erwerb nicht eingehalten 2zu werden, wenn sich der Bruttobetrag der
Schuldverschreibungen oder der Geldmarktinstrumente oder der Nettobetrag der
ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht berechnen lasst.

m)  Die vorstehenden Bestimmungen gemafl Nummer 3 Buchstabe k) und ) dieses Artikels
sind nicht anwendbar im Hinblick auf:

aa) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Mitgliedstaat oder
dessen Gebietskérperschaften begeben oder garantiert werden;

bb)  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von einem Drittstaat begeben
oder garantiert werden;

cc)  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von internationalen Organismen
offentlich-rechtlichen Charakters begeben werden, denen ein oder mehrere
Mitgliedstaaten der Europaischen Union angehdoren;

dd) Aktien von Gesellschaften, die nach dem Recht eines Drittstaates errichtet
wurden, der kein Mitgliedstaat der EU ist, sofern (i) eine solche Gesellschaft ihr
Vermégen hauptsachlich in Wertpapieren von Emittenten aus diesem Drittstaat
anlegt, (ii) nach dem Recht dieses Staates eine Beteiligung des Fonds an dem Kapital
einer solchen Gesellschaft den einzig moglichen Weg darstellt, um Wertpapiere von
Emittenten dieses Staates zu erwerben und (iii) diese Gesellschaft des Drittstaates
im Rahmen ihrer Vermoégensanlage die Anlagebeschrankungen gemaf Nummer 3
Buchstabe a) bis e) und Nummer 3 Buchstabe i) bis I) dieses Artikels beachtet;

ee) Aktien, die am Kapital von Tochtergesellschaften gehalten werden, die in
ihrem Niederlassungsstaat fir den jeweiligen Fonds lediglich und ausschliefZlich
Verwaltungs-, Beratungs- oder Vertriebstatigkeiten, im Hinblick auf die Ricknahme
von Anteilen auf Wunsch der Anteilinhaber, austben.

n)  Ein Fonds darf als Feeder-Fonds (“Feeder”’) eines Master-Fonds agieren, sofern er
mindestens 85% seines Nettofondsvermégens in Anteile eines anderen OGAW (“Master”)
investiert, der selbst kein Feeder ist und auch keine Anteile eines Feeders halt. Der Feeder darf
nicht mehr als 15% seines Nettofondsvermdgens in einen oder mehrere der folgenden
Vermogenswerte anlegen:

- Flussige Mittel gemall Nummer 2 Buchstabe b) dieses Artikels;

- Derivative Finanzinstrumente, die ausschlie3lich zu Absicherungszwecken gemaf
Nummer 1 Buchstabe g) und Nummer 5 dieses Artikels verwendet werden.

Fur den Fall, dass der Feeder in Anteile eines Masters anlegt, der von der

Verwaltungsgesellschaft verwaltet wird, werden keine Zeichnungs- oder Riicknahmegebiihren
fur die Anlage des Feeders in Anteile des Masters erhoben.
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Die maximale Gesamththe der Verwaltungsgebuhr, die sowohl gegentiber dem Feeder selbst
als auch gegeniber dem Master erhoben werden kann, ist im Sonderreglement des Feeders
aufgefthrt.

0) Kein Fonds darf Waren oder Edelmetalle oder Zertifikate Uber diese erwerben, mit
Ausnahme von Zertifikaten, die als Wertpapiere zu qualifizieren sind.

p) Kein Fonds darf in Immobilien anlegen, wobei Anlagen in immobiliengesicherten
Wertpapieren oder Zinsen hierauf oder Anlagen in Wertpapieren, die von Gesellschaften
ausgegeben werden, die in Immobilien investieren und Zinsen hierauf zulassig sind.

g) Zu Lasten des Vermogens eines Fonds durfen keine Kredite oder Garantien fur Dritte
ausgegeben werden, wobei diese Anlagebeschrankung keinen Fonds daran hindert, sein
Nettovermdégen in nicht voll einbezahlten Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder anderen
Finanzinstrumenten im Sinne von Nummer 1 Buchstabe e), g) und h) dieses Artikels anzulegen.

r Leerverkaufe von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder anderen in Nummer 1
Buchstabe e), g) und h) dieses Artikels genannten Finanzinstrumenten dirfen nicht getatigt
werden.

Unbeschadet hierin enthaltener gegenteiliger Bestimmungen:

a) brauchen Fonds die in Nummer 1 bis 3 dieses Artikels vorgesehenen Anlagegrenzen bei
der Ausiibung von Bezugsrechten, die an Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente, die sie in
ihrem Fondsvermodgen halten, geknupft sind, nicht notwendigerweise einzuhalten.

b)  koénnen neu zugelassene Fonds wahrend eines Zeitraums von sechs Monaten nach ihrer
Zulassung von den in Nummer 3 Buchstabe a) bis j) dieses Artikels festgelegten Bestimmungen
abweichen, vorausgesetzt eine angemessene Risikostreuung ist sichergestellt.

c) muss ein Fonds dann, wenn diese Bestimmungen aus Grinden, die aul3erhalb der Macht
des entsprechenden Fonds liegen, oder aufgrund von Bezugsrechten Uberschritten werden,
vorrangig danach streben, die Situation im Rahmen seiner Verkaufstransaktionen unter
Berticksichtigung der Interessen seiner Anteilinhaber zu bereinigen.

Die  Verwaltungsgesellschaft des jeweiligen Fonds st berechtigt, zusatzliche
Anlagebeschrankungen aufzustellen, sofern dies notwendig ist, um den gesetzlichen und
verwaltungsrechtlichen Bestimmungen in Landern, in denen die Anteile des Fonds angeboten
oder verkauft werden, zu entsprechen.

Techniken und Instrumente
a) Allgemeine Bestimmungen

Zur Verwaltung des Portfolios oder zum Laufzeiten- oder Risikomanagement des Portfolios
kann ein Fonds Derivate sowie sonstige Techniken und Instrumente, im Sinne von Artikel 11
der Richtlinie 2007/16/EG verwenden. Beziehen sich diese Transaktionen auf die Verwendung
von Derivaten, darf das Gesamtrisiko der Basiswerte die Anlagegrenzen von Nummer 3
Buchstabe a) bis e) dieses Artikels nicht Gberschreiten. Wenn der Fonds in indexbasierten
Derivaten anlegt, miissen diese Anlagen nicht bei den Grenzen von Nummer 3 Buchstabe a)
bis e) dieses Artikels bertcksichtigt werden.

Des Weiteren sind die Bestimmungen von Nummer 6 dieses Artikels Dbetreffend
Risikomanagement-Verfahren bei Derivaten zu beriicksichtigen. Unter keinen Umst&nden darf
ein Fonds bei den mit Derivaten sowie sonstigen Techniken und Instrumenten verbundenen
Transaktionen von den im Sonderreglement des jeweiligen Fonds genannten Anlagezielen
abweichen und es darf auch zu keiner Ubernahme zusétzlicher Risiken fiihren, die hoher als
das Risikoprofil sind, das in dem Verkaufsprospekt beschrieben ist.
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Die sonstigen Techniken und Instrumente missen fir Zwecke einer effizienten
Portfolioverwaltung im Rahmen der Vorgaben durch das Rundschreiben CSSF 08/356 sowie
der Leitlinie ESMA/2014/937 genutzt werden; dies setzt voraus, dass sie die folgenden Kriterien
erfillen:

a) Sie sind insofern 6konomisch angemessen, als sie kostenwirksam eingesetzt werden;
b)  Sie werden mit einem oder mehreren der folgenden spezifischen Ziele eingesetzt:

i) Verminderung von Risiken;

i) Verminderung von Kosten;

iif) Generierung von zusatzlichem Kapital oder Zusatzertragen fur den jeweiligen Fonds,
mit einem Risiko, das dem Risikoprofil des Fonds und den auf ihn anwendbaren Regeln
zur Risikostreuung vereinbar ist;

C) Die mit den sonstigen Techniken und Instrumenten verbundenen Risiken werden durch
das Risikomanagement des jeweiligen Fonds in angemessener Form erfasst.

b) Kontrahentenrisiko und Sicherheitsleistung bei Geschaften mit OTC-Derivaten
und/oder Techniken fir eine effiziente Portfolioverwaltung

1) Kontrahentenrisiko

Die Risikopositionen, die sich fur eine Gegenpartei aus Geschaften mit OTC-Derivaten und
Techniken fur eine effiziente Portfolioverwaltung ergeben, sind bei der Berechnung der Grenzen
fur das Kontrahentenrisiko gemafn Artikel 52 der Richtlinie 2009/65/EG zu kombinieren. Ein
Fonds darf eine Sicherheit in Ubereinstimmung mit den Anforderungen von Nummer 5
Buchstabe b) Absatz (2) dieses Artikels mit einbeziehen, um das Kontrahentenrisiko bei
Geschéften mit Rickkaufsrecht und/oder Pensionsgeschéaften und/oder OTC-Derivaten zu
bertcksichtigen.

2)Erhalt einer angemessenen Sicherheit

In Fallen, in denen ein Fonds Geschafte mit OTC-Derivaten tatigt oder Techniken fir eine
effiziente Portfolioverwaltung anwendet, muissen alle Sicherheiten, die auf das
Kontrahentenrisiko anrechenbar sind, die Vorgaben der Leitlinie ESMA/ 2014/937 erflllen,
insbesondere missen alle Sicherheiten stets sdmtliche nachstehenden Kriterien erfullen:

a) Alle entgegengenommenen Sicherheiten, die keine Barmittel sind, sollten hoch liquide
sein und zu einem transparenten Preis auf einem regulierten Markt oder innerhalb eines
multilateralen Handelssystems gehandelt werden, damit sie kurzfristig zu einem Preis verauf3ert
werden koénnen, der nahe an der vor dem Verkauf festgestellten Bewertung liegt. Die
entgegengenommenen Sicherheiten sollten aul3erdem die Bestimmungen von Artikel 56 der
Richtlinie 2009/65/EG erflillen.

b) Entgegengenommene Sicherheiten sollten mindestens bdrsentaglich bewertet werden.
Vermogenswerte, die eine hohe Preisvolatilitdt aufweisen, sollten nur als Sicherheit akzeptiert
werden, wenn geeignete konservative Bewertungsabschlage (Haircuts) angewandt werden.

c) Der Emittent der Sicherheiten, die entgegengenommen werden, sollte eine hohe Bonitat
aufweisen.

d) Die von einem Fonds entgegengenommenen Sicherheiten sollten von einem Rechtstrager
ausgegeben werden, der von der Gegenpartei unabhangig ist und keine hohe Korrelation mit
der Entwicklung der Gegenpartei aufweist. Sicherheiten, die von der Gegenpartei einer OTC-
Derivatetransaktion oder einer Technik des effizienten Portfoliomanagements oder durch eine
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Tochtergesellschaft oder durch eine Muttergesellschaft oder mehr generell, durch eine
Einrichtung, die zur Gruppe desselben Emittenten gehort, herausgegeben oder garantiert
werden, gelten als nicht geeignet im Sinne des vorstehenden Satzes.

e) Bei den Sicherheiten ist auf eine angemessene Diversifizierung in Bezug auf Lander,
Markte und Emittenten zu achten. Das Kriterium der angemessenen Diversifizierung im Hinblick
auf die Emittentenkonzentration wird als erfillt betrachtet, wenn der OGAW von einer
Gegenpartei bei der effizienten Portfolioverwaltung oder bei Geschéaften mit OTC-Derivaten
einen Sicherheitenkorb (Collateral Basket) erhalt, bei dem das maximale Exposure gegeniiber
einem bestimmten Emittenten 20% des Nettoinventarwerts entspricht. Wenn ein Fonds
unterschiedliche Gegenparteien hat, sollten die verschiedenen Sicherheitenkérbe aggregiert
werden, um die 20%-Grenze fir das Exposure gegenliber einem einzelnen Emittenten zu
berechnen.

f) Risiken im Zusammenhang mit der Sicherheitenverwaltung, z.B. operationelle und recht-
liche Risiken, sind durch das Risikomanagement zu ermitteln, zu steuern und zu mindern.

g) In Féllen von Rechtsubertragungen sollten die entgegengenommenen Sicherheiten von
der Verwahrstelle des jeweiligen Fonds verwahrt werden. Eine Verwahrung der Sicherheit bei
einer Unterverwahrstelle der Verwahrstelle ist in diesem Fall ebenfalls zulassig, sofern die
Verwahrstelle weiterhin die Haftung fir einen etwaigen Verlust der Sicherheit bei der
Unterverwahrstelle tbernimmt. Fur andere Arten von Sicherheitsvereinbarungen kénnen die
Sicherheiten von einem Dritten verwahrt werden, der einer Aufsicht unterliegt und mit dem
Sicherheitengeber in keinerlei Verbindung steht.

h)  Ein Fonds sollte die Mdglichkeit haben, entgegengenommene Sicherheiten jederzeit ohne
Bezugnahme auf die Gegenpartei oder Genehmigung seitens der Gegenpartei zu verwerten.

i) Entgegengenommene unbare Sicherheiten (Non-cash Collateral) sollten nicht
veraufert, neu angelegt oder verpfandet werden.

) Entgegengenommene Barsicherheiten (Cash Collateral) sollten nur

- als Sichteinlagen bei Rechtstrdgern gemaf Artikel 50 Buchstabe f der Richtlinie
2009/65/EG angelegt werden;

- in Staatsanleihen von hoher Qualitat angelegt werden;

- fur Reverse-Repo-Geschdfte verwendet werden, vorausgesetzt, es handelt sich um
Geschafte mit Kreditinstituten, die einer Aufsicht unterliegen, und der OGAW kann den
vollen aufgelaufenen Geldbetrag jederzeit zurlickfordern;

- in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur gemagR der Definition in den CESR’s
Leitlinien zu einer gemeinsamen Definition fir europaische Geldmarktfonds angelegt
werden.

Neu angelegte Barsicherheiten sollten entsprechend den Diversifizierungsvoraussetzungen fur
unbare Sicherheiten diversifiziert werden, d.h. es gelten die Anforderungen unter anderen von
Artikel 50 Buchstabe (f) der Richtlinie 2009/65/EG entsprechend. Unbare Sicherheiten und
reinvestierte Barsicherheiten, die der betreffende Fonds erhalten hat, sollen bei der Erfillung
der Diversifikationsanforderungen hinsichtlich der vom betreffenden Fonds erhaltenen
Sicherheiten aggregiert betrachtet werden.

Ergadnzend zu den Anforderungen an die Sicherheitenverwaltung fir Geschafte mit OTC-
Derivaten und Techniken fir eine effiziente Portfolioverwaltung gemal? Leitlinie ESMA/2014/937
gelten die Vorgaben des Rundschreibens CSSF 08/356 sowie des Rundschreibens CSSF
11/512.
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Nimmt ein Fonds Sicherheiten fur mindestens 30% seiner Vermdgenswerte entgegen, kommt
eine angemessene Stressteststrategie im Einklang mit Leitlinie ESMA/2014/937 zur
Anwendung, um sicherzustellen, dass sowohl unter normalen als auch unter
auRRergewdhnlichen Liquiditatsbedingungen regelmafig Stresstests durchgefiihrt werden, damit
der Fonds das mit der Sicherheit verbundene Liquiditatsrisiko bewerten kann. Die Strategie fur
Liquiditatsstresstests beinhaltet Vorgaben zu folgenden Aspekten:

- Konzept fuir die Stresstest-Szenarioanalyse, einschlie3lich  Kalibrierungs-,
Zertifizierungs- und Sensitivitatsanalyse;

- Empirischer Ansatz fir die Folgenabschatzung, einschlielich Backtesting von
Liquiditatsrisikoeinschatzungen;

- Berichtshaufigkeit und Meldegrenzen/Verlusttoleranzschwelle(n);

- MalBnahmen zur Eindammung von Verlusten, einschlie3lich Haircut Strategie und Gap-
Risiko-Schutz.

Erganzende Angaben zur Sicherheitenstrategie des betreffenden Fonds, insbesondere zu den
zulassigen Arten von Sicherheiten, zum erforderlichen Umfang der Besicherung und etwaigen
Bewertungsabschlagen (Haircuts) sowie, im Fall von Barsicherheiten, zur Strategie fur das
erneute Anlegen (einschlieBlich etwaiger damit verbundener Risiken) finden sich
gegebenenfalls im Verkaufsprospekt des betreffenden Fonds.

Die in bar geleistete Sicherheit kann fur den betreffenden Fonds ein Kreditrisiko gegentiber dem
Verwahrer dieser Sicherheit bedeuten. Besteht ein solches Risiko, muss der Fonds diesem
Risiko im Hinblick auf die Einlagebegrenzungen im Sinne von Artikel 43 Absatz (1) des
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 Rechnung tragen. Diese Sicherheit darf grundsétzlich nicht
von der Gegenpartei verwahrt werden, es sei denn, sie wird vor den Folgen des Ausfalls der
Gegenpartei rechtlich geschutzt. Die Sicherheit, die nicht in bar geleistet wird, darf nicht bei der
Gegenpartei verwahrt werden, es sei denn, sie wird in angemessener Form von den
Vermogenswerten der Gegenpartei getrennt. Der betreffende Fonds muss dafiir Sorge tragen,
dass er seine Rechte an der Sicherheit geltend machen kann, wenn ein Ereignis eintritt, dass
die Austibung der Sicherheit verlangt. Daraus folgt, dass die Sicherheit jederzeit entweder direkt
oder Uber ein erstklassiges Finanzinstitut oder eine hundertprozentige Tochtergesellschaft
verfigbar sein muss, so dass sich der Fonds die als Sicherheit geleisteten Vermégenswerte
unverzuglich aneignen oder verauf3ern kann, wenn die Gegenpartei die Riickgabeverpflichtung
nicht erfullen kann.

Darlber hinaus muss der betreffende Fonds darauf achten, dass ihm das vertragliche Recht in
Bezug auf besagte Geschafte erlaubt, sich im Falle der Liquidation, von Sanierungsmafinahmen
oder jeder anderen Wettbewerbssituation von seiner Verpflichtung zur Ruckibertragung der als
Sicherheit erhaltenen Vermogenswerte oder Guthaben zu befreien, wenn und in dem Umfang,
in dem die Ricklbertragung nicht mehr unter den vereinbarten Bedingungen erfolgen kann.
Wahrend der Vertragslaufzeit kann die unbare Sicherheit nicht verkauft oder verpféandet oder
als Sicherheit gegeben werden.

Risikomanagement-Verfahren

Im Rahmen der Fonds wird ein Risikomanagementverfahren eingesetzt, welches es der
Verwaltungsgesellschaft erméglicht, das mit den Anlagepositionen des jeweiligen Fonds
verbundene Risiko sowie ihren jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des Anlageportfolios zu
tberwachen und zu messen.

Im Hinblick auf OTC-Derivate wird ein Verfahren eingesetzt, welches eine prazise und
unabhangige Bewertung des OTC-Derivats ermdglicht.

Die Verwaltungsgesellschaft teilt der CSSF regelmaliig die Arten der Derivate im Portfolio, die
mit den jeweiligen Basiswerten verbundenen Risiken, die Anlagegrenzen und die verwendeten
Methoden zur Messung der mit den Derivategeschéften verbundenen Risiken beztiglich jedem
verwalteten Fonds mit.
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| Artikel 5 Anteile an einem Fonds und Anteilklassen

1.

Anteile an einem Fonds werden grundsétzlich durch CFF begeben. Die
Verwaltungsgesellschaft kann beschliel3en, fir einen Fonds Inhaberanteile auszugeben. Dies
findet gegebenenfalls Erwahnung im jeweiligen Sonderreglement des Fonds.

2. Alle Anteile eines Fonds haben grundsatzlich gleiche Rechte.

Das jeweilige Sonderreglement eines Fonds kann jedoch fir den entsprechenden Fonds
unterschiedliche Anteilklassen vorsehen, die sich hinsichtlich bestimmter
Ausgestaltungsmerkmale wie folgt unterscheiden kénnen:

a) hinsichtlich der Kostenstruktur im Hinblick auf den jeweiligen Ausgabeaufschlag, die jeweilige
Ricknahmegebuhr bzw. Vertriebsprovision;

b) hinsichtlich der Kostenstruktur im Hinblick auf das Entgelt fiir die Verwaltungsgesellschaft;

¢) hinsichtlich der Regelungen Uber den Vertrieb und des Mindestzeichnungsbetrags oder der
Mindesteinlage;

d) hinsichtlich der Ausschittungspolitik;

e) hinsichtlich der Wéhrung;

f) hinsichtlich jeder Kombination aus den o0.g. Kriterien;

g) hinsichtlich jedweder anderer Kriterien, die von der Verwaltungsgesellschaft bestimmt werden.
Alle Anteile sind vom Tage ihrer Ausgabe an in gleicher Weise an Ertrdgen, Kursgewinnen und
am Liquidationserlds ihrer jeweiligen Anteilklasse berechtigt.

3. Ausgabe und Rucknahme der Anteile sowie die Vornahme von Zahlungen auf Anteile bzw.
Ertragsscheine erfolgen bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle sowie Uber jede
Zabhlstelle.

4. Falls fir den Fonds mehrere Anteilklassen eingerichtet werden, erfolgt die
Anteilwertberechnung (Artikel 7) fir jede Anteilklasse durch Teilung des Wertes des
Fondsvermdégens, der einer Klasse zuzurechnen ist, durch die Anzahl der am Bewertungstag
im Umlauf befindlichen Anteile dieser Klasse.

| Artikel 6 Ausgabe von Anteilen

1. Die Ausgabe von Anteilen erfolgt zum Ausgabepreis zuziglich eines eventuellen
Ausgabeaufschlags, dessen maximale Hohe sich aus dem Sonderreglement des jeweiligen

Fonds ergibt.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann fir einen Fonds jederzeit nach eigenem Ermessen ohne

Angaben von Griinden einen Zeichnungsantrag zuriickweisen oder die Ausgabe von Anteilen
zeitweilig beschranken, aussetzen oder endgiltig einstellen, soweit dies im Interesse der
Gesamtheit der Anteilinhaber, im Offentlichen Interesse, zum  Schutz der
Verwaltungsgesellschaft, zum Schutz des jeweiligen Fonds, im Interesse der Anlagepolitik oder
im Fall der Gefahrdung der spezifischen Anlageziele eines Fonds erforderlich erscheint.
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Sofern im Sonderreglement des jeweiligen Fonds nicht anders geregelt, werden
Zeichnungsantrage, welche bis spatestens 16.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem
Luxemburger Bankarbeitstag bei der Verwaltungsgesellschaft, den Zahistellen, der Register-
und Transferstelle oder den Vertriebsstellen eingegangen sind, auf der Grundlage des
Anteilwertes dieses Bewertungstages abgerechnet. Zeichnungsantrage, welche nach 16.00 Uhr
(Luxemburger Zeit) eingehen, werden auf der Grundlage des Anteilwertes des néchstfolgenden
Bewertungstages abgerechnet.

Die Verwaltungsgesellschaft hat samtliche organisatorischen Maflinahmen getroffen, die
etwaige Praktiken des Market Timing und Late Trading verhindern sollen und behalt sich das
Recht vor, Zeichnungsantrage abzulehnen, die von einem Anleger stammen, von denen die
Verwaltungsgesellschaft des Fonds annimmt, dass dieser derartige Praktiken anwendet. Die
Verwaltungsgesellschaft des jeweiligen Fonds behélt sich vor, bei Bedarf Malhahmen zum
Schutz der anderen Anleger des Fonds zu ergreifen.

Die Anteile werden unverzuglich nach Eingang des Ausgabepreises bei der Verwahrstelle im
Auftrag der Verwaltungsgesellschaft von der Verwahrstelle zugeteilt. Der Ausgabepreis ist
innerhalb von drei Bankarbeitstagen in Luxemburg nach dem entsprechenden Bewertungstag
zahlbar.

Die Verwahrstelle wird auf nicht ausgefihrte Zeichnungsantrage eingehende Zahlungen
unverziglich zurtickzahlen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fUr jeden Fonds Sparpléane anbieten. Werden Sparplane
angeboten, wird dies im Sonderreglement bzw. Verkaufsprospekt des jeweiligen Fonds
erwahnt.

| Artikel 7 Anteilwertberechnung

1.

Der Wert eines Anteils ("Anteilwert") lautet auf die im Sonderreglement des jeweiligen Fonds
festgelegte Wahrung ("Fondswahrung"). Er wird unter Aufsicht der Verwahrstelle von der
Verwaltungsgesellschaft oder einem von ihr beauftragten Dritten an jedem im jeweiligen
Sonderreglement des jeweiligen Fonds festgelegten Tag ("Bewertungstag") berechnet. Sofern
im jeweiligen Sonderreglement nicht anders geregelt, gilt als Bewertungstag jeder
Bankarbeitstag in Luxemburg mit Ausnahme des 24. und 31. Dezember eines jeden Jahres.

Die Berechnung des Anteilwertes des jeweiligen Fonds erfolgt durch Teilung des jeweiligen
Netto-Fondsvermégens durch die Zahl der am Bewertungstag im Umlauf befindlichen Anteile
dieses Fonds. Anteilbruchteile werden bei der Berechnung des Anteilwertes mit drei
Dezimalstellen nach dem Komma beriicksichtigt.

Die in jedem Fondsvermdgen befindlichen Vermogenswerte werden nach folgenden
Grundséatzen bewertet:

a) Die in einem Fonds enthaltenen offenen Zielfondsanteile werden zum letzten
festgestellten und erhéltlichen Riicknahmepreis bewertet.

b) Der Wert von Kassenbestdnden oder Bankguthaben, sonstigen ausstehenden
Forderungen, vorausbezahlten Auslagen, Bardividenden und erklarten oder aufgelaufenen und
noch nicht erhaltenen Zinsen entspricht dem jeweiligen Nennbetrag, es sei denn, dass dieser
wahrscheinlich nicht voll bezahlt oder erhalten werden kann, in welchem Falle der Wert unter
Einschluss eines angemessenen Abschlages ermittelt wird, um den tatséchlichen Wert zu
erhalten.

c) Der Wert von Vermdgenswerten, welche an einer Borse notiert oder gehandelt werden,

wird auf der Grundlage des letzten verfugbaren Kurses an der Bérse, welche normalerweise der
Hauptmarkt dieses Wertpapiers ist, ermittelt. Wenn ein Wertpapier oder sonstiger
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Vermodgenswert an mehreren Borsen notiert ist, ist grundsétzlich der letzte gehandelte Kurs an
jener Borse bzw. an jenem Geregelten Markt mafRgebend, welcher der Hauptmarkt fiir diesen
Vermogenswert ist.

d) Der Wert von Vermdgenswerten, welche an einem anderen Geregelten Markt
(entsprechend der Definition in Artikel 4 dieses Allgemeinen Verwaltungsreglements) gehandelt
werden, wird auf der Grundlage des letzten verfiigbaren Preises ermittelt.

e) Sofern ein Vermdgenswert nicht an einer Borse oder auf einem anderen Geregelten Markt
notiert oder gehandelt wird oder sofern flr Vermégenswerte, welche an einer Bérse oder auf
einem anderen Markt wie vorerwahnt notiert oder gehandelt werden, die Kurse entsprechend
den Regelungen in Buchstaben a), b) oder c) dieses Artikels den tats&chlichen Marktwert der
entsprechenden Vermogenswerte nicht angemessen widerspiegeln, wird der Wert solcher
Vermoégenswerte auf der Grundlage des vernlnftigerweise vorhersehbaren Verkaufspreises
nach einer vorsichtigen Einschatzung oder im Falle eines Fonds auf der Grundlage des Wertes,
der bei dessen Riicknahme oder Veraul3erung wahrscheinlich erzielt werden wirde, ermittelt.
Die Verwaltungsgesellschaft wendet in diesem Fall angemessene und in der Praxis anerkannte
Bewertungsmodelle und -grundséatze an.

f) Der Liguidationswert von Futures oder Optionen, welche an Boérsen oder anderen
organisierten Markten gehandelt werden, wird grundsatzlich auf der Grundlage der letzten
verfugbaren Abwicklungspreise solcher Vertrage an den Borsen oder organisierten Méarkten, auf
welchen diese Futures oder Optionen von dem jeweiligen Fonds gehandelt werden, berechnet.
Sollte ein Abwicklungspreis nicht vorliegen, kann die Bewertung anhand des Geld- oder
Midkurses erfolgen. Der Liquidationswert von Forwards oder Optionen, die nicht an Bdrsen
oder anderen organisierten Markten gehandelt werden, entspricht dem jeweiligen
Nettoliquidationswert, wie er gemal3 den Richtlinien der Verwaltungsgesellschaft auf einer
konsistent fiir alle verschiedenen Arten von Vertragen angewandten Grundlage festgestellt wird.
Sofern ein Future, ein Forward oder eine Option an einem Tag, fur welchen der
Nettovermégenswert bestimmt wird, nicht liquidiert werden kann, wird die Bewertungsgrundlage
fur einen solchen Vertrag von der Verwaltungsgesellschaft in angemessener und verninftiger
Weise bestimmt.

g) Der Wert von Geldmarktinstrumenten, die nicht an einer Bdrse notiert oder auf einem
anderen Geregelten Markt gehandelt werden, wird modelltheoretisch (DCF- bzw.
Barwertverfahren) ermittelt.

h)  Samtliche sonstigen Wertpapiere oder sonstigen Vermdgenswerte werden zu ihrem
angemessenen Marktwert bewertet, wie dieser nach Treu und Glauben und entsprechend dem
der Verwaltungsgesellschaft auszustellenden Verfahren zu bestimmen ist.

Der Wert aller Vermogenswerte und Verbindlichkeiten, welche nicht in der Wahrung eines
Fonds ausgedriickt sind, wird in diese Wahrung zu den zuletzt verfligbaren Devisenkursen
umgerechnet. Wenn solche Kurse nicht verfligbar sind, wird der Wechselkurs nach Treu und
Glauben und nach dem von der Verwaltungsgesellschaft aufgestellten Verfahren bestimmt.

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Ermessen andere Bewertungsmethoden
zulassen, wenn sie dieses im Interesse einer angemesseneren Bewertung eines
Vermogenswertes des jeweiligen Fonds fur angebracht halt.

Die Verwaltungsgesellschaft kann beschlieRen, wenn es seit der Ermittlung des Anteilwertes
betrachtliche Bewegungen an den betreffenden Borsen und/oder Mérkten gegeben hat, noch
am selben Tag weitere Anteilwertberechnungen vorzunehmen. Unter diesen Umstéanden
werden alle fir diesen Bewertungstag eingegangenen Antrédge auf Zeichnung und Riicknahme
zum ersten festgestellten Nettoinventarwert dieses Tages abgerechnet. Sofern im
Sonderreglement des jeweiligen Fonds nicht anders geregelt, kdnnen Antrage auf Zeichnung
und Rucknahme, die nach 16.00 Uhr dieses Luxemburger Bankarbeitstages eingegangen sind,
zum zweiten festgestellten Nettoinventarwert dieses Tages abgerechnet werden. Antrage, die
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nach Feststellung des zweiten Nettoinventarwertes eingehen, kdnnen zum dritten festgestellten
Nettoinventarwert dieses Tages abgerechnet werden usw.

3. Sofern fur einen Fonds unterschiedliche Anteilklassen gemafll Artikel 5 Absatz 2 des
Allgemeinen  Verwaltungsreglements  eingerichtet  sind, ergeben sich fur die
Anteilwertberechnung folgende Besonderheiten:

a) Die Anteilwertberechnung erfolgt nach den unter Absatz 1 dieses Artikels aufgefiihrten
Kriterien fur jede Anteilklasse separat.

b) Der Mittelzufluss aufgrund der Ausgabe von Anteilen erhéht den prozentualen Anteil der
jeweiligen Anteilklasse am gesamten Wert des Netto-Fondsvermdgens. Der Mittelabfluss
aufgrund der Rucknahme von Anteilen vermindert den prozentualen Anteil der jeweiligen
Anteilklasse am gesamten Wert des Netto-Fondsvermdgens.

4. Fur einen Fonds kann ein Ertragsausgleich durchgefiihrt werden. Sofern fir einen Fonds
unterschiedliche Anteilklassen bestehen und ein Ertragsausgleich durchgefiihrt wird, ist der
Ertragsausgleich fur jede Anteilklasse separat durchzufihren.

5. Die Verwaltungsgesellschaft kann fir umfangreiche Ricknahmeantrage, die nicht aus den
liquiden Mitteln und zulassigen Kreditaufnahmen des jeweiligen Fonds befriedigt werden
koénnen, den Anteilwert auf der Basis der Kurse des Bewertungstages bestimmen, an welchem
sie fur den Fonds die erforderlichen Wertpapierverkdufe vornimmt; dies gilt dann auch fir
gleichzeitig eingereichte Zeichnungsantrage fir den Fonds.

| Artikel 8 Einstellung der Berechnung des Anteilwertes

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, fir einen Fonds die Berechnung des Anteilwertes
zeitweilig einzustellen, wenn und solange Umstande vorliegen, die diese Einstellung erforderlich
machen und wenn die Einstellung unter Berlcksichtigung der Interessen der Anteilinhaber
gerechtfertigt ist, insbesondere:

a) wahrend der Zeit, in welcher eine Borse oder ein anderer Markt, an dem ein wesentlicher
Teil der Vermogenswerte des jeweiligen Fonds amtlich notiert oder gehandelt wird,
geschlossen ist (auBer an gewohnlichen Wochenenden oder Feiertagen) oder der Handel
an dieser Borse bzw. an dem entsprechenden Markt ausgesetzt oder eingeschrankt wurde;

b) in Notlagen, wenn die Verwaltungsgesellschaft iber Anlagen eines Fonds nicht verfiigen
kann oder es ihr unmdglich ist, den Gegenwert der Anlagekdufe oder -verkdufe frei zu
transferieren oder die Berechnung des Anteilwertes ordnungsgemaf durchzufihren.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aussetzung bzw. Wiederaufnahme der Anteilwertberechnung
unverzuglich gemall den gesetzlichen und prospektualen Bestimmungen in den L&ndern
vergffentlichen, in denen Anteile des jeweiligen Fonds zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen sind,
sowie allen Anteilinhabern mitteilen, die Anteile zur Ricknahme angeboten haben.

Zeichnungs-, Rlicknahme- oder Umtauschantrdge konnen im Falle einer Aussetzung der

Berechnung des Anteilwertes vom Anteilinhaber bis zum Zeitpunkt der Veroéffentlichung der
Wiederaufnahme der Anteilwertberechnung widerrufen werden.

| Artikel 9 Ricknahme von Anteilen

1. Die Anteilinhaber eines Fonds sind berechtigt, jederzeit die Riicknahme ihrer Anteile zu dem im
Sonderreglement des jeweiligen Fonds festgelegten Ricknahmepreis und zu den dort
bestimmten Bedingungen zu verlangen. Diese Ruicknahme erfolgt nur an einem Bewertungstag.
Sollte ein Ricknahmeabschlag erhoben werden, so ist dessen maximale Hohe fur den
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jeweiligen Fonds in dessen Verkaufsprospekt anzugeben. Der Riicknahmepreis vermindert sich
in bestimmten Landern um dort anfallende Steuern und andere Belastungen. Die Zahlung des
Rucknahmepreises erfolgt unverziglich innerhalb von drei Bankarbeitstagen in Luxemburg
nach dem entsprechenden Bewertungstag gegen Rucknahme der Anteile.

Sofern im Sonderreglement des jeweiligen Fonds nicht anders geregelt, werden
Ricknahmeantrage, welche bis spatestens 16.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem
Luxemburger Bankarbeitstag bei der Verwaltungsgesellschaft, den Zahlstellen, der Register-
und Transferstelle oder den Vertriebsstellen eingegangen sind, zum Anteilwert dieses
Bewertungstages abgerechnet. Riicknahmeantrage, welche nach 16.00 Uhr (Luxemburger Zeit)
eingehen, werden zum Anteilwert des nachstfolgenden Bewertungstages abgerechnet.

Die Verwaltungsgesellschaft hat samtliche organisatorischen Malinahmen getroffen, die
etwaige Praktiken des Market Timing und Late Trading verhindern sollen und behalt sich das
Recht vor, Ricknahmeantrage abzulehnen, die von einem Anleger stammen, von denen die
Verwaltungsgesellschaft hinreichende Kenntnisse hat, dass dieser derartige Praktiken
anwendet. Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich vor, bei Bedarf MalRnahmen zum Schutz der
anderen Anleger eines Fonds zu ergreifen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist mit vorheriger Genehmigung durch die Verwahrstelle berechtigt,
umfangreiche Ricknahmen, die nicht aus den flissigen Mitteln und zuldssigen
Kreditaufnahmen eines Fonds befriedigt werden kdnnen, erst zu tatigen, nachdem
entsprechende Vermogenswerte des jeweiligen Fonds ohne Verzdgerung verkauft wurden.

Die Verwahrstelle ist nur insoweit zur Zahlung verpflichtet, als keine gesetzlichen
Bestimmungen, z.B. devisenrechtliche Vorschriften oder andere von der Verwahrstelle nicht
beeinflussbare Umstande, die Uberweisung des Riicknahmepreises in das Land des
Antragstellers verbieten.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fir jeden Fonds Anteile einseitig gegen Zahlung des
Rucknahmepreises zurtickkaufen, soweit dies im Interesse der Gesamtheit der Anteilinhaber
oder zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft oder des jeweiligen Fonds erforderlich erscheint.

Fondsanteile kbnnen bei der Verwaltungsgesellschaft, den Vertriebsstellen oder Uber jede
Zahistelle zurtickgegeben werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fir jeden Fonds Entnahmepléne vorsehen. Werden
Entnahmepléane angeboten, wird dies im Sonderreglement bzw. im Verkaufsprospekt des
jeweiligen Fonds erwahnt.

| Artikel 10  Umtausch von Anteilen

1.

Die Anteilinhaber eines Fonds sind berechtigt, sofern im Sonderreglement vorgesehen, den
Umtausch ihrer Anteile in Anteile eines anderen Fonds mit &hnlicher Anlagepolitik, der von der
Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wird, mit der die
Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle oder durch eine
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, zu verlangen. Ein Umtausch erfolgt
nur an einem Bewertungstag.

Werden unterschiedliche Anteilklassen innerhalb eines Fonds angeboten, ist auch ein
Umtausch von Anteilen einer Anteilklasse in Anteile einer anderen Anteilklasse innerhalb des
Fonds mdglich, sofern im Sonderreglement nichts Gegenteiliges bestimmt ist und sofern der
Anteilinhaber die Bedingungen fur eine Direktanlage in diese Anteilklasse erftillt.

Umtauschantrdge mussen folgende Angaben enthalten: die Identitat und Anschrift des
antragstellenden Anteilinhabers sowie die Anzahl der zuriickzunehmenden Anteile, den Namen
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des Fonds zu dem diese Anteile gehdren und der Name des Fonds, in den diese Anteile
umgetauscht werden sollen.

Sofern im Sonderreglement des jeweiligen Fonds nicht anders geregelt, werden
Umtauschgesuche, die bis spatestens 16.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem Luxemburger
Bankarbeitstag bei der Verwaltungsgesellschaft, den Zahlistellen, der Register- und
Transferstelle oder den Vertriebsstellen eingehen, zum Anteilwert dieses Bewertungstages
abgerechnet. Umtauschgesuche, die nach 16.00 Uhr (Luxemburger Zeit) eingehen, werden
zum Anteilwert des néchstfolgenden Bewertungstages abgerechnet.

Die im Rahmen eines Umtausches anfallende maximale Umtauschprovision wird in dem
jeweiligen Verkaufsprospekt genannt.

Nach dem Umtausch werden die Anteilinhaber von der Verwahrstelle Uber die Anzahl der
Anteile, die sie bei der Umwandlung erhalten haben, sowie Uber den entsprechenden Preis,
informiert.

Die Verwaltungsgesellschaft hat samtliche organisatorischen MalRRnahmen getroffen, die
etwaige Praktiken des Market Timing und Late Trading verhindern sollen und behélt sich das
Recht vor, Umtauschantrage abzulehnen, die von einem Anleger stammen, von denen die
Verwaltungsgesellschaft hinreichende Kenntnisse hat, dass dieser derartige Praktiken
anwendet. Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich vor, bei Bedarf Mainahmen zum Schutz der
anderen Anleger eines Fonds zu ergreifen.

| Artikel 11 Rechnungsjahr und Abschlussprifung

1.

2.

Das Rechnungsjahr eines Fonds wird im jeweiligen Sonderreglement festgelegt.

Der Jahresabschluss eines Fonds wird von einem Abschlusspriifer (réviseur d entreprises
agrée) geprift, der von der Verwaltungsgesellschaft ernannt wird.

| Artikel 12 Ausschiittungen

1.

Unbeschadet einer anderweitigen Regelung im jeweiligen Sonderreglement bestimmt die
Verwaltungsgesellschaft, ob und in welcher HOhe eine Ausschittung erfolgen wird. Die
Verwaltungsgesellschaft ist erméchtigt, Zwischenausschiittungen vorzunehmen.

Zur Ausschittung kénnen die ordentlichen Nettoertrage sowie realisierte Kursgewinne kommen.
Ferner kdnnen die nicht realisierten Kursgewinne sowie sonstige Aktiva zur Ausschittung
gelangen, sofern das Netto-Fondsvermdgen aufgrund der Ausschittung nicht unter die
Mindestgrenze gemalf Artikel 1 Absatz 1 des Allgemeinen Verwaltungsreglements sinkt.

Ausschittungen werden auf die am Tag vor dem Ex-Tag vor Annahmeschlusszeit
ausgegebenen Anteile ausgezahlt. Im Falle einer Ausschittung in Form von Gratisanteilen
konnen eventuell verbleibende Bruchteile in bar bezahlt werden. Ertrage, die funf Jahre nach
Veroffentlichung einer Ausschittungserklarung nicht abgefordert wurden, verfallen zu Gunsten
des jeweiligen Fonds. Es steht jedoch im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft, auch nach
Ablauf von funf Jahren Ausschittungsbetrage zu Lasten des jeweiligen Fonds einzulésen.

Im Falle der Bildung von zwei oder mehreren Anteilklassen gemal Artikel 5 Absatz 2 dieses
Allgemeinen Verwaltungsreglements wird die spezifische Ausschuttungspolitik der jeweiligen
Anteilklasse im Verkaufsprospekt und/oder Sonderreglement des entsprechenden Fonds
festgelegt.
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| Artikel 13 Dauer und Auflésung eines Fonds

1. Die Dauer eines Fonds ist im jeweiligen Sonderreglement festgelegt.

2. Unbeschadet der Regelung gemalR Absatz 1 dieses Artikels kann ein Fonds jederzeit durch die
Verwaltungsgesellschaft aufgeldst werden, sofern im jeweiligen Sonderreglement keine
gegenteilige Bestimmung getroffen wird. Im Falle der Auflésung fungiert die
Verwaltungsgesellschaft grundsatzlich als Liquidator.

3. Die Auflésung eines Fonds erfolgt zwingend in folgenden Fallen:
a) wenn die im Sonderreglement des jeweiligen Fonds festgelegte Dauer abgelaufen ist;

b) wenn die Verwahrstellenbestellung gekindigt wird, ohne dass eine neue
Verwahrstellenbestellung innerhalb der gesetzlichen oder vertraglichen Fristen erfolgt;

c) wenn gegen die Verwaltungsgesellschaft ein Insolvenzverfahren erdéffnet wird oder die
Verwaltungsgesellschaft aus irgendeinem Grund aufgelost wird;

d) wenn ein Fondsvermdgen wahrend mehr als sechs Monaten unter einem Viertel der
Mindestgrenze gemal’ Artikel 1 Absatz 1 dieses Allgemeinen Verwaltungsreglements bleibt;

e) in anderen, im Gesetz vom 17. Dezember 2010 oder im Sonderreglement des jeweiligen
Fonds vorgesehenen Fallen.

4. Wenn ein Tatbestand eintritt, der zur Auflésung eines Fonds fiihrt, werden die Ausgabe und die
Rucknahme von Anteilen eingestellt. Die Verwahrstelle wird den Liquidationserlds, abziglich
der Liquidationskosten und Honorare ("Netto-Liquidationserlds"™), auf Anweisung der
Verwaltungsgesellschaft oder gegebenenfalls der von derselben oder von der Verwahrstelle,
falls erforderlich, ernannten Liquidatoren unter den Anteilinhabern des jeweiligen Fonds nach
deren Anspruch verteilen. Der Netto-Liquidationserlés, der nicht zum Abschluss des
Liguidationsverfahrens von Anteilinhabern eingezogen worden ist, wird von der Verwahrstelle
nach Abschluss des Liquidationsverfahrens fir Rechnung der Anteilinhaber bei der Caisse de
Consignation in Luxemburg hinterlegt, bei der dieser Betrag verfallt, wenn er nicht innerhalb der
gesetzlichen Frist dort angefordert wird.

5. Die Anteilinhaber, deren Erben bzw. Rechtsnachfolger oder Glaubiger kdnnen weder die
Auflésung noch die Teilung des jeweiligen Fonds beantragen.

| Artikel 14 Verschmelzung eines Fonds

Die Verwaltungsgesellschaft kann durch Beschluss und gemaf den im Gesetz vom 17. Dezember
2010 benannten Bedingungen und Verfahren, einen Fonds mit einem anderen Fonds, welcher von
der Verwaltungsgesellschaft oder von einer anderen Verwaltungsgesellschaft verwaltet wird,
verschmelzen, wobei dieser andere Fonds sowohl in Luxemburg als auch in einem anderen
Mitgliedstaat niedergelassen sein kann.

Die betroffenen Anleger werden entsprechend der prospektualen Bestimmungen sowie der
gesetzlichen Vorschriften Luxemburgs und etwaiger Vertriebslander Uber die geplante
Verschmelzung informiert. Die Anteilinhaber der betroffenen Fonds haben wéhrend 30 Tagen das
Recht, ohne Kosten die Ricknahme ihrer Anteile zum einschldgigen Inventarwert oder den
Umtausch ihrer Anteile in Anteile eines anderen Fonds mit &hnlicher Anlagepolitik, der von derselben
Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft verwaltet wird, mit der die
Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle oder durch eine
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, zu verlangen.
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Die Anteile der Anteilinhaber, welche die Ricknahme oder den Umtausch ihrer Anteile nicht verlangt
haben, werden auf der Grundlage der Inventarwerte an dem Tag des Inkrafttretens der
Verschmelzung durch Anteile des Ubernehmenden Fonds ersetzt. Gegebenenfalls erhalten die
Anteilinhaber einen Spitzenausgleich.

Rechts-, Beratungs- oder Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und der Durchfihrung einer
Verschmelzung verbundenen sind, werden nicht den betroffenen Fonds oder deren Anteilinhabern
angelastet.

| Artikel 15 Allgemeine Kosten

1.

Neben den im Sonderreglement des jeweiligen Fonds aufgefiihrten Kosten kann einem Fonds
Folgendes belastet werden:

Steuern und ahnliche Abgaben, die auf das jeweilige Fondsvermdgen, dessen Einkommen oder
die Auslagen zu Lasten dieses Fonds erhoben werden;

Kosten fir Beratung, die der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle entstehen, wenn
sie im Interesse der Anteilinhaber eines Fonds handeln;

Kosten fur die Durchsetzung von Rechtsanspriichen, wenn dies im Interesse der Anteilinhaber
eines Fonds ist;

Kosten fur den Abschlussprifer (réviseur d”entreprises agrée) eines Fonds, die Kosten fir die
Prifung seiner steuerlichen Rechnungslegung und ggf. sonstige Kosten fiir Zertifizierungen von
fondsbezogenen Berechnungen;

Kosten fur das Risikomanagement eines Fonds;
Kosten fur die Analyse der Performance-Rechnung eines Fonds (Performance-Attribution);

Kosten fir die Einlésung von Ertragsscheinen und ggf. Kosten im Zusammenhang mit
Ausschattungen;

Kosten fur die Zahlstellen sowie die damit verbunden Vertriebsaktivitaten in den jeweiligen
Vertriebslandern;

Kosten fir die Erstellung und/oder Modifizierung sowie die Hinterlegung und Verdffentlichung
des Allgemeinen Verwaltungsreglements und des Sonderreglements sowie anderer
Dokumente, wie z.B. Verkaufsprospekte, Halbjahres- und Jahresberichte, die den
entsprechenden Fonds betreffen, einschlie3lich Kosten der Anmeldungen zur Registrierung,
oder der schriftichen Erlauterungen bei samtlichen Registrierungsbehérden und Bdérsen
(einschlie3lich ortlichen Wertpapierh&ndlervereinigungen), welche im Zusammenhang mit
einem Fonds oder dem Anbieten seiner Anteile vorgenommen werden mussen;

Druck- und Vertriebskosten der Jahres- und Halbjahresberichte fur die Anteilinhaber in allen
notwendigen Sprachen, sowie Druck- und Vertriebskosten von samtlichen weiteren Berichten
und Dokumenten, welche gemalR den anwendbaren Gesetzen oder Verordnungen der
genannten Behérden notwendig sind;

Kosten der fur die Anteilinhaber bestimmten Veroffentlichungen;
ein angemessener Anteil an den Kosten fur Werbung, Marketingunterstiitzung, Umsetzung der

Marketingstrategie sowie fir sonstige MarketingmalRnahmen und solche, welche direkt im
Zusammenhang mit dem Anbieten und Verkauf von Anteilen anfallen;
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Kosten fur die Erstellung der Wesentlichen Anlegerinformationen (Key Investor Information
Document);

samtliche Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb und der VerdufRerung von
Vermogenswerten sowie sdmtliche Kosten in Verbindung mit der Abwicklung und Meldung von
Derivatgeschaften;

Kosten fir die Bonitatsbeurteilung eines Fonds durch national und international anerkannte
Rating-Agenturen;

Kosten fur Telefon, Fax und die Nutzung anderer elektronischer Kommunikationsmittel sowie
fur externe Informationsmedien (wie z.B. Reuters, Bloomberg etc.);

sonstige Kosten fur die Fondsadministration einschlieBlich der Kosten von
Interessenverbénden;

Samtliche vorbezeichneten Kosten, Gebiihren und Ausgaben verstehen sich zuziglich einer
etwaigen Umsatzsteuer.

Samtliche Kosten werden zunéchst dem laufenden Einkommen, dann den Kapitalgewinnen und
zuletzt dem jeweiligen Fondsvermdgen angerechnet.

| Artikel 16 Verjahrung und Vorlegungsfrist

1.

Forderungen der Anteilinhaber gegen die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstelle
konnen nach Ablauf von funf Jahren nach Entstehung des Anspruchs nicht mehr gerichtlich
geltend gemacht werden; davon unberthrt bleibt die in Artikel 13 Absatz 4 des Allgemeinen
Verwaltungsreglements enthaltene Regelung.

Die Vorlegungsfrist fur Ertragsscheine betragt funf Jahre ab Veroéffentlichung der jeweiligen
Ausschittungserklarung. Es steht jedoch im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft, auch nach
Ablauf der Vorlegungsfrist vorgelegte Ertragsscheine zu Lasten eines Fonds einzuldsen.

| Artikel 17 Anderungen

Die Verwaltungsgesellschaft kann das Allgemeine Verwaltungsreglement mit Zustimmung der
Verwahrstelle jederzeit ganz oder teilweise andern.

| Artikel 18  Veroffentlichungen

1.

Die erstmals giltige Fassung sowie die letzte Anderung des Allgemeinen
Verwaltungsreglements wurden beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg
hinterlegt und ein entsprechender Hinterlegungsvermerk im RESA verdffentlicht.

Ausgabe- und Rlcknahmepreise konnen am Sitz der Verwaltungsgesellschaft, der
Verwahrstelle und bei allen Zahl- und Vertriebsstellen erfragt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft erstellt fur jeden Fonds einen Verkaufsprospekt, wesentliche
Anlegerinformationen, einen gepruften Jahresbericht sowie einen Halbjahresbericht
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen des Grol3herzogtums Luxemburg.

Die unter Absatz 3 dieses Artikels aufgefiihrten Unterlagen eines Fonds sind flur die

Anteilinhaber am Sitz der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und bei allen Zahl- oder
Vertriebsstellen erhéaltlich.
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Die Auflésung eines Fonds gemalR Artikel 13 des Allgemeinen Verwaltungsreglements wird
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen von der Verwaltungsgesellschaft im RESA und
in mindestens zwei Uberregionalen Tageszeitungen, von denen eine, eine Luxemburger Zeitung
ist, veroffentlicht.

| Artikel 19 Anwendbares Recht, Gerichtsstand und Vertragssprache

1.

Das Allgemeine Verwaltungsreglement unterliegt Luxemburger Recht. Insbesondere gelten in
Erganzung zu den Regelungen des Allgemeinen Verwaltungsreglements die Vorschriften des
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 sowie die Richtlinie 2007/16/EG. Gleiches gilt fur die
Rechtsbeziehungen zwischen den Anteilinhabern, der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwabhrstelle.

Jeder Rechtsstreit zwischen Anteilinhabern, der Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle
unterliegt der Gerichtsbarkeit des zustdndigen Gerichts im Gerichtsbezirk Luxemburg im
GroRRherzogtum Luxemburg.

Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle sind berechtigt, sich selbst und einen Fonds
der Gerichtsbarkeit und dem Recht eines jeden Landes zu unterwerfen, in welchem Anteile
eines Fonds offentlich vertrieben werden, soweit es sich um Anspriiche der Anleger handelt, die
in dem betreffenden Land anséassig sind, und im Hinblick auf Angelegenheiten, die sich auf den
jeweiligen Fonds beziehen.

Der deutsche Wortlaut des Allgemeinen Verwaltungsreglements ist mafgeblich, falls im
jeweiligen Sonderreglement nicht ausdrtcklich eine anderweitige Bestimmung getroffen wurde.

| Artikel 20 Inkrafttreten

Das Allgemeine Verwaltungsreglement sowie jegliche Anderung desselben treten mit Wirkung zum
1. November 2021 in Kraft.
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Sonderreglement

K & C Aktienfonds

Fir den Fonds K & C Aktienfonds (,Fonds®) ist das Allgemeine Verwaltungsreglement,
welches beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg hinterlegt und dessen
Hinterlegungsvermerk am 3. November 2021 im RESA verd6ffentlicht wurde, integraler
Bestandteil. Ergédnzend bzw. abweichend gelten die Bestimmungen des nachstehenden
Sonderreglements.

\ Artikel 1 Anlageziele und Anlagepolitik des Fonds K & C Aktienfonds

Das Anlageziel des Fonds K & C Aktienfonds besteht in der Erwirtschaftung einer
langfristigen, Uberdurchschnittichen Rendite durch aktives Portfolio Management, unter
Beachtung der Risikostreuung in Euro.

Der Fonds wird aktiv verwaltet. Das Fondsmanagement entscheidet frei Uber die
Portfoliozusammensetzung, wobei es die fur den Fonds festgelegten Anlageziele und die
jeweilige Anlagepolitik einzuhalten hat. Der Fonds wird nicht anhand eines Indexes
(Benchmark) als Bezugsgrundlage verwaltet.

Um dieses Anlageziel zu erreichen, wird das Fondsvermdgen nach dem Grundsatz der
Risikostreuung angelegt, wobei mindestens 75 % des Fondsvermdgens in Aktien und
aktienahnlichen Wertpapieren, Zertifikaten auf Aktien und Aktienindexzertifikaten, ETF auf
Aktienindizes und bis zu 25 % des Fondsvermégens in fest- und variabel verzinslichen
Anleihen, Wandelanleihen und Optionsanleihen, deren Optionsscheine auf Wertpapiere
lauten, sowie in Genussscheinen, Bankschuldverschreibungen, sonstigen Zertifikaten und
sonstigen festverzinslichen Wertpapieren (z.B. Zero-Bonds) internationaler Emittenten
investiert werden darf. Das Fondsvermégen kann auch in hochverzinsliche Staats-, Wandel-
und Unternehmensanleihen investiert werden. Hierunter fallen auch Anlagen in verzinslichen
Wertpapieren, die in der Regel von Staaten der Emerging Markets (,Schwellenlander®)
begeben worden sind.

Mindestens 51% des Fondsvermdgens werden in Kapitalbeteiligungen investiert.
Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne sind:

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Bdrse zugelassen oder
an einem anderen organisierten Markt, welcher zudem die Kriterien eines geregelten Marktes
geman Artikel 4, Ziffer 14 der Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 21. April 2004 Uber die Markte fir Finanzinstrumente entspricht, zugelassen oder
in diesen einbezogen sind;

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens dber den Europaischen Wirtschaftsraum
ansassig sind und dort der Ertragsbesteuerung fir Kapitalgesellschaften unterliegen und nicht
von ihr befreit sind;

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die in einem Drittstaat ansassig sind und dort einer

Ertragsbesteuerung fur Kapitalgesellschaften in Hohe von mindestens 15% unterliegen und
nicht von ihr befreit sind;
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- Anteile an anderen Investmentvermdgen entweder in Hohe der bewertungstéaglich
vertffentlichten Quote ihres Wertes, zu der sie tatsdchlich in die vorgenannten Anteile an
Kapitalgesellschaften anlegen oder in Héhe der in den Anlagebedingungen des anderen
Investmentvermdégens festgelegten Mindestquote.

Je nach Marktlage und im Interesse der Anteileigner darf das Fondsvermdgen auch
abweichend von Artikel 4 des Allgemeinen Verwaltungsreglements bis zu 25 % in
Geldmarktinstrumente oder flissige Mittel einschlielich Sichteinlagen investiert werden.

Die Vermogenswerte konnen auf Wahrungen eines Mitgliedstaates der Organisation fur
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), oder auf eine sonstige, frei
konvertible Wahrung lauten.

Ferner kann der Fonds im Rahmen des Allgemeinen Verwaltungsreglements und gemaf
Artikel 41 Absatz 2a) des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 bis zu 10 % des Netto-
Fondsvermogens in andere Anlagen als den in Nr. 1 des Artikel 4 des Allgemeinen
Verwaltungsreglements genannten Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten investieren.

Fur das Fondsvermdgen durfen auch Anteile oder Aktien anderer OGAW und anderer OGA
gemal Artikel 4 Absatz 1 e) des Allgemeinen Verwaltungsreglements erworben werden.

Daneben kann das Fondsvermdgen in andere gesetzliche zuldssige Vermdgenswerte
investieren.

Zu Absicherungszwecken als auch zu Investitionszwecken darf der Fonds Derivate gemaf
Artikel 4 Nr. 5. des Allgemeinen Verwaltungsreglements einsetzen. Beziehen sich diese
Techniken und Instrumente auf die Verwendung von Derivaten im Sinne von Artikel 4 Nr. 1. g)
des Allgemeinen Verwaltungsreglements, o] muassen die betreffenden
Anlagebeschrankungen von Artikel 4 des Allgemeinen Verwaltungsreglements bertcksichtigt
werden. Des Weiteren sind die Bestimmungen von Artikel 4 Nr. 6. betreffend
Risikomanagement-Verfahren bei Derivaten zu beachten.

Fur den Fonds werden keine Wertpapierfinanzierungsgeschafte gemaf der Verordnung (EU)
2015/2365 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 (ber die
Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschaften und der Weiterverwendung sowie zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 abgeschlossen. Sofern der Fonds zukiinftig
beabsichtigt diese Techniken und Instrumente einzusetzen, wird der Verkaufsprospekt
entsprechend den Vorschriften der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europaischen
Parlaments angepasst.

Der Fonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.
Es ist nicht vorgesehen, Anteile des Fonds an einer Borse amtlich notieren zu lassen.

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen berlcksichtigen nicht die EU-
Kriterien flr okologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken

Die Verwaltungsgesellschaft trifft alle Entscheidungen fiir den Fonds unter Berlcksichtigung
der Risiken, die sich aus Nachhaltigkeits- und insbesondere ESG-Aspekten ergeben. ESG
bezieht sich auf umwelt- (Environmental) und soziale Aspekte (Social) sowie die
Unternehmensfihrung (Corporate Governance).

Im Rahmen der Bertcksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken wird fir den Fonds ein
Minimalstandard an Risikoindikatoren bertcksichtigt. Bei der Definition von entsprechenden
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Risiko-Limits je Fonds orientiert sich die Verwaltungsgesellschaft grundsatzlich an dem
allgemeinen Risiko-Profil des Fonds, d.h. fiir eine Strategie, die per se groRere Risiken (bspw.
aufgrund der verfolgten Anlagestrategie oder der verwendeten Instrumente zur Umsetzung
der Strategie) eingeht, werden auch hdhere Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit
toleriert. Die entsprechenden Risiko-Limite werden mit dem Portfoliomanager vereinbart und
gemal den Vorgaben und Prozessen des Risikomessungsverfahrens bearbeitet.

| Artikel 2 Anteile

Die Anteile sind Inhaberanteile und werden Uber CFF begeben. Die Auslieferung effektiver
Stlicke ist nicht vorgesehen.

Anteilklassen im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 des Allgemeinen Verwaltungsreglements
werden nicht gebildet.

Alle Anteile haben gleiche Rechte.

] Artikel 3 Waéhrung, Bewertungstag, Ausgabe, Riicknahme von Anteilen

1. Referenzwéahrung des Fonds ist der Euro. Die Fondswahrung, in welcher fir den Fonds
der Anteilwert, der Ausgabepreis und der Riicknahmepreis berechnet werden, ist der Euro.

2.  Bewertungstag ist jeder Tag, der Bankarbeitstag in Luxemburg ist, mit Ausnahme des
24. und 31. Dezembers eines jeden Jahres.

3. GemalR Artikel 6 des Allgemeinen Verwaltungsreglements ist der Ausgabepreis der
Anteilwert des entsprechenden Bewertungstages zzgl. eines Ausgabeaufschlages von bis zu
3,5 % des Anteilwertes.

4. Rucknahmepreis ist der Anteilwert gemaf Artikel 9 in Verbindung mit Artikel 7 des
Allgemeinen Verwaltungsreglements.

5.  Der Ausgabepreis ist innerhalb von drei Bankarbeitstagen in Luxemburg nach dem
entsprechenden Bewertungstag zahlbar. Sind die Zahlung und ein schriftlicher
Zeichnungsantrag bis zu diesem Datum nicht eingegangen, kann der Antrag abgelehnt und
jede auf seiner Grundlage erfolgte Zuteilung von Anteilen annulliert werden. Geht eine Zahlung
im Zusammenhang mit einem Zeichnungsantrag nach Ablauf der vorgesehenen Frist ein, kann
die Verwaltungsgesellschaft bzw. die Register- und Transferstelle den Antrag bearbeiten bzw.
bearbeiten lassen und dabei voraussetzen, dass die Anzahl der Anteile, die mit dem
eingegangenen Betrag (einschliel3lich des anwendbaren Ausgabeaufschlags) gezeichnet
werden kénnen, diejenige ist, die sich aus der nachsten Nettoinventarwertberechnung nach
Eingang der Zahlung ergibt.

| Artikel 4 Ausschttungspolitik

Die Anteile des Fonds sind nicht ausschittungsberechtigt. Die erwirtschafteten Ertrage werden
thesauriert.
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| Artikel 5 Verwahrstelle / Register- und Transferstelle

Die Verwahrstelle ist die European Depositary Bank SA. Die Transaktionen innerhalb der
Fonds werden Uber die Verwahrstelle abgewickelt. Die Verwahrstelle handelt im Interesse der
Anteilinhaber. Die Register- und Transferstelle ist im Verkaufsprospekt des Fonds benannt.
Die Register- und Transferstelle wurde mit der Ausfuhrung von Antragen zur Zeichnung,
Rucknahme, zum Umtausch und zur Ubertragung von Anteilen sowie der Fiihrung des
Anteilregisters beauftragt.

Werden Anteile des Fonds ausschliellich Giber das CFF-Verfahren (Central Facility for Funds)
verbrieft, entfallt die Tatigkeit im Zusammenhang einer Registerfiihrung.

| Artikel 6 Kosten

1. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, aus dem Fondsvermdgen ein Entgelt von bis
zu 0,225 % p.a., mindestens 7.500,- EUR pro Quartal, zu erhalten, welches bewertungstaglich
auf das Nettofondsvermodgen des vorangegangenen Bewertungstages zu berechnen und
monatlich nachtraglich auszuzahlen ist.

2. Der Anlageberater erhélt ein fixes Entgelt von bis zu 1,375 % p.a., welches
bewertungstaglich auf das Nettofondsvermégen des vorangegangenen Bewertungstages zu
berechnen und quartalsweise nachtraglich auszuzahlen ist

3. Die Verwahrstelle erhélt ein Entgelt von bis zu 0,075 % p.a., mindestens 3.000 EUR pro
Quiartal, zuziglich einer etwaig anfallenden Umsatzsteuer, welches bewertungstaglich auf das
Nettofondsvermdgen des vorangegangenen Bewertungstages zu berechnen und monatlich
nachtréglich auszuzahlen ist

| Artikel 7 Total Expense Ratio

Die Total Expense Ratio wird nach Abschluss des Geschéftsjahres des Fonds, auf Basis der
historischen Werte des jeweils vergangenen Geschéftsjahres, exklusiv der
Transaktionskosten, fir den Fonds ermittelt und im jeweiligen Jahresbericht genannt.

| Artikel 8 Portfolio Turnover Rate

Die Portfolio Turnover Rate wird nach der nachfolgend erlauterten Methode berechnet.

Summe der Werte der Wertpapierkaufe eines Betrachtungszeitraumes = X
Summe der Werte der Wertpapierverkaufe eines Betrachtungszeitraumes = Y
Summe 1 = Summe der Werte der Wertpapiertransaktionen = X + Y

Summe der Werte der Zeichnungen eines Betrachtungszeitraumes = Z
Summe der Werte der Riicknahmen eines Betrachtungszeitraumes = R
Summe 2 = Summe der Werte der Anteilsscheintransaktionen =Z + R
Monatlicher Durchschnitt des Netto-Fondsvermdgens = M

Portfolio Turnover Rate = [(Summe 1-Summe 2)/M]*100
Die Portfolio Turnover Rate beziffert den Transaktionsumfang auf Ebene des Fondsportfolios.

Eine Portfolio Turnover Rate, die nahe bei Null liegt zeigt, dass Transaktionen getatigt
wurden, um die Mittelzu- bzw. —abflisse aus Zeichnungen bzw. Ricknahmen zu investieren
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bzw. zu deinvestieren. Eine negative Portfolio Turnover Rate indiziert, dass die Summe der
Zeichnungen und Ricknahmen hoher waren, als die Wertpapiertransaktionen im
Fondsportfolio. Eine positive Portfolio Turnover Rate zeigt, dass die Wertpapiertransaktionen
hoher waren, als die Anteilscheintransaktionen.

Die Portfolio Turnover Rate wird jahrlich ermittelt. Die Hohe der Portfolio Turnover Rate wird
im jeweiligen Jahresbericht genannt.

| Artikel 9 Rechnungsijahr

Das Rechnungsjahr des Fonds endet jedes Jahr am 30. Juni.

| Artikel 10 Dauer des Fonds

Der Fonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

| Artikel 11 Verschmelzung des Fonds

Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit den bestehenden Fonds auflésen oder
beschlieRen, diesen mit einem anderen Fonds zu verschmelzen, sofern das Netto-
Fondsvermdgen unter einen Betrag fallt, welcher von der Verwaltungsgesellschaft als
Mindestbetrag fur die Gewahrleistung einer effizienten Verwaltung angesehen wird und
welcher auf 5 Millionen Euro festgelegt ist, sowie im Falle einer Anderung der wirtschaftlichen
und/oder politischen Rahmenbedingungen. Die Auflésung bzw. Verschmelzung wird
mindestens 30 Tage zuvor entsprechend Artikel 18 Nr. 5 des Allgemeinen
Verwaltungsreglements veroffentlicht. Im Falle der Verschmelzung von Fonds haben die
Anteilinhaber des einzubringenden Fonds wahrend der vorstehend genannten Frist von 30
Tagen das Recht, ohne Kosten die Ricknahme aller oder eines Teils ihrer Anteile zum
einschlagigen Anteilwert nach dem Verfahren, wie es in Artikel 14 des Allgemeinen
Verwaltungsreglements beschrieben ist, zu verlangen.

Nach Aufldsung eines Fonds wird die Verwaltungsgesellschaft diesen Fonds liquidieren. Dabei
werden die diesem Fonds zuzuordnenden Vermdgenswerte verdufRert sowie die diesem
Fonds zuzuordnenden Verbindlichkeiten getilgt. Der Liquidationserlds wird an die
Anteilinhaber im Verhaltnis ihres Anteilbesitzes ausgekehrt. Nach Abschluss der Liquidation
eines Fonds werden nicht abgeforderte Liquidationserlose flr einen Zeitraum von neun
Monaten bei der Verwahrstelle hinterlegt; danach gilt die in Artikel 13 Nr. 4 Satz 3 des
Allgemeinen Verwaltungsreglements enthaltene Regelung entsprechend fir samtliche
verbleibenden und nicht eingeforderten Betrage.

| Artikel 12 Inkrafttreten

Das Sonderreglement tritt mit Wirkung zum 1. November 2021 in Kraft.
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